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Das Gewerkschaftsjahr 2019 
hatte viel zu bieten: Tarifaus-
einandersetzungen, ein en-
gagiertes Eintreten gegen die 
Versuche der AfD, Unfrieden 
an Schulen zu stiften, viel Ein-
satz für JA 13, die Gründung ei-
nes Bündnisses „Mehr Zukunft 
in der Schule“, eine grüne Wis-
senschaftsbehörde, die Exzel-
lenz auf Kosten guter Arbeits-
bedingungen forciert, aber 
auch der Wiederaufbau aktiver 
und attraktiver GEWerkschafts-
arbeit in der Weiterbildung. Ein 
kleiner Rückblick. 

Es waren zähe Verhandlun-
gen im Februar und März 2019. 
Drei lange Tage verhandelten 
die Gewerkschaften mit den 
Vertretern der Tarifgemein-
schaft der Länder (TdL). Am 
Ende stand ein Tarifergebnis, 
das sich sehen lassen kann. 
Insgesamt wurden Gehaltsstei-
gerungen in einem Gesamt-
volumen von 8 Prozent bei 33 
Monaten Laufzeit vereinbart. 
Eine bittere Pille für die Ergo- 
und Physiotherapeut_innen: 
Sie profitieren leider nicht von 
der Aufwertung des Sozial- und 
Erziehungsdienstes. 

Ein Dauerärgernis über das 
gesamte Jahr waren die Ver-
suche der AfD, Unfrieden an 
Schulen zu stiften und über An-
fragen und Beschwerden den 
Eindruck zu erwecken, dass 
die Gebote politischer Bildung 
nicht eingehalten würden. Als 
GEW haben wir engagiert poli-

tische Aufklärungsarbeit geleis-
tet und auch viele betroffene 
Kolleg_innen rechtlich beraten 
und unterstützt. Neben einer 
Broschüre zum Thema haben 
wir einen großen Kongress mit 
vielen Bündnispartner_innen 
auf Kampnagel durchgeführt, 
um deutlich zu machen, dass 
der zunehmende Rechtsruck 
weite Teile der Gesellschaft be-
trifft. 

Die bessere Bezahlung für 
Grund- und Mittelstufenlehr-
kräfte ist ein Erfolg, der ohne 
unseren Druck nicht zustan-
de gekommen wäre, aber der 
Kampf ist noch nicht zu Ende. 
Schon länger konnte man hin-
ter den Kulissen vernehmen, 

dass es nun bald kommen soll. 
An allem Schönen sind häufig 
ein paar Haken und Ösen. Das 
ist hier leider auch der Fall. 
Im Moment gibt es nur eine 
Absichtserklärung der Bür-
gerschaftsfraktionen von SPD, 
GRÜNE, CDU und FDP, die hin-
ter verschlossenen Türen über 
den sogenannten „Schulfrie-
den“ verhandelt haben. Wir 
erwarten nun eine schnelle 
Umsetzung, denn den Worten 
müssen jetzt Taten folgen! 

Die letzten schulpolitischen 
Entscheidungen in Hamburg 
zeichneten sich vor allem da-

durch aus, dass sie ohne die 
Beteiligung der Betroffenen 
zustande kamen. Um dem ent-
gegenzuwirken, hat die GEW 
federführend an der Gründung 
eines Bündnisses mitgewirkt 
mit dem Ziel, die Betroffenen 
selbst zu Wort kommen zu 
lassen. Die Forderung lautet: 
Mehr Zukunft in der Schule! 
Beteiligt sind u.a. verschiedene 
Verbände und Vereinigungen 
der Hamburger Schulleitungen 
sowie die Elternkammer, die 
Lehrer- und die Schüler_innen-
kammer. 

In der Wissenschaft war das 
Jahr 2019 zunehmend von ei-
ner ablehnenden Haltung der 
Wissenschaftsbehörde gegen-
über unseren Forderungen 
geprägt, wie wir sie u.a. in der 
Kampagne „Frist ist Frust“ an 
die politisch Verantwortlichen 
adressiert haben. Einerseits 
wurde die Uni Hamburg 2019 
in den Status einer Exzellenz-
universität erhoben, anderer-
seits gab es eine Stagnation in 
den Bereichen Hochschulfinan-
zierung und bei den Beschäfti-
gungsbedingungen. 

Erfreulich war der Wieder-
aufbau aktiver und attraktiver 
GEWerkschaftsarbeit in der 
Weiterbildung. Mittlerweile 

wurden die Beschäftigten zur 
gemeinsamen Fachgruppenar-
beit eingeladen, um gemein-
same Themen, Interessen und 
Politikschritte herauszuarbei-
ten. Highlight dieser Aktivität 
war unsere Veranstaltung „Tri-
bunal Weiterbildung“ am 27. 
November. 

Wir gehen gestärkt ins 
nächste Jahr, freuen uns, mit 
euch an diesen Themen weiter 
zu arbeiten, wünschen eine be-
sinnliche Advents- und Weih-
nachtszeit und einen guten 
Rutsch ins Jahr 2020!
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Anja Bensinger-Stolze, Fredrik Dehnerdt, Sven Quiring

Viel erreicht
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„Auszeit“?
hlz 9-10/19, S.6
Lieber R., lieber M.,
zunächst einmal: Ich möchte 

nicht die Arbeit von Kollegin-
nen und Kollegen in der Aus-
bildungsvorbereitung kritisieren 
oder bewerten. Davon unabhän-
gig muss man sich doch aber 
fragen, was die Ausbildungsvor-
bereitung für die Jugendlichen 
bedeutet. Ihr vergleicht die Aus-
bildungsvorbereitung mit einer 
Auszeit von Abiturienten, die 
nach dem Abi erst einmal nichts 
machen oder herumreisen. Der 
Vergleich hinkt und verharmlost. 
Denn die Schulabgänger_innen 
wollten nicht eine „Auszeit“ in 
der Ausbildungsvorbereitung 
nehmen, schon gar nicht als frei-
williges Projekt, sie wollten eine 
Ausbildung beginnen. Weil der 
Ausbildungsmarkt versagt, wer-
den sie gezwungen, die Ausbil-
dungsvorbereitung zu besuchen. 
Diese Ausbildungsvorbereitung 
ist in den 1970er Jahre nur 
deshalb entwickelt worden, weil 
damit die Schulpflicht erfüllt 

wird und der Staat sich danach 
nicht mehr um die Jugendlichen 
kümmern muss. Ich meine, alle 
Jugendlichen, auch – wie Ihr es 
bemerkt – „mit mittelmäßigem 
ersten Schulabschluss“, haben 
ein Recht auf eine Ausbildung. 

Es ist betrüblich, dass die Sta-
tistiken ein so schlechtes Bild 
von der Ausbildungsversorgung 
der Jugendlichen in Hamburg 
zeichnen. Eurer Aufforderung, 
darüber zu schweigen, kann und 
werde ich nicht nachkommen. 
Es ist im Sinne der Betroffe-
nen besser, die Realitäten zur 
Kenntnis zu nehmen und sich 
für mehr Ausbildungsplätze zu 
engagieren, als die Augen davor 
zu verschließen. 

KAY BEIDERWIEDEN 

No go
Schulsenator Ties Rabe findet 

es problematisch, wenn Schü-
ler_innen für eine Klassenfahrt 
ins Flugzeug steigen: „Klassen-
reisen sollen bilden, daher sind 
Flugreisen nicht grundsätzlich 
auszuschließen, aber die Anzahl 

ist deutlich zu hoch! Ich appel-
liere an die Schulen, hier mit 
Augenmaß und unter Berück-
sichtigung des Klimaschutzes 
zu handeln!“ Das sieht Nele 
Brebeck von Fridays for Future 
Hamburg genauso: „Wir würden 
uns wünschen, dass zukünftig 
für Klassenreisen Ziele in Eu-
ropa oder Deutschland gewählt 
werden und die Anreise mit dem 
Bus oder Zug erfolgt.“

Weihnachtsgeschenk
Schüler_innen können künf-

tig Lehrer_innen aller deutschen 
Schulen online mit Sternen be-
werten, so wie Uber-Fahrgäste 
ihre_n Fahrer_in oder Airbnb-
Mieter_innen ihre Wohnungen. 
Dies ermöglicht eine neue App, 
die am 15. November online 
ging. Entwickelt hat sie ein Wie-
ner Schüler mit Hilfe eines In-
vestorenkonsortiums und einer 
renommierten Medienkanzlei.

billig 
Die Hamburgische Architek-

tenkammer schlägt Alarm. „Es 
ist schwierig bis unmöglich, 
angesichts viel zu geringer Bud-
gets eine ausreichende bauliche 
Qualität und damit auch Nach-
haltigkeit und Dauerhaftigkeit 
beim Schulbau zu erreichen“, 
sagte Claas Gefroi, Sprecher der 
Architektenkammer. Die Archi-
tekten seien oft gezwungen, ihre 
Entwürfe „herunterzurechnen“, 
indem preiswertere, aber auch 
weniger nachhaltige und dauer-
hafte Materialien und Produkte 
verwendet würden. Hamburg 
liege im bundesweiten Vergleich 
der Baukosten am unteren Ende. 
Der Mittelwert für den Neubau 
einer allgemeinbildenden Schu-
le liege bundesweit bezogen auf 
die Mietfläche bei 2311 Euro. 
Gefroi präzisiert: „Nach Recher-
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Leser_innenbriefe an: hlz@gew-hamburg.de
(wir belassen ggf. alte Schreibung)

Die Redaktion behält sich das Recht auf Kürzungen vor

Le
se

rb
ri

ef
/N

ac
hr

ic
ht

en
 c

erfolgreich
Die Volksinitiative „Schuldenbremse streichen! Soziale Wohl-

entwicklung jetzt: demokratisch, zivil, für alle!“ hat mehr als die 
erforderlichen 10.000 
Unterschriften von 
Hamburgerinnen und 
Hamburgern erhalten 
und ist damit erfolg-
reich zu Stande ge-
kommen. Die Bürger-
schaft muss sich bis zum 24. Februar 2020 mit dem Anliegen der 
Volksinitiative befasst haben. Sollte die Volksinitiative durch die 
Bürgerschaft nicht angenommen werden, kann ein Volksbegehren 
angemeldet werden. In diesem Volksbegehren können die Ham-
burgerinnen und Hamburger erneut für die Streichung der Schul-
denbremse unterschreiben. Für das Zustandekommen des Volks-
begehrens müssen ca. 65.000 Hamburgerinnen und Hamburger 
innerhalb von drei Wochen unterschreiben. Dieses Volksbegehren 
wird voraussichtlich im Sommer, im Juli oder August, stattfinden.
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Tarifliche Steuersätze auf Unternehmensgewinne

Gewinnsteuern nicht senken!
Wirtschaftsminister Altmaier (CDU) will die Un-
ternehmenssteuern von 30 auf 25 Prozent sen-
ken. Obwohl die tatsächliche Besteuerung auf-
grund diverser Vergünstigungen sowieso schon 
niedriger ist. Begründung: Die USA und andere 
Länder haben ihre Steuersätze gesenkt. 

Die Gewinnsteuersätze sind in den letzten Jahr-
zehnten bereits mehrfach gesenkt worden. 
Auch Vermögensteuern wurden abgeschafft. 
Begründung für diese neoliberale Politik: mehr 
Investitionen und Arbeitsplätze. Zugleich wurde 
bei öffentlichen Investitionen und Sozialem ge-
kürzt. Die Ungleichheit der Einkommen und 
Vermögen stieg weltweit massiv an. Die Investi-
tionen dagegen entwickelten sich sogar schwä-
cher als früher, als die Steuern höher waren. 

Das ist gar nicht überraschend. Die Unterneh-
men investieren nicht deswegen mehr, weil sie 
weniger Steuern zahlen. Sondern wenn Massen-
kaufkraft und öffentliche Ausgaben für hinrei-
chende Nachfrage sorgen. Die Unternehmen in 
Deutschland haben genug Geld. International 
erzielen sie große Überschüsse. Riesige Bedarfe 
gibt es dagegen in Kitas und Schulen, im Ge-
sundheitswesen, im öffentlichen Nahverkehr, 
bei der Bahn, im sozialen Wohnungsbau, für 
den ökologischen Umbau, für Sozialleistungen. 

Dafür brauchen wir zusätzliche Steuereinnah-
men, statt das Geld zugunsten der Konzerne zu 
verballern. Steuersenkungen in Deutschland 
würden nur den Wettlauf nach unten befeuern 
und so weltweit den Menschen schaden. 

Wer weiß denn sowas? Das Einzige, was zählt, sind die Gewinnaussichten und wenn die schlecht sind, 
kann man die Steuersätze für Unternehmensgewinne so niedrig ansetzen, wie man will. Die gewünschten 
Investitionen bleiben aus. Wie war der Schnack von John Maynard Keynes, den so viele deutsche Politiker für 
sich beanspruchten? „Man kann die Pferde zur Tränke führen, saufen müssen sie selber!“ Damit spielte Keynes 
auf das im Englischen und Französischen (!) häufig benutzte Sprichwort an: “You can drag the horse to the water, 
but you can not force it to drink!” Und dies ist bereits verbrieft vorhanden in einer Schrift von vor nahezu 500 
Jahren (!): "A man may well bring a horse to the water / But he cannot make him drink without he will." - John 
Heywood: "A Dialogue of the Effectual Proverbs in the English Tongue Concerning Marriages" Part I Chapter XI 
(1562), edited by John S. Farmer, London 1906 p. 33

chen der Architektenkammer la-
gen die in den Architektenverträ-
gen der letzten Jahre verankerten 
Kostenrichtwerte jedoch weit 
darunter, nämlich zwischen 1542 
und 1765 Euro pro Quadratmeter 
Mietfläche“.

Brandbekämpfung
Der Senat dehnt sein För-

derprogramm „KitaPlus“ für 
Kindertagesstätten in sozialen 
Brennpunkten aus: Ab 2020 
sollen 35 weitere Einrichtungen 
von zusätzlichen Personalres-
sourcen profitieren.

Dabei handelt es sich um Ki-
tas, die hohe Anteile an Kindern 
mit nicht deutscher Familien-
sprache und Kindern aus sozial 
benachteiligten Familien aufwei-
sen. Sie bekommen zusätzliche 
Mittel, um mit mehr Personal 

die pädagogische Arbeit und die 
sprachliche Bildung und Förde-
rung intensivieren zu können. 
Insgesamt stockt die Sozialbe-
hörde die Ausgaben um rund 
800.000 Euro im Jahr auf.

Nicht nur Halleluja
Bildungssenator Ties Rabe 

und die Spitzen der Religions-
gemeinschaften stellten ein für 
Hamburg bundesweit einzigarti-
ges Konzept für den Religions-
unterricht vor. Während in den 
meisten anderen Bundesländern 
der Religionsunterricht nach 
Religionen und Konfessionen 
getrennt erteilt wird, setzt Ham-
burg auf einen gemeinsamen 
„Religionsunterricht für alle“. 
Das hat konkrete Folgen: Nicht 
mehr nur evangelische, sondern 
auch jüdische, muslimische, 

alevitische und voraussichtlich 
auch katholische Lehrkräfte kön-
nen von nun an den Religionsun-
terricht erteilen – vorausgesetzt, 
sie haben ein vollständiges Stu-
dium und ein ordentliches Refe-
rendariat absolviert. Anders als 
in anderen Bundesländern soll 
der Unterricht weiterhin aus-
schließlich von staatlichen Lehr-
kräften erteilt werden. Geistliche 
und Mitarbeiter der Religions-
gemeinschaften bleiben ausge-
schlossen.

Die Geschäftsstelle bleibt
geschlossen vom 21.12.19 bis
zum 1.1.20. Frohe Weihnachten 
und ein gutes und       glückliches
neues Jahr!
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Applaus für die Absicht,      aber: „Im Anfang war die Tat!“Applaus für die Absicht,      aber: „Im Anfang war die Tat!“
Goethe, Faust 1 (Vers 1237)
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ARBEITSZEIT

Schluss mit den 
Falschmeldungen
In Hamburg arbeiten Lehrkräfte mehr als in anderen Bundesländern

In diesem Jahr hat sich die 
Kollegin Dorothea Kaufmann 
bereits zweimal in der hlz („Kei-
ne Zahlenspielerei“, hlz Juli/Au-
gust 2019 und „Höchst individu-
elles Leid“, November 2019) mit 
dem Thema Arbeitszeit der Lehr-
kräfte in Hamburg kritisch aus-
einandergesetzt. Beide Artikel 
bringen die permanente Überla-
stung der Hamburger Lehrkräfte 
zum Ausdruck. In ihrem letzten 
Artikel hat sie am Beispiel der 
Gymnasialkolleg_innen ver-
sucht das Schönrechnen der BSB 
deutlich zu machen und anhand 
der Lehrerarbeitszeitverordnung 
(LAZVO) nachzuweisen. Dies 
ist keine einfache Sache. Das 
macht auch jedes Argumentie-
ren sowohl in Richtung Behörde 
und Senat, aber auch gegenüber 
den Eltern und der Presse ex-
trem schwierig. Wir geben aber 
nicht auf und werden das The-

ma ‘Arbeitszeit der Lehrkräfte‘ 
weiter thematisieren – und wenn 
notwendig auch skandalisieren. 
Deshalb haben wir auch als Vor-
sitzende noch einmal versucht, 
das Thema möglichst einfach, 
für möglichst viele nachvollzieh-
bar zu machen. Für dieses Vor-
haben haben wir auch Anleihen 
bei unserem ehemaligen GPR-
Vorsitzenden und Arbeitszeitex-
perten Hans Voß genommen.

Entgegen allen Ankündigun-
gen und Verlautbarungen der 
Hamburger Behörde für Schule 
und Berufsbildung und auch al-
len Artikeln in der Hamburger 
Presse, die versuchen die LAZ-
VO zu erklären, muss festgehal-
ten werden, dass die Arbeitszeit 
der Lehrkräfte in Hamburg höher 
als in allen anderen Bundeslän-
dern ist. Bei einem Vergleich 
mit anderen Bundesländern ist 
der grundlegende Unterschied, 

den die LAZVO beschreibt, 
eine Festlegung der Wochenar-
beitszeit von 46,57 WAZ (Wo-
chenarbeitszeit) auf Grundlage 
der Jahresarbeitszeit (inklusive 
der Ferien usw.) und einer un-
terschiedlichen Faktorisierung 
nach Schulformen, Fächern und 
Schulstufen.

Wie kommt es immer wieder 
zu diesen Falschmeldungen, die 
etwas anderes behaupten und 
sogar davon sprechen, dass die 
Lehrerarbeitszeit in Hamburg 
besonders gerecht berechnet sei?

a) �Um die andere Art der Be-
rechnung der Hamburger 
LAZVO im Gegensatz zu 
den Pflichtstundenmodellen 
in den anderen Bundeslän-
dern zu erklären, wird auf die 
Grundformel verwiesen: Jede 
Lehrer_innenstelle bringt 75 
Prozent Unterrichtsstunden, 

Arbeitszeit
Zeiten für

Allgemeine
Aufgaben

Restzeit
(Unterrichtszeit)

Unterrichtzeit
(in Prozent der

Gesamtarbeitszeit)

Grundschulen 46,57 3,8 42,77 91,84

Gymnasien 46,57 3,8 42,77 91,84

Stadtteilschulen 46,57 4,5 42,07 90,34

Berufliche Schulen 46,57 5 41,57 89,26

Spezielle Sonder-
schulen/ReBBZ 46,57 3,8 42,77 91,84

durchschnittliche Unterrichtszeit: 42,39 91,22

Behördenangabe [1] 37,72 81 %

Arbeitszeit einer Vollzeitlehrkraft ohne Funktionszeit

[1] http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Statistik/Pflichtstunden_der_Lehrer_2014.pdf
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10 Prozent für allgemeine 
Aufgaben (Konferenzen, 
Aufsichten usw.) und 15 Pro-
zent Funktionszeiten (z.B. für 
Ganztagskoordination, Aus-
bildungsbetreuung, Fachkon-
ferenzleitung, Klassenleitung 
usw.) mit an die Schule. Diese 
Zeiten bringt jede Lehrer_in-
nenstelle an ihre Schule, aber 
das heißt nicht, dass sie selbst 
nicht mehr als 75 Prozent an 
Unterrichtszeit unterrichtet. 
Wenn sie selbst keine Funk-
tion übernimmt, erhöht sich 
ihre Unterrichtszeit um genau 
diese 15 Prozent. Die allge-
meinen Aufgaben bestehen 
aus teilbaren und unteilba-
ren Anteilen. Die unteilbaren 
Anteile werden – wie in der 
Tabelle zu sehen – unabhän-
gig vom Stellenumfang an 
alle Lehrkräfte gleich verteilt. 
Daraus ergibt sich für die zu 
leistende Arbeitszeit folgendes 
Bild: siehe Tabelle S. 10.

b) �Die Behörde unterstützt die 
falsche Lesart der LAZVO, 
indem sie davon ausgeht, jede 
Lehrkraft habe auch indivi-
duell nicht mehr als 75 Pro-
zent an Unterrichtsstunden zu 
leisten und meldet aufgrund 
dieser falschen Annahme auch 
keine korrekten Zahlen an 

die Kultusministerkonferenz 
(KMK). Die KMK erstellt 
zum Vergleich der Unter-
richtszeiten der Lehrer_in-
nenstelle eine Tabelle, in der 
die Hamburger LAZVO in das 
System eines Pflichtstunden-
modells übertragen wird. Die 
oben errechneten Prozent-
zahlen an Unterricht müssen 
nach Schulform, Schulstufe 
und Fach für eine Umrech-
nung nach einem Pflichtstun-
denmodell weiter bearbeitet 
werden. Dazu benötigt man 
den jeweiligen Durchschnitts-
wert der Faktorisierung in der 
jeweiligen Schulform. Da es 
eine Deckelung der Unter-
richtsstunden in Hamburg auf 
29 Stunden pro Woche gibt, 
sind die Schulleitungen in der 
Grundschule und in den spezi-
ellen Sonderschulen/REBBZ 
angehalten, den Lehrkräften 
entsprechende Aufgaben und 
Funktionszeiten zu geben, da-
mit sie nicht mehr als 29 Un-
terrichtsstunden pro Woche 
haben.

c) �Jede Schule bekommt also 
über die einzelne Lehrer_in-
nenstelle F-Zeiten zugewie-
sen, mit denen bestimmte 
Aufgaben vergolten werden. 
Die zugewiesenen F-Zeiten ent-

sprechen nicht mehr den immer 
weiter ausgebauten Aufgaben 
von Lehrkräften und Schullei-
tungen. Auch die Schulleitun-
gen müssen für ihre Aufgaben 
die benötigte Zeit aus dem Topf 
der F-Zeiten entnehmen. Die 
von der Behörde eingesetzte 
Behlerkommission1 kommt in 
ihrem Abschlussbericht 2008 
bereits auf 42 weitere Aufgaben 
der Lehrkräfte und 40 weitere 
Aufgaben für die Schulleitun-
gen. Mittlerweile haben wir 
2019 und es hat bisher kaum 
spürbare, eher marginale Ent-
lastungen gegeben. 

d) �Der Vergleich mit Nieder-
sachsen ist hier in der Tabelle 
bewusst gewählt, weil es dort 
eine Arbeitszeitstudie gege-
ben hat, die für alle und ins-
besondere für die Gymnasial-
kolleg_innen eine erhebliche 
Mehrarbeit nachweist. Wenn 
wir in Hamburg also davon 
ausgehen müssen, dass alle 
Lehrkräfte über den Pflicht-
unterrichtsstunden in Nieders-
achsen liegen, dann ist die in 
Niedersachsen geforderte Ab-
senkung der Pflichtstunden-
zahl erst recht für Hamburg 

1 https://www.hamburg.de/contentblob/775816/
c4faf3d8b80a2eca0aef80bb081945db/data/
anlage-bsb-behler-bericht.pdf

Unterrichtzeit
(in Prozent der

Gesamtarbeitszeit)
Durchschnittsfaktor

Durchschnittliche 
Unterrichtsstunden 

in HH

Vergleich
mit

Niedersachsen [2]

Grundschulen 91,84 1,35 31,68 28

Gymnasien 91,84 1,56 27,41 23,5

Stadtteilschulen 90,34 1,58 26,62 24,5

Berufliche Schulen 89,26 1,5 27,71 24,5

Spezielle Sonder-
schulen/ReBBZ 91,84 1,4 30,54 26,5

[2] Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland: 
Übersicht über die Pflichtstunden der Lehrkräfte an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen | Ermäßigungen 
für bestimmte Altersgruppen der Voll- bzw. Teilzeitlehrkräfte | Besondere Arbeitszeitmodelle | Schuljahr 2017/2018 | 
Stand: September 2017
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angesagt. Dies gilt ebenso 
für die Teilzeitbeschäftigten 
in Hamburg. Wenn z.B. eine 
Grundschullehrkraft eine Re-
duzierung auf 75 Prozent ihrer 
Arbeitszeit vornimmt, hat sie 
in Niedersachsen 21 Unter-
richtsstunden und in Hamburg 
23 Unterrichtsstunden (bei 
keiner zusätzlichen Funktion) 
zu unterrichten. In Hamburg 
haben wir einen sehr hohen 

Grad an Teilzeitbeschäftigten. 
Er liegt bei 55 Prozent. Dies 
müsste für die Behörde ein 
Alarmsignal sein. Viele Kol-
leg_innen reduzieren, um bei 
weniger Unterrichtsstunden 
mehr Zeit für die Vorbereitung 
zu haben. Aus gewerkschaftli-
cher Sicht muss es aber auch 
bei einer vollen Stelle möglich 
sein, zufriedenstellend – und 
den eigenen Ansprüchen genü-

gend – unterrichten zu können.
Insgesamt ist deshalb unsere 

bereits beschlossene Forderung 
nach zwei A-Zeiten für alle 
Kolleg_innen mehr; die Zeit für 
Kommunikation und Kooperati-
on ist bisher nicht in der LAZVO 
berücksichtigt. Außerdem wäre 
eine zusätzliche Zuweisung der 
F-Zeiten für die Schulleitungen 
als weiterer Schritt in Richtung 
einer besseren Unterrichts- und 
Schulentwicklung wesentlich. 
All dies kann ein Anfang sein, 
damit die Kolleg_innen entlas-
tet werden. Dabei darf es aber 
nicht bleiben. Wir fordern für 
Hamburg eine wissenschaftli-
che, unabhängige Untersuchung 
der tatsächlichen Arbeitszeit und 
Arbeitsbelastung von Lehrkräf-
ten. Von der Hamburger Politik 
erwarten wir als GEW, dass dies 
Niederschlag in den Wahlpro-
grammen der Parteien und in 
dem kommenden Regierungs-
programm bzw. der nächsten 
Koalitionsvereinbarung findet. 
Daran werden wir die Parteien 
messen.

ANJA BENSINGER-STOLZE

Fehlerteufel
in hlz 11/2019, S. 20 (Online bereits berichtigt)

Aufgrund von Missverständnissen wurden zwei wichtige Kor-
rekturen nicht übernommen. Die Autorin Dorothea Kaufmann 
hatte uns in ihrem Beitrag zur Arbeitszeit (Höchst individuelles 
Leid, S. 18-21) übermittelt, dass

1) die Arbeitszeituntersuchung in Niedersachsen ergeben hat, 
dass die Lehrerinnen und Lehrer an Gymnasien bei 23,5 Unter-
richtsstunden in der Woche durchschnittlich nicht wie abgedruckt 
zwei, sondern DREI Stunden (WAZ) zu viel arbeiten. (mittlere 
Spalte) und

2) 0,1 WAZ 6 Minuten entsprechen und nicht 4,56 wie abge-
druckt. Folglich entsprechen dann 0,05 WAZ 3 Minuten. (rechte 
Spalte).

Wir bitten die Fehler zu entschuldigen!
DIE REDAKTION

Gleich wo und wie: Der Protest gegen die Arbeitsbelastung – hier unsere Vorsitzende – gehört auf die Straße
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DOL Ansprechpartnerinnen 
Angelika Künstler – Betriebsrätin 040 / 42109 – 187 a.kuenstler-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Konstanze Fischer – Betriebsrätin 040 / 42109 – 184 k.fischer-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Sabine Lafrentz  – Betriebsrätin 040 / 42109 – 266 s.lafrentz-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Ilona Scheither – Betriebsrätin 040 / 42109 – 180 i.scheither-betriebsrat@elbkinder-kitas.de

Bürgerschaftswahl im Februar 2020
Was wird sie für die Kitas und die Belegschaft der Elbkinder bringen?!
In den Kitas der Elbkinder ist die schrittweise Verbesserung des Personalschlüssels in der Krippe 
spürbar. Diese haben die Beschäftigten gemeinsam mit Gewerkschaften und dem Kita-Netzwerk 
mit vielen kraftvollen Aktionen vor der letzten Bürgerschaftswahl erstritten. 

Die regierenden Parteien
SPD und Grüne gefallen sich zurzeit darin, die, gegen ihren Widerstand erkämpften, Erfolge der
Kita-Beschäftigten sich ans Revers zu heften. Sträflich vernachlässigen sie aber dabei den 
Elementarbereich und die GBS Betreuung. Die Fachkräfteoffensive besteht hauptsächlich daraus, 
immer neue Schmalspurausbildungen zu kreieren. Nach wie vor zeigen sie wenige Aktivitäten, 
die Attraktivität der Arbeit in den Kitas zu steigern und somit für mehr Personal zu sorgen.

Unsere Forderungen an die Parteien, wenn sie regieren wollen:
 Für Kitas
o Vorziehen der Schritte zur Verbesserung des Personalschlüssels im Elementarbereich, 

damit Krippenkinder nicht weiter in ein „schwarzes“ Loch fallen und Kolleg*innen nicht 
weiter überbelastet werden. Erhöhung der Vertretungsquote.

o Angemessene Personalausstattung für Kinder mit Behinderung
o Festschreibung der mittelbaren Pädagogik durch kinderfreie Vor- und Nachbereitung und 

Freistellung für Anleitung von Praktikantinnen und Einarbeitung
o Mehr Mittel für pädagogisch sinnvolle und Arbeitsschutz konforme Um- und Neubauten

 Für GBS
o Inklusion im Ganztag, zu gleichen Bedingungen wie am Vormittag in der Schule
o Verbesserung der Personalausstattung durch reale Umsetzung der Kess Faktoren mit den 

Personalressourcen und kinderfreie Vor- und Nachbereitung
o Umsetzung des ganzjährigen Bildungsanspruchs, d. h. Finanzierung der Ferienbetreuung
o Intensivierung der gleichberechtigten Kooperation zwischen Kitas und Schule

 Zu den Tarifverhandlungen
Ab Mitte 2020 wird es eine Lohnrunde und eine Runde zur Eingruppierung im Sozial- und 
Erziehungsdienst geben. Die Offene Liste fordert von den im Arbeitgeberverband 
vertretenen Parteien, dass es einen Hamburger Aufschlag gibt und der Tarifabschluss voll 
finanziert wird, z. B. durch spürbare Verkürzungen der Stufenlaufzeiten, einen materiellen 
Bonus für Weiterbildungen, echte Anwendung der S9 für pädagogische Kräfte mit koordi-
nierenden Aufgaben und Veränderungen der Leitungseingruppierungen, vor allem der 
Abteilungsleitungen usw. Dazu könnt ihr euch an der Diskussion in der GEW beteiligen.

Prüft die Aussagen zu Kitas, bevor ihr eure Kreuze macht 
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WAHLKAMPF

Hochglanz nicht angebracht
Eine Broschüre von Schulsenator Rabe zur Entwicklung des 
Bildungswesens in Hamburg spart nicht mit Eigenlob

Der Schulsenator hat rechtzei-
tig zur Bürgerschaftswahl am 23. 
Februar des neuen Jahres eine 
Broschüre mit dem Titel „Schule 
in Hamburg – Entwicklung seit 
2011“ vorgelegt. Er lobt sich 
darin für die „Schulbauoffen-
sive“, die Ganztagsschulen, ei-
nen „besseren Unterricht“, die 
Inklusion, die Stadtteilschulen 
und den „besseren Start in den 
Beruf“. Selbstkritik, wie sie von 
jedem Schüler und jeder Schüle-
rin gefordert wird – Fehlanzei-
ge. Diese sei hier stellvertretend 
nachgeholt – beispielhaft an drei 
Bereichen.

„Schulbauoffensive“ oder 
Schulschrumpfung?

In der Broschüre wird zurecht 
darauf hingewiesen, dass der 
Schulbau jahrelang vernachläs-
sigt wurde. Die Schulgebäude 
verfielen und notwendige Aus-
baumaßnahmen erfolgten nicht 
im erforderlichen Umfang. Die-
se Politik des „intelligenten Spa-
rens“ geht auf das Konto aller 
an den Vorgängersenaten betei-
ligten Parteien von SPD/CDU/
Grünen/FDP/Schill-Partei (jetzt 
AfD). Nun wird angeblich alles 
besser. Wir bekommen „schö-
nere Schulen“. Was aber ver-

schwiegen wird: Ziel des Schul-
entwicklungsplans 2012 war es, 
die Schulfläche um 10 Prozent 
zu verkleinern. So heißt es aus-
drücklich in der „Mitteilung des 
Senats an die Bürgerschaft“ zur 
„Neuausrichtung von Bau und 
der Bewirtschaftung der staat-
lichen Schulimmobilien“ vom 
18.09.2012 (Drs. 20/5317, S. 6), 
„Zielgröße“ sei die „Reduzie-
rung um 10 Prozent der Gesamt-
fläche“! Verschärft wurde die 
Situation dadurch, dass entgegen 
der Voraussicht der Schulbehör-
de die Schüler_innenzahlen um 
„rund 10 Prozent“ angestiegen 

sind (Schulentwick-
lungsplan 2019 – Re-
ferentenentwurf, S. 
4). Die „Schulbauof-
fensive“ kam mithin 
nicht nur viel zu spät, 
sie war ein Schul-
schrumpfungsplan. 
Die Schulbehörde hat 
beim Schulentwick-
lungsplan 2012 mit 
ihrer Prognose der 
Schüler_innenzahlen 
eklatant danebenge-
legen. Wer garantiert, 
dass das jetzt nicht 
wieder der Fall ist? 

„Besserer
Unterricht“? 

In der Broschüre 
feiert Schulsenator 
Rabe die guten Er-
gebnisse bei den IQB-
Ländervergleichen der 
Kultusministerkonfe-
renz: „Hamburg liegt 
jetzt nicht mehr auf 
den letzten Plätzen 
aller Bundesländer“ 
(S. 13). Dieses Ergeb-

SCHULE IN HAMBURG

ENTWICKLUNG SEIT 2011

Behörde für Schule
und Berufsbi ldung
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nis bezieht sich aber auf ältere 
Ländervergleiche des Instituts 
zur Qualitätsentwicklung im Bil-
dungswesen (IQB). Der neueste 
IQB-Ländervergleich von 2018 
kommt wieder zu einem schlech-
teren Ergebnis: „In Mathema-
tik haben sich die Hamburger 
Neuntklässler gegenüber 2012 
zwar leicht verbessert und be-
legen nun insgesamt den elften 
Platz unter den 16 Bundeslän-
dern. Im Vergleich der anderen 
Naturwissenschaften bleiben 
sie allerdings vorletzte“ (NDR 
90,3 vom 18.10.2019). Weitere 
Ergebnisse sind: 28,8 Prozent 
(2012: 28,3 Prozent) der Schüle-
rinnen und Schüler erreichen im 
Fach Mathematik nicht die Min-
deststandards (IQB-Bildungs-
trend 2018, S. 160). Hamburg 
liegt damit signifikant unter dem 
Durchschnittswert von 24,3 Pro-
zent aller Bundesländer. 

„Besserer Start in den
Beruf“ oder Fehlstart ins 
Berufsleben?

In besagter Broschüre schnei-
det auch die Berufsbildungspo-
litik des Schulsenators exzellent 
ab. Dort heißt es (S. 18): „2011 
begannen nur 25 Prozent aller 
Schulabgänger nach Klasse 10 
eine Berufsausbildung. 75 Pro-
zent hatten direkt nach der Schu-
le keine berufliche Perspektive.“ 
Nun gäbe es aber Erfolge: „Statt 
bisher 25 Prozent beginnen jetzt 
40 Prozent der Schulabgänger 
direkt nach Klasse 10 eine Aus-
bildung, ein Jahr nach Schulab-
gang sind sogar über 60 Prozent 
in Ausbildung.“ Beim Nachre-
chen ergibt sich ein anderes Bild:
• �Auch 2018 hatten nach den 

Worten der Schulbehörde im-
mer noch 60 Prozent der Schul-
abgänger_innen „direkt nach 
der Schule keine berufliche 
Perspektive.“ In sieben Jahren 
hat sich die Ausbildungsver-
sorgung um 15 Prozentpunkte 
verbessert, das sind knapp zwei 
Prozentpunkte pro Jahr. Die 
vom Senat versprochenen 100 
Prozent, die das „Abitur oder 

eine gute Berufsausbildung“ 
(S. 5) machen sollen, dürften 
danach in 30 Jahren (!) erreicht 
sein.

• �Schulsenator Rabe und seine 
Behörde führen die Verbesse-
rung um 15 Prozentpunkte ins-
besondere auf drei Maßnahmen 
zurück: die Berufs- und Studi-
enorientierung, die Jugendbe-
rufsagenturen und die Ausbil-
dungsvorbereitung. Alle drei 
Maßnahmen hat es aber auch 
schon in abgewandelter Form 
ohne nennenswerte Erfolge 
zuvor in den Nullerjahren ge-
geben (als Berufsorientierung, 
Hamburger Hauptschulmodell 
und Berufsvorbereitung). Tat-
sächlich ist die Verbesserung 
um 15 Prozentpunkte vor al-
lem durch einen Einmaleffekt 
erreicht worden, der mit diesen 
Maßnahmen nichts zu tun hat: 
Seit dem Schuljahr 2012/13 
dürfen fast alle Schulabgänge-
rinnen und -abgänger erst nach 
Klasse 10 die Stadtteilschule 
verlassen. Während 2012 noch 
gut 1.200 Jugendliche nach 
Klasse 9 von der Stadtteilschu-
le abgingen, waren es 2013 nur 
noch gut 100. Dadurch haben 
sich die Chancen der Schulent-
lassenen auf dem Ausbildungs-
markt erheblich verbessert: 
zum einen, weil es weniger Be-
werberinnen und Bewerber für 
die vorhandenen Ausbildungs-
plätze gab, zum anderen, weil 
die meisten Schulentlassenen 
über einen mittleren Schulab-
schluss verfügten und drittens, 
weil einige Bestimmungen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes 
auf die nun älteren Schulent-
lassenen nicht mehr zutrafen. 
Die Wirkung dieser Schul-
zeitverlängerung war enorm: 
Während 2012 nur 25,2 Pro-
zent der Schulabgängerinnen 
und -abgänger einen (betrieb-
lichen, außerbetrieblichen oder 
schulischen) Ausbildungsplatz 
bekommen hatten, waren es 
ein Jahr danach immerhin 38,7 
Prozent. 

• �Seit 2013 hat es dann keine nen-

nenswerte „Verbesserung“ der 
Ausbildungsversorgung mehr 
gegeben. Dabei verspricht 
Rabe in seiner Broschüre zum 
zigsten Mal: „Hamburgs Schu-
len sollen jeden Jugendlichen 
zum Abitur oder zu einer gu-
ten Berufsausbildung führen.“ 
Tatsächlich hat sich die Ausbil-
dungsversorgung bis 2018 nur 
geringfügig von 38,7 auf 40,2 
Prozent erhöht, also in fünf 
Jahren um 1,5 Prozentpunkte. 
Wenn das so weitergeht, wer-
den die versprochenen 100 
Prozent in 200 Jahren erreicht 
sein! 

• �Die schlechten Zahlen der Aus-
bildungsversorgung nach Klas-
se 10 versucht der Senator nun 
dadurch aufzubessern, indem 
er behauptet, ein Jahr später 
befänden sich 60 Prozent in 
Ausbildung. Damit ist gemeint, 
dass ein Teil der Jugendlichen, 
die nach Klasse 10 keinen 
Ausbildungsplatz gefunden 
haben und deshalb in die Aus-
bildungsvorbereitung gesteckt 
wurden, doch noch (also nach 
11 Jahren Schulbesuch) Erfolg 
bei der Ausbildungsplatzsuche 
hatten. Aber auch diese Zahl 
von 60 Prozent hält keiner 
Überprüfung stand. Addiert 
man die Zahlen der Befragung 
der Schulabgänger_innen von 
2017 (1.985 in Ausbildung 
von insgesamt 5.040 Schulab-
gänger_innen) und der Aus-
bildungsvorbereitung 2017/18 
(842 in Ausbildung) und zieht 
davon die Ausbildungsabbrü-
che im 1. Ausbildungsjahr ab 
(etwa 390), so kommt man auf 
eine Zahl von 48,4 Prozent. 
Demnach befanden sich selbst 
ein Jahr nach Schulabschluss 
in Hamburg weniger als die 
Hälfte (sic!) der Schulabgän-
gerinnen und -abgänger nach 
Klasse 10 in einer Ausbildung. 
Sieht so ein „besserer Start in 
den Beruf“ aus? 

KAY BEIDERWIEDEN
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WEITERBILDUNG

Weniger als der Mindestlohn
Weiterbildung muss dringend auf die Tagesordnung der neuen Bürgerschaft – 
Ergebnisse des GEW-Tribunals „Weiterbildung“ am 27.11.19

„Für eine volle Stelle muss 
ich 50 Unterrichtsstunden un-
terrichten – und das für 2900 
Euro brutto monatlich. Die 
Vor- und Nachbereitungszeit 
wird gar nicht bezahlt!“ – „Ich 
bekomme nur etwas mehr als 
29 Euro Honorar für die Un-
terrichtsstunde und da ich alle 
Sozialversicherungen ohne Ar-
beitgeberzuschuss allein tragen 
muss, verdiene ich rechnerisch 
weniger als den Mindestlohn!“ 
Mit diesen und ähnlichen Aus-

sagen von Beschäftigten in der 
Weiterbildung begann das Tri-
bunal Weiterbildung, eine gut 
besuchte GEW Diskussionsver-
anstaltung mit Beschäftigten, 
Wissenschaftlern und Hambur-
ger Fachpolitiker_innen. Es wur-
de sofort deutlich, wie drama-
tisch die Arbeitsbedingungen in 
diesem Sektor des Bildungswe-
sens sind.

Dr. Claudia Liehr-Molwitz 
(DazDaf Bündnis) wies ergän-
zend auf die zersplitterte Anbie-
terstruktur in der Weiterbildung 

hin: „Es gibt kaum Betriebs- 
oder Personalräte, die Interes-
senvertretung der Beschäftigten 
ist daher schwierig. Sowohl bei 
Honorar- als auch bei Angestell-
tenbeschäftigung herrschen de-
solate Arbeitsbedingungen – bei 
öffentlichen und privaten Trä-
gern.“

Dr. Andreas Martin (Deut-
sches Institut für Erwachsenen-
bildung) lieferte Rahmendaten 
aus seinen wissenschaftlichen 
Untersuchungen: In der Wei-

terbildung arbeiten mit knapp 
700.000 Beschäftigten bundes-
weit etwa so viele Menschen wie 
im Schulwesen, für die Hälfte 
von ihnen ist das die Haupter-
werbsquelle. Etwa drei Viertel 
der Lehrkräfte in der Weiterbil-
dung arbeiten als Honorarkräfte, 
es gibt viele Scheinselbstständi-
ge und Menschen, die ihre So-
zialversicherungen nur unzurei-
chend oder gar nicht bedienen 
können. Obwohl gut 70 Prozent 
der Beschäftigten in der Weiter-
bildung Akademiker_innen sind, 

sind die Einkommen im Schnitt 
niedrig.

Was tut nun die Hamburger 
Politik, um Verbesserungen bei 
diesen Arbeitsbedingungen zu 
erreichen? Neben dem Entsetzen 
über die dargestellten Bedingun-
gen waren sich die Fachpoliti-
ker_innen einig, dass die Weiter-
bildung in der letzten Legislatur 
zu wenig bis gar nicht im Fokus 
der Politik war. Das soll in der 
nächsten Legislatur dringend an-
ders werden.

Kazim Abaci (SPD, integra- 
tionspolitischer Sprecher) be-
tonte die Wichtigkeit der Wei-
terbildung, gerade für Integrati-
onsprozesse und kündigte eine 
Überarbeitung des Hamburger 
Vergabegesetzes in Richtung auf 
Tarifbindung an. Außerdem soll 
nach dem Willen der SPD die 
Honorarerhöhung für die Do-
zent_innen der VHS auch in den 
nächsten Haushaltsjahren fortge-
setzt werden.

Olaf Duge (GRÜNE, bildungs-
politischer Sprecher) verwies 

Beschreiben, analysieren, fordern ist Silber – es wird erst durch handeln zu Gold

Fo
to

: G
E

W



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2019	 17

auf die Bedeutung lebenslangen 
Lernens. Die Grünen werden 
sich für eine Bezahlung von Vor- 
und Nachbereitung in der Wei-
terbildung (Stichwort: Faktori-
sierung der Unterrichtsstunden) 
einsetzen und die Möglichkeit 
prüfen, dass die Lehrkräfte sich 
über die Künstlersozialkasse 
oder ein ähnliches Solidarsystem 
versichern können.

Marino Freistedt (CDU, De-
putierter der Behörde für Schule 
und Berufsbildung) zeigte sich 
entsetzt über die Beschäfti-
gungsbedingungen und forderte 
die Beteiligung der Honorarge-
ber an der Sozialversicherung.

Sabine Boeddinghaus (LIN-
KE, bildungspolitische Spreche-
rin) kündigte eine Initiative ihrer 
Fraktion für ein Hamburger Wei-
terbildungsgesetz an und verwies 
darauf, dass die Regierungsfrak-
tionen beispielsweise Anträge 
der LINKEN für Honorarerhö-
hung und bessere Ausstattung in 
der Volkshochschule trotz aller 
Sonntagsreden abgelehnt hätten.

Anja Bensinger-Stolze fasste 
die GEW Forderungen an die 
Hamburger Politik für die Wei-
terbildung zusammen:
1. eine Bundesratsinitiative für 
eine Tarifbindung bei öffentlich 
geförderten Aufträgen und Bil-

dungsmaßnahmen
2. ein Hamburger Tariftreue-
Gesetz 
3. die Erhöhung des Landes-
haushaltes für Weiterbildung 
auf mindestens 1 Prozent des 
Bildungsetats (von etwa 0,46 
Prozent/2014 nach GEW-Be-
rechnung)
4. zur VHS fordert sie: 
• �Die Erhöhung der Honorare der 

arbeitnehmerähnlich Beschäf-
tigten von jetzt knapp 30 auf 
38 Euro pro Unterrichtsstunde 
als absolut unterste Haltelinie 
und als langfristiges Ziel die 
Überführung in sozialversi-
cherungspflichtige Festanstel-
lungsverhältnisse 

• �Zuschüsse zur Sozialversiche-
rung

• �Ausfallhonorar bei Krankheit
• �Finanzierung des Mehrbedar-

fes der VHS durch Erhöhung 
des Zuschusses der Landesre-
gierung

5. Einstiegsmöglichkeit aus 
dem DAZ-DAF-Bereich in den 
Schuldienst: 
a. �Anerkennung des DaZ/DaF-

Studiums als eigenständiges 
Unterrichtsfach

b. �Einstieg mit A bzw. E 11/ 
längerfristig auf A bzw. E 13 
(nach Fortbildungsgarantie 
und Laufbahnbeschreitung [2 

Fächer])
Unsere Vorsitzende sagte: 

„Die Hamburger Politik muss 
endlich zur Kenntnis nehmen, 
dass es sich bei der Weiterbil-
dung nicht vorwiegend um Hob-
bykurse handelt, sondern um 
hochprofessionelle Lehrtätigkeit 
in wichtigen gesellschaftlichen 
Bereichen. Die Arbeitsbedingun-
gen sind dort vielfach skandalös. 
Das muss dringend anders wer-
den, dafür wird die GEW weiter 
mit den Beschäftigten kämpfen!“

Dieses Anliegen müsste auch 
auf Linie der Hamburger Regie-
rung liegen, denn diese will die 
Vergabepolitik auf Nachhaltig-
keit verpflichten. Finanzsenator 
Dressel führte dazu aus: „Das 
Thema Nachhaltigkeit ist weit 
mehr als Klimaschutz. Es nimmt 
Unternehmen und ihre Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter ganz-
heitlich in den Blick und umfasst 
neben wirtschaftlichen auch 
soziale Aspekte.“ (Welt vom 
26.11.2019). Die Verhältnisse 
schreien danach, dass nun aus 
Worten Taten werden. Die Betei-
ligten waren sich einig, dass dies 
spätestens auf die Tagesordnung 
der neuen Bürgerschaft gehört.

DIRK MESCHER
Geschäftsführer GEW

druckfrisch
In Deutschland hängt der 

Bildungserfolg in hohem Maße 
von der sozialen Herkunft der 
Menschen ab. Diese Tatsache 
belegt, dass unser Bildungssy-
stem nicht das leistet, was seine 
vornehmste und verfassungs-
rechtlich gebotene Aufgabe in 
einer demokratischen und auf 
Teilhabe angewiesenen Gesell-
schaft ist: Mit seinen Mitteln 
Chancenungleichheit zu redu-
zieren. Daher fordert die GEW 
ein Gesamtsystem von Erzie-
hung und Betreuung, von Bil-
dung und Wissenschaft, in dem 
alle Menschen ihr Recht auf 

Bildung verwirklichen können 
und in dem die Beschäftigten 
Arbeitsbedingungen vorfinden, 
die eine professionelle, pädago-
gische und wissenschaftliche 
Arbeit ermöglichen.

Zur Bürgerschaftswahl im 
Februar 2020 hat die GEW 
Hamburg nun Leitlinien vorge-
legt, in der sie ihre Forderun-
gen an die Parteien formuliert 
mit der Erwartung, dass diese 
ernstgenommen und umgesetzt 
werden. Auch bei unseren Ver-
anstaltungen mit Bürgerschafts-
abgeordneten zu den Themen 
Schule, Hochschule und Wei-
terbildung nehmen wir auf un-
sere Leitlinien Bezug.

Online auf GEW-Hompage, 
als Druckversion über die 
Geschäftsstelle erhältlich
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FRIDAYS FOR FUTURE (FFF)

Educators for Future
Pädagog_innen unterstützen Forderungen der Schüler_innenbewegung

Als GEW unterstützen wir die 
Aktivitäten der „Educators for 
Future Bahrenfeld“, freitägliche 
Kundgebungen vor der Stadt-
teilschule Bahrenfeld zu veran-
stalten. Die Pressemitteilung der 
Educators for Future Bahrenfeld 
lautet:

Wir, eine Gruppe engagierter 
Pädagog_innen der Stadtteil-
schule Bahrenfeld, haben uns 
entschlossen, unsere Unterstüt-
zung der Forderungen von Fri-
days for Future bis auf weiteres 
in freitäglichen Kundgebungen 
in der dienstfreien Zeit von 9:40-
9:50h vor dem Schulgebäude 
Regerstr. 21, 22761 zu bekun-
den. Die Versammlungen ver-
stetigen damit die am 20.09.19 
im Rahmen des globalen Klima- 
streiktages auf einer Demonstra-
tion an selber Stelle vorgetrage-
ne Solidarisierung der Pädagog_
innen mit den Forderungen der 
Schüler_innenbewegung und 
somit den Protest gegen die 
brandgefährliche Stagnation in 
der Klimapolitik.

Diese Form der Meinungsäu-

ßerungen ist aus verschiedenen 
Gründen notwendig:

• Die Schüler_innenbewegung 
Fridays for Future, der es bereits 
gelungen ist, hohe globale Auf-
merksamkeit auf die Dringlich-
keit einer nachhaltig tragbaren 
Klimapolitik und Wirtschafts-
weise zu lenken, benötigt die 
Unterstützung einer breiten Öf-
fentlichkeit, vor allem auch der 
erwachsenen und arbeitenden 
Bevölkerung, um den Druck auf 
die Politik zu erhöhen.

• Als im Schuldienst Tätige 
können wir uns nicht Urlaub 
nehmen, um an einer Demonstra-
tion, die während der Dienstzeit 
liegt, teilzunehmen. Somit müs-
sen wir den freitäglichen Protest 
zu uns holen, um an der Demon-
strationsbewegung teilhaben zu 
können, da die zentralen Veran-
staltungen für die meisten von 
uns mit der Dienstverpflichtung 
kollidieren.

• Um Politik und Wirtschaft 
zum Umlenken zu bewegen, 
wäre ökonomischer Druck not-
wendig, der innerhalb des Bil-

dungssektors wohl nur begrenzt 
erzeugt werden kann. Wir möch-
ten mit der Verstetigung unseres 
Protestes dennoch sichtbar ma-
chen, dass auch wir die Forde-
rungen unbedingt unterstützen 
und sofortiges politisches Han-
deln für notwendig erachten.

• Die wöchentliche Versamm-
lung vor dem Schulgelände und 
die möglicherweise daraus re-
sultierende Beeinträchtigung 
des Verkehrsflusses sind zudem 
als Eingriffe in den routinierten 
Alltagsablauf zu verstehen, der 
angesichts der Bedrohlichkeit 
der nahenden Klimakatastrophe 
nicht haltbar ist.

Die Forderungen von Fridays 
for Future sind wissenschaftlich 
begründet und abgesichert. Es 
handelt sich somit nicht um poli-
tische Forderungen, sondern um 
den Ruf nach logisch notwen-
digen Schritten, die gegangen 
werden müssen, um eine unver-
antwortbare Klimaveränderung 
zu vermeiden.

Wir stehen als Privatperso-
nen für diese Forderungen ein 
und demonstrieren deshalb in 
der dienstfreien Zeit. Dennoch 
möchten wir darauf hinweisen, 
dass sich das klimapolitische 
Engagement von allen an Schule 
Beteiligten mit den curricularen 
Vorgaben zu Klimawandel und 
Klimaschutz deckt und deshalb 
von der Schulbehörde begrüßt 
und unterstützt werden sollte.

Wir rufen alle Kollegien dazu 
auf, sich mittels dieser Protest-
form an der Fridays for Future 
Bewegung zu beteiligen, um die 
engagierten Schüler_innen nicht 
allein zu lassen. Bei Feueralarm 
verlässt man gemeinsam mit den 
Schüler_innen das Gebäude.

BG STS BAHRENFELD
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HOCHSCHULEN

Ein „Weiter so“ darf es 
nicht geben
„Wir wollen gute Arbeitsbedingungen in einer ausfinanzierten 
und demokratischen Hochschule!“

„Auch Paktmittel-Dauerstel-
len sind möglich!“

Ein besonders heißes Thema 
aktuell ist die Umsetzung der 
drei Bund-Länder-Programme, 
vor allem aber des sogenann-
ten „Zukunftsvertrags Studi-
um und Lehre stärken“, der die 
Weiterfinanzierung der in den 
vergangenen Jahren mit Hilfe 
der sogenannten Hochschulpakt-
mittel zusätzlich geschaffenen 
Studienplätze sichern soll. Im 
Vertrag haben Bund und Länder 
eine Verpflichtungserklärung der 
einzelnen Bundesländer verein-
bart, die bis Anfang 2020 stehen 
soll. Die Länder sind also aktuell 
in der Pflicht, die Kriterien für 
die Vergabe der Mittel genauer 
auszugestalten und haben so-
mit auch die Möglichkeit, eine 
Quote für unbefristete Beschäfti-
gungsverhältnisse in den Kriteri-
enkatalog aufzunehmen.

Das ist eine wichtige Neu-
erung, denn bisher führte die 
zeitliche Begrenzung der Fi-
nanzierung auch zu befristeten 
Arbeitsverträgen. Nun soll es 
endlich möglich werden, mit 
diesen Mitteln auch unbefristete 
Verträge zu ermöglichen, weil 
die Gelder grundsätzlich unbe-
fristet zugesagt werden. Das ist 
ein wichtiger Erfolg, für den die 
GEW sich auf Landes- und Bun-
desebene stark gemacht hat.

Konterkariert wird dieser An-
spruch des Zukunftsvertrags al-
lerdings dadurch, dass die Mittel 
primär nach Kriterien wie Stu-
dierendenzahlen in der Regel-
studienzeit (plus zwei Semester) 
und Absolvent_innenzahlen ver-
geben werden sollen. Die Länder 

haben aber zusätzliche Ausge-
staltungsmöglichkeiten und die 
GEW erwartet von Behörde und 
Bürgerschaft, dass diese im Inte-
resse der Beschäftigten genutzt 
werden.

Die Anwesenden auf der Ver-
anstaltung erwarteten von den 
Regierungsparteien eine klare 
Ansage, dass Hamburg besse-
re Beschäftigungsbedingungen 
– unbefristete Stellen, Verbes-
serung der Betreuungsrelation 
– als Kriterien festlegt. Es kam 
jedoch zu keinen konkreten An-
kündigungen jenseits der Be-
teuerung, dass man sich dafür 
einsetzen wolle. Zum Stand der 
Verhandlungen durch die Grüne 
Staatsrätin bekannte der Grünen 
Vertreter, dass er als Abgeord-
neter nicht in diesem Umfang 
mit den Akten vertraut sei. Der 

LINKE-Vertreter forderte eine 
Lösung vom Ideologem der so-
genannten Schwarzen Null, was 
der FDP-Vertreter seinerseits 
rundheraus ablehnte.

Ein weiteres Thema waren 
die höchst prekären Beschäfti-
gungsverhältnisse insbesondere 
des akademischen Mittelbaus. 
Trotz einiger Verbesserungen im 
Rahmen des Code of Conduct, 
die fast alle bereits in der voran-
gegangenen Legislatur erreicht 
worden waren, dominieren noch 
immer prekäre Stellen, wenn 
überhaupt auf Stellen und nicht 
auf Stipendien, Lehraufträgen 
oder „selbstfinanziert“ gelehrt 
und geforscht wird und das im 
Gegensatz zum Leitbild „Stadt 
der Guten Arbeit“.

Sven Tode (SPD) wies zu 
Recht auf die Errungenschaften 
hin, die der Code und damit ver-
bundene gesetzliche Änderun-
gen erbracht haben, wie einen 
festen Zeitanteil für die eigene 
Qualifizierung auf Promotions-
stellen und eine Mindestbeschäf-
tigungsdauer von drei Jahren, 
damit die Qualifizierung auf 
diesen Stellen auch wirklich 
möglich ist. In Bezug auf den 
Zeitanteil für die eigene Quali-
fizierung wurde jedoch von den 
Anwesenden moniert, dass eine 
solche Regelung zwar gut, für 
die Betroffenen aber sehr schwer 
einzufordern sei.

Auch Mehrarbeit ist ein Pro-
blem, denn üblicherweise wer-
de auch bei halben Stellen weit 
mehr gearbeitet, also unbezahl-
te Mehrarbeit geleistet, weil es 
„erwartet“ werde und in den 
stark personalisierten Betreu-

Im Vorfeld der Bürgerschafts-
wahl luden die GEW, die 
Konferenz des akademischen 
Personals an der Uni Ham-
burg (KAP) und ver.di zu 
einer Podiumsdiskussion mit 
wissenschaftspolitischen Spre-
cher_innen der Parteien am 
12. November ins Curiohaus 
ein. Neben Sven Tode (SPD), 
René Gögge (Grüne), Martin 
Dolzer (Linke) und Daniel 
Oetzel (FDP) waren gut 50 
Kolleg_innen erschienen. 
Carsten Ovens von der CDU 
war verhindert. Das Publikum 
bestand überwiegend aus 
jüngeren, prekär beschäftigten 
Wissenschaftler_innen.
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ungsverhältnissen zwischen Prof 
und Promovend_in anderes nur 
schwer durchsetzbar sei.

Todes Hinweis, man könne ja 
auch über Klagen Verbesserun-
gen erreichen, wurde gekontert 
mit konkreten persönlichen Er-
fahrungsberichten über die hohe 
Abhängigkeit des sich qualifizie-
renden Nachwuchses von dem 
oder der jeweils vorgesetzten 
Professor_in. Befristung und 
Beurteilung der Qualifikations-
arbeit kann unter den gegebenen 
Verhältnissen somit auch als Dis-
ziplinierungsinstrument genutzt 
werden, um den Beschäftigten 
das Einfordern ihrer garantierten 
Rechte sehr schwer zu machen.

Von den Vertretern der Regie-
rungsparteien wurde als weite-
re Errungenschaft des Code of 
Conduct die Erhöhung der Sätze 
der Lehrbeauftragten angeführt. 
Hier wurde jedoch schnell von 
den Anwesenden klargestellt, 
dass lediglich der Korridor leicht 
erhöht wurde und es von den je-
weiligen Einheiten abhinge, ob 
wirklich mehr bezahlt werde. 

Wildwuchs statt gleichem Lohn 
bzw. Honorar – das stellt keine 
Verbesserung dar.

Tode vertrat die Ansicht, dass 
auch der rechtliche Rahmen ge-
stärkt werden müsse – eine An-
sicht, der René Gögge (Grüne) 
entgegentrat, der jede Art von 
Weisungsbefugnis der Behörde 
gegenüber den Hochschulen ab-
lehnte und lieber über Ziel-Indi-
katoren Anreize schaffen möch-
te. Immerhin kündigte Tode 
an, dass er in solchen Verhand-
lungen bemüht sein wird, auch 
Beschäftigungsbedingungen in 
die Vereinbarungen hinein zu 
verhandeln, während die Grünen 
stärker auf die Autonomie der 
Hochschulen in diesen Fragen 
setzen.

„Unterfinanzierung beheben 
für bessere Beschäftigungs-
bedingungen!“

Die miesen Beschäftigungsbe-
dingungen sind auch eine Folge 
der dramatischen Unterfinanzie-
rung der Hochschulen. Ange-
sichts faktischer Kürzungen des 

Etats über die letzten Jahre – der 
jährliche Aufwuchs von 0,88 
Prozent lag deutlich unterhalb 
der allgemeinen Kosten- und 
Tarifsteigerungen – sei ein deut-
licher Aufwuchs dringend nötig, 
so die einhellige Meinung im 
Publikum.

Wenig überraschend haben die 
Vertreter der Regierung zwar den 
Wunsch nach mehr Grundmitteln 
geteilt, jedoch darauf verwiesen, 
dass sie sich hiermit in ihren Par-
teien nicht durchsetzen können. 
Martin Dolzer (Die LINKE) for-
derte eine Erhöhung der Grund-
mittel, kritisierte die Schulden-
bremse als Bildungsbremse und 
forderte mehr Staatseinnahmen, 
z.B. durch die (Wieder-)Einfüh-
rung der Vermögenssteuer, was 
auch den Hochschulen zu Gute 
käme. Auch Daniel Oetzel (FDP) 
anerkannte einen Mehrbedarf, 
den er auf Grund der gestiege-
nen Einnahmen der Stadt Ham-
burg für möglich erachtet, denn 
„Hamburg ist reich“. Die 0,88 
prozentige Steigerung sah auch 
er als viel zu gering an. Zudem 
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kritisierte er, dass sich die Regie-
rungsparteien „viel zu sehr auf 
Bundesmittel“ verließen und die 
faktische Schrumpfung zu Las-
ten der Beschäftigten gehe.

Im Kontext des Fachkräfte-
mangels wurde auch über die 
Reform des Lehramtsstudiums 
gesprochen und moniert, dass 
hierfür deutlich mehr Geld zur 
Verfügung gestellt werden müs-
se, um ausreichend Kapazitäten 
in der Lehre bereitzustellen. 
Die Regierungsparteien ver-
wiesen auf bereits in den Haus-
halt eingestellte Mittel. Oetzel 
machte deutlich, dass auch eine 
Erhöhung der Gehälter – A13 
für alle Grund- und Mittelstu-
fenlehrkräfte – hinzugehöre, 
worauf sich einige der Bürger-
schaftsparteien im Rahmen des 
sog. „Schulfriedens“ bereits ver-
ständigt hätten. Dies, so Tode, 
der auch im Haushaltsausschuss 
sitzt, sei jedoch der nächsten 
Legislaturperiode vorbehalten. 
Obwohl die zusätzlichen Lehr-
kapazitäten für die reformierten 
Lehramtsstudiengänge und den 
erhöhten Bedarf an entspre-
chenden Studienplätzen schon 
ab dem Wintersemester 2020/21 
benötigt werden und für deren 
Aufbau rasche Entscheidungen 
nötig seien, sind entsprechende 
Aufwüchse vertagt auf die Ko-
alitionsvereinbarungen und den 
Doppelhaushalt, den eine künfti-
ge Landesregierung erst deutlich 
nach den Wahlen aufstellen wird. 

„Autonomie heißt nicht 
Autokratie der Leitung!“

Ein weiteres, mehrfach an-
gesprochenes Thema war die 
strategische Steuerung der 
Hochschulen sowie deren immer 
weniger demokratische Verfasst-
heit. Die unter dem CDU/FDP/
Schill-Senat vorgenommene 
„Reform“ von 2003 führte zu 
einer massiven Entdemokratisie-
rung und zu einem Kompetenz-
abbau der Gremien, wie Martin 
Dolzer von der LINKEN ein-
dringlich beschrieb. SPD-Mann 
Tode verwies auf die Novelle 

der 2013 von der SPD geführten 
Wissenschaftsbehörde, die leicht 
nachsteuerte in Bereichen, in de-
nen es zu Chaos kam und auf die 
damals geschaffene Möglichkeit 
der Senate, Präsident_innen ab-
wählen zu können.

Dennoch konnte keiner der am 
Podium Teilnehmenden eine zu-
nehmende Entdemokratisierung 
und Entpolitisierung der Hoch-
schulen leugnen. Und trotzdem 
wusste René Gögge davon zu 
berichten, dass die Präsidien ak-
tuell „unter den zu starken Sena-
ten litten“.

Hier zeigt sich erneut, dass die 
Autonomie der Hochschulen aus 
Sicht der Grünen eine Autokra-
tie der Leitungen bedeutet – ein 
ideologisches Konzept, dass die 
Hochschule als Gesamtheit ihrer 
Mitglieder völlig aus dem Blick 
verliert.

Kritisiert wurde von den An-
wesenden insbesondere, dass 
viele Gruppen der Hochschule, 
wie Promotions-Stipendiat_in-
nen, Promovierende ohne Stelle 
oder auch Lehrbeauftragte, bei 
der Mitbestimmung keine ad-
äquate Vertretung hätten. 

Interessant war die Frage nach 
einer tariflichen Regelung für die 
studentischen Hilfskräfte (SHK), 
also entweder nach der Einfüh-
rung eines studentischen Tarif-
vertrages oder die Übernahme 
dieser Beschäftigungsverhältnis-
se in den Tarifvertrag der Län-
der, TV-L. Der Grünen-Vertreter 
wehrte dies ab mit dem Hinweis 
darauf, dass solches doch die 
Kanzler_innen mit den Personal-
vertretungen aushandeln könn-
ten. Gewerkschaftliches Denken 
sieht anders aus.

„Forschung und Lehre
in gesellschaftlicher
Verantwortung!“

Von mehreren Anwesenden 
wurde ein konkreter Anspruch 
formuliert, wie die Hochschule 
in einer demokratischen Gesell-
schaft ausgestaltet werden müs-
se: als demokratische Institution 
in gesellschaftlicher Verantwor-

tung, wie es auch in den 1970er 
Jahren im Kontext der Studie-
rendenproteste eingefordert und 
in Teilen auch umgesetzt wur-
de. Neben der Anforderung an 
eine demokratische Verfasstheit 
der Hochschule geht es dabei 
auch um die gesellschaftliche 
Relevanz von Forschung und 
Lehre. Cui bono? – Für wen ist 
die Hochschule da? Wofür wird 
geforscht? Welche Forschungs-
schwerpunkte werden gesetzt? 
Was wird gelehrt? Welche Inhal-
te werden vermittelt?

Martin Dolzer von der LIN-
KEN verwies in diesem Zusam-
menhang auf die Bedeutung von 
Friedensforschung und Zivil-
klauseln, René Gögge (Grüne) 
darauf, dass doch z.B. beim The-
ma Klima Forschungsschwer-
punkte gesetzt worden seien. Da-
niel Oetzel (FDP) kritisierte eine 
Entpolitisierung der Hochschu-
len, was sich z.B. aktuell darin 
zeige, dass seinem Bundesvor-
sitzenden ein Auftritt an der Uni 
Hamburg untersagt worden sei. 

Fazit
Die Anwesenden, das wur-

de auch den Parteienvertretern 
deutlich, wünschen sich gute 
Beschäftigungsbedingungen in 
einer ausfinanzierten, demokra-
tischen Hochschule in gesell-
schaftlicher Verantwortung. Eine 
starke Interessenvertretung und 
ein gesellschaftlicher Anspruch 
gehören dazu. Wer den Partei-
envertretern zugehört hat, wird 
wissen, wo er bei der Bürger-
schaftswahl seine Kreuze macht.

FREDRIK DEHNERDT,
stellvertretender Vorsitzender

GEW Hamburg:
MARC HINZELIN,

Sprecher der Fachgruppe
Hochschule und Forschung

Weitere Beiträge zum Thema 
Hochschule und Wissenschaft 
befinden sich im Internet unter: 
https://www.gew-hamburg.de/
themen/hochschule-und-for-
schung
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HOCHSCHULE

Prekäre Exzellenz
Fünf Jahre grüne Wissenschaftspolitik – 
eine Bilanz

Vor fünf Jahren übernahmen 
die Grünen die um das Thema 
Gleichstellung erweiterte Wis-
senschaftsbehörde – die neue 
Behörde für Wissenschaft und 
Gleichstellung (BWFG). Sena-
torin wurde Katharina Fegebank, 
Staatssekretärin die bis dato wis-
senschaftspolitische Sprecherin 
der Grünen, Eva Gümbel. Wie 
sieht die Bilanz nach fünf Jahren 
grüner Wissenschaftspolitik in 
Hamburg aus? Wurden die Ver-
sprechungen eingehalten? Ei-
nerseits wurde die Uni Hamburg 
in den Status einer Exzellenzu-
niversität erhoben, andererseits 
gab es eine Stagnation in den Be-
reichen Hochschulfinanzierung 
und bei den Beschäftigungsbe-
dingungen, wie im Folgenden 
ausgeführt wird.

Grundfinanzierung 
stagniert weiter

Finanziell gut ausgestattete 
Hochschulen sind nötig, damit 
diese ihre Aufgaben in For-
schung und Lehre wahrnehmen 
können. Entscheidend ist hierbei 
die sog. Grundfinanzierung, also 
die Mittel, die in den Haushalten 
der Hochschulen zur Verfügung 
stehen, um u.a. das Personal in 
Forschung und Lehre sowie das 
Verwaltungs- und technische 
Personal zu bezahlen. Auch 
aufgrund der Schuldenbreme 
stagniert die Hochschulfinanzie-
rung jedoch seit vielen Jahren 
– auch schon unter der vorhe-
rigen SPD-geführten Behörde 
– und ist gedeckelt bei jährlich 
0,88 Prozent Aufwuchs. Diese 
Erhöhung deckt jedoch nicht 

einmal die Tarifsteigerungen, 
so dass der Etat der Hochschu-
len faktisch schrumpft. Diesen 
Missstand erkannten die Grünen 
und versprachen daher im aktu-
ellen Koalitionsprogramm, dass 
bei Tarifsteigerungen über diese 
0,88 Prozent hinaus Nachver-
handlungen geführt werden sol-
len. Wenig überraschend lag der 
Tarifabschluss in der nun enden-
den Legislatur über diesen 0,88 
Prozent, so dass nun die Senato-
rin in der Pflicht war, die Nach-
verhandlungen zu führen. 

Dieser im Koalitionsvertrag 
dokumentierten Bereitschaft 
zur Nachverhandlung über den 
jährlichen Aufwuchs der Grund-
finanzierung der Hochschulen 
erteilte die grüne Senatorin 2017 
dann jedoch, u.a. gegenüber dem 
Akademischen Senat der Uni 
Hamburg, eine Absage. Somit 
stagniert die Finanzierung wei-
ter und eines der zentralen Ver-
sprechen der Grünen wurde zu 
Lasten der Beschäftigten an den 
Hamburger Hochschulen gebro-
chen. Wie vorher schon die SPD 
haben nun auch die Grünen auf 
diesem Feld mehr als enttäuscht. 
Zwar ist es richtig, dass in Ham-
burg in den letzten zehn Jahren 
erhebliche zusätzliche finanziel-
le Anstrengungen unternommen 
wurden, um den Hochschul- und 
Forschungsstandort zu stärken, 
aber diese zusätzlichen Mittel 
wurden eben nicht in eine ver-
besserte Grundfinanzierung der 
Hochschulen, sondern in pro-
jektbezogene, i.d.R. befristete 
Programme gesteckt (zusätz-
liche Forschungsprogramme, 
teilweise Gegenfinanzierung der 
Exzellenz, Einmalzusagen etc.). 
Aus solchen Finanzierungen ent-
steht eben keine dauerhafte, son-
dern in der Regel nur befristete 
Beschäftigung, die aufgrund des 
immer höheren Anteils der Dritt-
mittel an der Hochschulfinanzie-
rung ein immer ungesunderes 
Verhältnis zwischen den vielen 
(befristeten) Qualifikations- und 
den dünn gesäten Dauerstellen 
bewirken.
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Die AG Gute Arbeit in
der Wissenschaft: Von
einer Errungenschaft zur 
Alibiveranstaltung

Die AG Gute Arbeit in der 
Wissenschaft – Code of Conduct 
wurde 2013 von der damals SPD-
geführten Wissenschaftsbehörde 
eingerichtet mit dem Ziel, die 
Beschäftigungsbedingungen an 
den Hochschulen zu verbessern. 
In dieser AG, deren Einrichtung 
wir als GEW ausdrücklich be-
grüßt haben, trafen sich seitdem 
regelmäßig Vertreter_innen der 
Hochschulen (Kanzler_innen, 
Personalrät_innen), aber auch 
der Gewerkschaften und Verbän-
de. Verschiedene Maßnahmen 
wurden einvernehmlich bespro-
chen und gesetzliche Änderun-
gen sowie ein Code of Conduct, 
eine freiwillige Selbstverpflich-
tung der Hochschulen, auf den 
Weg gebracht. Die gesetzlichen 
Änderungen wurden mit der 
Novelle des Hochschulgesetzes 
im Sommer 2014 wirksam, die 
Regelungen des Code of Con-
duct wurden in die Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen inte-
griert, die zwischen der Behörde 
und den Hochschulen vereinbart 
werden sowie an einigen Hoch-
schulen auch in den jeweiligen 
Akademischen Senaten behan-
delt und beschlossen. Dieser 
Prozess war seinerzeit bundes-
weit vorbildlich und dennoch 
nur ein Etappensieg, da die jah-
relangen Fehlentwicklungen es 
nötig machten, weiter an diesem 
Thema zu arbeiten. Mit dem 
Wechsel des Ressorts von Rot 
nach Grün war daher auch die 
Erwartung verbunden, dass hier 
intensiv weiter gearbeitet wird.

Unter Leitung der neuen 
Staatsrätin Gümbel stagnierte 
der Prozess jedoch, sollte abge-
brochen und/oder in ein Monito-
ring überführt werden, was der 
Selbstzuschreibung einer „Stadt 
der guten Arbeit“ jedoch über-
haupt nicht entsprach. Dies mo-
nierten wir auch gemeinsam mit 
den anderen Verbänden und for-
derten, dass Hamburg seine Vor-

reiterrolle zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen ausbauen, 
statt den Prozess abrechen sollte. 
Dass die AG fortgeführt werden 
müsse, war auch das Ergebnis ei-
ner GEW-organisierten Diskus-
sionsrunde mit Bürgerschaftsab-
geordneten im November 2017. 
Auch bei einer Diskussionsrunde 
Ende 2017 mit der Staatsrätin 
aus Hamburg und dem Staatsse-
kretär aus Schleswig-Holstein zu 
den Beschäftigungsbedingungen 
im Wissenschaftsbereich haben 
wir deutlich gemacht, dass jah-
relange Fehlentwicklungen eine 
schnelle und intensive Aufarbei-
tung benötigen und der Prozess 
nicht einfach abgebrochen wer-
den kann. Erreicht wurde im-
merhin, dass die AG weiter tagt, 
wenn auch sehr selten. Ein Är-
gernis ist, dass nicht einmal die 
versprochene Evaluierung der 
2014 eingeführten Maßnahmen 
so klappte, wie es vereinbart 
war, sind doch die von Seiten 
der Arbeitgeber_innen jährlich 
vorzulegenden Evaluationsbe-
richte oftmals unvollständig 
und warfen in den letzten Jahren 
mehr Fragen auf, als Antwor-
ten zu liefern. Noch ärgerlicher 
ist, dass die grüne Senatorin bei 
Fragen nach Verbesserungen 

der Beschäftigungsbedingungen 
wiederholt auf die AG verwie-
sen hat, da „dort diese Probleme 
behandelt würden“, was faktisch 
nicht stimmt, da dort lediglich 
unvollständige und fehlerhafte 
Berichte andiskutiert wurden. 
Die AG, gestartet als Errungen-
schaft, wurde somit unter grüner 
Ägide zunehmend zu einer für 
die Beteiligten frustrierenden 
Alibiveranstaltung – ohne dass 
sie dem Ziel einer Fortentwick-
lung zuarbeitete. Dies zeigt sich 
beispielhaft an der Vergütung der 
Lehrbeauftragten, wo statt einer 
Erhöhung für alle ein unerträg-
licher Wildwuchs verschiedener 
Bezahlungen eingeführt wur-
de und es von der jeweiligen 
Hochschule/Fakultät oder sogar 
vom Fachbereich abhängt, wie 
niedrig die Vergütung ausfällt. 
Statt gleicher Bezahlung hielt 
hier leider also (grüne) Vereinze-
lung Einzug. Für die Masse der 
Lehraufträge an den Hamburger 
Hochschulen gilt: die Vergütun-
gen stagnieren auf dem niedrigen 
Niveau, das vor fast zwei Jahr-
zehnten fixiert wurde. Ausnah-
men von dieser Regel konnten 
nur erreicht werden, wo, wie z. 
B. in der Fakultät für Psycholo-
gie und Bewegungswissenschaf-
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ten, die Lehrbeauftragten beson-
deren Druck entfalten konnten 
und dort, wo die „Marktpreise“ 
für gute Lehre ohnehin längst da-
von gezogen sind. 

Autonomie der Arbeitgeber 
zu Lasten der Beschäftigten

Die Personalverantwortung 
an den Hochschulen obliegt 
den Kanzler_innen, welche in 
der Vergangenheit durch eine 
wenig arbeitnehmerfreundliche 
Haltung unerfreulich aufgefal-
len sind – jüngst gipfelnd in der 
„Bayreuther Erklärung“. Wäh-
rend die SPD-Senatorin Stapel-
feldt wenigstens noch bereit war, 
bei krassen Verfehlungen der 
Kanzler_innen aktiv zu werden 
und einen Rahmen vorzugeben 
– Stichwort: Code of Conduct –, 
lässt die grüne Wissenschaftsbe-
hörde mit dem Verweis auf die 
Autonomie der Hochschulen den 
Kanzler_innen freie Hand. Sie 
gab den Anspruch, bei besonders 
miesen Fällen einzugreifen, völ-
lig auf. 

Ein unerfreulicher Vorfall er-
gab sich im Frühjahr 2019, als 
die Uni Hamburg die korrekte 
Bezahlung der Beschäftigten 
verweigerte. So wurden Einstu-
fungen sehr verzögert bearbeitet 
und die Betroffenen mit teilwei-
se haarsträubenden Begründun-
gen hingehalten. Der Personalrat 
des wissenschaftlichen Perso-
nals (WIPR) wusste von mehr 
als 200 unbearbeiteten Fällen zu 
berichten und hat sich mehrfach 
schriftlich beim Kanzler und 
dem zuständigen Abteilungs-
leiter beschwert. Auch wurde 
vorgeschlagen, eine Einstufung 
in voraussichtlich erreichte hö-
here Stufen vorzunehmen, was 
der Kanzler jedoch verweigert. 
Eine konkrete Lösung oder ein 
Datum, wann mit den fälligen 
Nachzahlungen gerechnet wer-
den kann, wurde ebenfalls ver-
weigert. Der Kanzler begrün-
dete seinen Unwillen, seiner 
Verantwortung für diese Fälle in 
seiner Rolle als Personalverant-
wortlicher nachzukommen, mit 

der Arbeit, die seine Abteilung 
mit der Exzellenzinitiative habe. 
Als GEW kritisierten wir dies 
als unhaltbaren Zustand und ei-
ner öffentlichen Einrichtung der 
selbsternannten ‘Stadt der guten 
Arbeit‘ unwürdig. Erschreckend 
ist, dass Exzellenzbestrebun-
gen vorgeschoben wurden, um 
grundlegende Aufgaben zu ver-
nachlässigen. Wie sollen sich 
Beschäftigte mit ihrer Einrich-
tung identifizieren und sich für 
sie einsetzen, wenn eine korrekte 
Bezahlung über Monate verwei-
gert wird? Ein Einschreiten der 
Behörde? – erneut Fehlanzeige.

Die SPD, so das Fazit nach 
einem Vergleich mit der Vor-
gängerregierung, war immerhin 
bereit, einen Rahmen für besse-
re und verlässlichere Beschäfti-
gungsbedingungen zu schaffen, 
die Grünen dagegen weigern 
sich seit fünf Jahren konsequent, 
ihrer Verantwortung als oberster 
Dienstherr gerecht zu werden 
und wenigstens die schlimmsten 
Auswüchse mieser Arbeitgeber-
politik regulierend zu beheben.

Prekäre Exzellenz
Vor einigen Monaten wurde 

die Uni Hamburg zu einer der 
neuen Exzellenzuniversitäten 
gekürt. Als GEW haben wir 
gratuliert und zugleich deutlich 
gemacht, dass dieser Status auf 
Kosten der Beschäftigten erlangt 
wurde. Wir haben die Befürch-
tung geäußert, dass durch die mit 
Fördergeldern in Millionenhöhe 
verbundene neue Exzellenzstra-
tegie von Bund und Ländern 
noch unsicherere Perspektiven 
für viele Wissenschaftler_innen 
bedeutet: Wenn Universitäten 
mehr Geld bekommen, führt das 
in der Regel dazu, dass sie dieses 
für befristete Beschäftigungs-
verhältnisse verwenden. Zwar 

läuft die Exzellenzstrategie auf 
unbestimmte Zeit, doch alle sie-
ben Jahre wird evaluiert und die 
Unis müssen sich neu bewer-
ben. Dann besteht das Risiko, 
dass Projekte wegfallen oder der 
Hochschule der Exzellenzstatus 
entzogen wird. Dieses Risiko ge-
ben die Unis eins zu eins an ihre 
Beschäftigten weiter. Die GEW 
verlangt deswegen statt immer 
neuer und befristeter Sonderpro-
gramme eine ausreichende und 
nachhaltige Grundfinanzierung 
der Hochschulen durch Bund 
und Länder, damit diese sich 
nicht ständig den Anforderungen 
von Drittmittelgebern unterwer-
fen müssten. Befristete Qualifi-
kationsstellen und unbefristete 
Dauerstellen müssen endlich 
wieder in einem vernünftigen 
Verhältnis zueinander stehen, 
das dem wissenschaftlichen 
Nachwuchs kalkulierbare Kar-
rierewege ermöglicht, statt sie 
im Status von Teilnehmer_innen 
eines unkalkulierbaren Lotterie-
spiels zu halten. 

Mit dem Hochschulpakt-
Nachfolgeprogramm, dem Zu-
kunftsvertrag Studium und Leh-
re zu stärken, wird dafür zwar 
etwas getan, doch es ist unter-
finanziert und wird nicht regel-
mäßig an die Tarifsteigerungen 
angepasst. Die Politik ist in der 
Pflicht, nun auch exzellente Ar-
beitsbedingungen zu schaffen 
und Fördergelder in unbefristete 
Jobs zu investieren. 

Fünf Jahre grüne Wissen-
schaftspolitik, das sind fünf Jahre 
prekäre Exzellenz, also Eliteden-
ken zu Lasten der Beschäftigten. 
Aus GEWerkschaftsperspektive 
eine desaströse Bilanz. 

FREDRIK DEHNERDT,
stellvertretender Vorsitzender

GEW Hamburg

GEW-Artikel der letzten fünf Jahre, in denen wir die aktuellen 
(Fehl-)Entwicklungen kommentiert haben und die zur Vertiefung 
der angesprochenen Themen genutzt werden können, sind zu finden 
unter: www.gew-hamburg.de/themen/hochschule-und-forschung/
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EINHEITSGEWERKSCHAFT

Gemeinsam stark
Einige notwendige Klarstellungen zur Schulstruktur und zur Rolle der GEW

Die Replik von Roland 
Kasprzak in der letzten Ausga-
be der hlz verdreht mehrfach in 
grober Weise meine Worte in 
meinem Artikel, abgedruckt hlz 
9-10/19 und arbeitet mit Unter-
stellungen, an denen sich der Au-
tor dann abarbeitet. Geschickt? 
Vielleicht. Redlich? Wohl kaum.

Die Vorwürfe sind zahlreich 
und könnten im gewerkschaft-
lichen Rahmen kaum schwer-
wiegender sein: „Infame“ und 
„sachfremde“ Argumentation, 
„Verletzung der Satzungsrechte 
eines Teils der Mitgliedschaft“, 
„falsches Gewerkschaftsver-
ständnis“ und nicht zuletzt „Ver-
rat am Prinzip der Einheitsge-

werkschaft“, der „in der GEW 
keinen Platz haben darf“.

Holla! Geht es vielleicht 
auch eine Nummer kleiner? Die 
Schärfe der Vorwürfe lässt sich 
bei genauem Lesen weder aus 
meinem Redebeitrag vom letzten 
Gewerkschaftstag (hlz 7-8/2019) 
noch aus meinem Artikel (hlz 
s.o.) ableiten. Ich plädiere da-
für, den Schaum vom Mund ab-
zuwischen und nicht weiter zu 
polemisieren. Letztlich geht es 
um (durchaus gravierende) un-
terschiedliche Sichtweisen auf 
(bildungs- und gesellschafts-) 
politische Fragen, die in der 
GEW diskutiert und letztlich mit 
Mehrheit entschieden werden, 

die aber alle ihren Platz in der 
Einheitsgewerkschaft haben.

Doch im Einzelnen:
 Roland Kasprzak unter-

stellt, ich plädierte dafür, die 
Interessen einer Gruppe der Mit-
glieder (nämlich der Gymnasial-
kolleg_innen) nicht mehr durch 
die GEW zu vertreten. Eine reine 
Behauptung! Hingegen schreibe 
ich an mehreren Stellen, dass ich 
es selbstredend als Aufgabe der 
GEW sehe, hartnäckig für die 
Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen aller Mitglieder zu strei-
ten – selbstverständlich auch der 
an den Gymnasien.

Fakt ist, dass Kasprzak als 
einer der Unterzeichner des An-

Einer der wohl bedeutendsten Siege der Gewerkschaften war der Generalstreik 1920 gegen den Kapp-Putsch. 
Ein politischer Sieg, weil sich die Gewerkschaften seit ihrem Bestehen neben dem Kampf um höhere Löhne und 
bessere Arbeitsbedingungen auch immer für den politisch-gesellschaftlichen Fortschritt und insbesondere für die 
Abwehr gegen rechts eingesetzt hatten. Übrigens ein politischer Streik, außerhalb der Friedenspflicht!
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trags zu den Gymnasien eine 
Niederlage auf dem Gewerk-
schaftstag einstecken musste. 
Aber warum ist denn der Antrag 
gescheitert? Ohne die Gründe 
jedes und jeder einzelnen Dele-
gierten genau zu kennen, meine 
ich doch sagen zu können, dass 
der Antrag nicht deshalb durch-
gefallen ist, weil es in ihm um 
das Ziel der Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen an den 
Gymnasien ging, sondern in ers-
ter Linie wegen der Begründung, 
die ein großer Teil der Anwe-
senden im Spannungsverhältnis 
zu den bildungspolitischen For-
derungen der GEW sah. Unsere 
drei Vorsitzenden haben nach 
dem Gewerkschaftstag unter-
strichen, dass das Anliegen des 
Antrags jedoch berechtigt ist 
und dass seine Ablehnung daran 
nichts ändert.
 Ich habe mich tatsächlich 

dagegen ausgesprochen, das be-
rechtigte Anliegen der Antrag-
steller in Form einer eigenen 
Kampagne anzugehen. Es wäre 
m.E. ein Fehler, die Situation 
an den Gymnasien losgelöst von 
der allgemeinen bildungspoliti-
schen Situation in Hamburg zu 
betrachten.

Erstens ist der überwiegende 
Teil der Belastungsfaktoren für 
die Lehrkräfte (vor allem alles, 
was mit den Fragen rund um die 
Arbeitszeitverordnung, die zu 
großen Lerngruppen und die ma-
terielle Unterversorgung zu tun 
hat) weitgehend unabhängig von 
der Schulform. Hier überwiegen 
m.E. ganz klar die gemeinsamen 
Interessen aller Lehrkräfte, die 
auch gemeinsam von der GEW 
vertreten werden. 

Zweitens ist es ungeachtet 
dessen dennoch richtig, dass es 
schulformspezifische Probleme 
gibt. Roland fragt rhetorisch: 
„Unterscheidet sich denn die so-
ziale Lage eines A13-Kollegen 
an der Stadtteilschule von der ei-
ner Kollegin am Gymnasium?“ 
Nun, die soziale Lage sicher 
nicht. Aber abgesehen davon, 
dass es an Grund- und Stadt-

teilschulen noch immer sehr 
viele Kolleg_innen ohne A13/
E13 gibt, existieren an Stadtteil-
schulen z.T. andere Belastungen 
(nicht zu lesen als höhere) als 
an Gymnasien: Inklusion ohne 
behördliches Konzept, Beschu-
lung Geflüchteter, ein im Durch-
schnitt anderes Klientel, unter-
schiedliche gesellschaftliche 
Reputation etc.

Dennoch wäre eine Kam-
pagne, die sich nur auf die 
Arbeitsbedingungen an einer 
Schulform bezieht, m.E. eine 
falsche Schwerpunktsetzung, 
weil drittens erhebliche Anteile 
der Probleme oder Missstände 
an den Stadtteilschulen nach 
meiner Überzeugung ihre Ursa-
che letztlich in der Schulstruktur 
haben. Die schwierige Lage der 
Stadtteilschulen auf der einen 
Seite schlägt sich auf der ande-
ren Seite auch an den Gymnasien 
nieder in Form der Schwierig-
keiten, die auch im Gy-Antrag 
benannt wurden. In der Begrün-
dung des Antrags wurde jedoch 
suggeriert, die Probleme der 
Kolleg_innen an den Gymnasien 
könnten u.a. durch „vollständi-
geres Abschulen“ nach Klasse 
6 gelöst werden. Also weniger 
Heterogenität der Lerngruppen 
an den Gymnasien durch kon-
sequentere Selektion. Diese Po-
sition ist doppelt problematisch: 
Zum einen ist es eben eine be-
schlossene bildungspolitische 
Forderung der GEW Hamburg, 
die „Abschulung“ abzuschaffen, 
zum anderen würde die Umset-
zung einer solchen Maßnahme 
die Arbeit der Kolleg_innen an 
den Stadtteilschulen weiter er-
schweren. Sie ist deshalb auch 
nicht geeignet, die Reihen der 
Mitglieder der GEW Hamburg 
zu schließen.

Ich bin überzeugt davon, dass 
wir den Problemen an beiden 
Schulformen – Gymnasien und 
Stadtteilschulen – ursächlich nur 
beikommen können, wenn wir 
auch beide Schulformen in Fra-
ge stellen. Die Schulleiter_innen 
der Stadtteilschulen haben 2016 

bekanntlich genau dies getan. 
Sie diagnostizierten, dass das 
Zwei-Säulen-Modell vor dem 
Scheitern stehe und schrieben 
weiter: „Wir (...) sind überzeugt, 
dass die Herausforderungen in 
unserer Stadt, eine moderne, 
vielfältige Gesellschaft zu leben, 
die sozial, demokratisch, gerecht 
und chancenreich ist, mit der ei-
nen Schule für alle Schülerinnen 
und Schüler bewältigt werden 
kann.“
 Kasprzak betont, das 

„Kerngeschäft der Gewerkschaf-
ten“ sei die Interessenvertretung 
ihrer Mitglieder und behauptet, 
dass die bildungspolitischen 
„Diskussionen in der GEW“ die-
ses Kerngeschäft immer wieder 
„aus dem Blick“ geraten ließen. 
Zugleich wird mir unterstellt, ich 
würde ein politisches Ziel („Eine 
Schule für Alle“) über den Kern-
gedanken der Gewerkschaften 
stellen. Tatsächlich habe ich 
am Beispiel der Schulstruktur 
versucht zu verdeutlichen, dass 
ich zwischen dem Ziel der In-
teressenvertretung der Gewerk-
schaftsmitglieder und der Verfol-
gung von (bildungs-)politischen 
Zielen keinerlei Widerspruch 
sehe, sondern dass im Gegenteil 
die Vertretung von gemeinsam 
erarbeiteten politischen Zielen 
unbedingt zur Interessenver-
tretung dazu gehört. In diesem 
Sinne ist die Auseinanderset-
zung um politische Ziele auch 
historisch immer ein integraler 
Bestandteil der gewerkschaft-
lichen Aktivitäten gewesen. 
Die Gesetze zur Verankerung 
des 8-Stunden-Tages oder zur 
Einführung einer gesetzlichen 
Arbeitslosenversicherung zum 
Beispiel hatten unmittelbare 
Auswirkungen auf die soziale 
Lage der Arbeiterklasse und wä-
ren nicht denkbar gewesen ohne 
einen (jahrzehntelangen) auch 
politischen Kampf der Gewerk-
schaften. Es ist auch heute für 
die Interessenvertretung der Ge-
werkschaftsmitglieder zwingend 
notwendig, über ökonomische 
Forderungen im engeren Sinne, 
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über spezifische Anliegen z.B. 
der Beschäftigten eines Betriebs 
oder einer Branche hinaus zu ge-
hen und verallgemeinerte politi-
sche (und letztlich gesellschaft-
liche) Forderungen zu erheben.
 Es kommt immer wieder vor, 

dass die Interessen der einzelnen 
Mitglieder in bestimmten Punk-
ten nicht deckungsgleich zu sein 
scheinen oder es real nicht sind. 
Beispielsweise könnte es einem 
Betriebsrat eines bestimmten 
Betriebes vielleicht lohnend er-
scheinen, dem Einsatz von Leih-
arbeiter_innen zuzustimmen. 
Die Frage kann sich aber für die 
Gewerkschaftsmitglieder eines 
anderen Betriebes, einer anderen 
Branche oder über die Grenzen 
der Einzelgewerkschaften hin-
aus ganz anders darstellen, weil 
die Ausnutzung der Leiharbeit 
die Gewerkschaften insgesamt 
schwächt. Es ist demokratische 
Aufgabe der Gewerkschaften zu 
versuchen, aus den sich zum Teil 
widersprechenden Einzelinteres-
sen gemeinsame übergeordnete 
Ziele für alle Lohnabhängigen zu 
formulieren. Verbände, die einen 
solchen Anspruch nicht haben, 

sondern nur Partikularinteressen 
vertreten, können m.E. tatsäch-
lich nicht als Gewerkschaften, 
sondern müssen als Standesor-
ganisationen bezeichnet werden.

Aber allen denjenigen, „die 
den Fokus auch auf die Arbeits-
bedingungen an den Gymnasien 
richten wollen“, ständische Inte-
ressen bescheinigen zu wollen, 
wäre absurd. Das habe ich weder 
explizit noch implizit in meinem 
Artikel gemeint oder getan.
 Zuletzt zum Vorwurf des 

„falschen Gewerkschaftsver-
ständnisses“ und dem „Verrat 
an der Einheitsgewerkschaft“. 
Ja, ich denke, dass es auch Auf-
gabe der Gewerkschaften sein 
muss, „gesellschaftliche Gegen-
macht“ aufzubauen. Ich bin mir 
aber bewusst, dass diese Hal-
tung eine unter vielen innerhalb 
der Gewerkschaften ist und bin 
weit davon entfernt zu meinen, 
dass diese Position Konsens in 
der Gewerkschaft wäre oder 
sein muss. Für ein solches Ge-
werkschaftsverständnis streite 
ich jedoch innerhalb der Ge-
werkschaft und würde dies auch 
dann tun, wenn ich damit in kla-

rer Minderheit sein sollte. Mein 
Platz bliebe dennoch immer in 
der Gewerkschaft, weil ich aus 
grundsätzlichen Erwägungen 
heraus hinter dem Prinzip der 
Einheitsgewerkschaft stehe. Die-
se ist nicht nur eine Konsequenz 
aus der fatalen und mörderischen 
Niederlage der Arbeiterbewe-
gung im Faschismus, sondern 
auch wesentliche Voraussetzung 
dafür, dass die Arbeiterbewe-
gung in diesem Land in der 
Vergangenheit zentrale soziale 
und demokratische Erfolge er-
reichen und verteidigen konnte. 
Ich möchte meinen Beitrag dazu 
leisten, dass die Einheitsgewerk-
schaft die Gesamtinteressen der 
Lohnabhängigen vertritt und 
durch gemeinsamen Kampf die 
vorhandenen unterschiedlichen 
weltanschaulichen und politi-
schen Strömungen in der Praxis 
vereint.

Von den Vorwürfen Kasprzaks 
bleibt am Ende nicht viel. So 
können wir uns in Zukunft wie-
der auf inhaltliche Diskussionen 
der strittigen Fragen konzentrie-
ren.

HEIKO HUMBURG (STS Horn)

DER SCHNELLE ÜBERBLICK

Wer hätte das (nicht) gedacht? – Die Pisa-Studie 2018
Hauptfach Lesen

Der Schwerpunkt der aktuellen Pisa-Studie lag auf dem Leseverständnis. Die deutschen Schüler_
innen liegen im Schnitt mit 498 Pisa-Punkten leicht über dem OECD-Durchschnitt im Mittelfeld auf 
dem dritten von sechs Kompetenzniveaus. Ähnliche Mittelwerte erreichen Belgien und Frankreich.

Leistungsunterschiede
Die Unterschiede zwischen starken und schwachen Schüler_innen sind überdurchschnittlich groß 

und zunehmend. Die Gruppe der starken Leser_innen ist gegenüber 2009 gewachsen auf 11 Prozent 
(OECD-Durchschnitt 9 Prozent). Auf knapp 21 Prozent ist aber auch die Gruppe der Schüler_innen 
gewachsen, die kaum lesen können.

Soziale Unterschiede
Die Leistungsunterschiede zwischen Schüler_innen aus gut situierten und aus sozial benachtei-

ligten Elternhäusern sind gegenüber 2009 ebenfalls weiter gewachsen. Das privilegierteste Viertel 
der Schüler_innen liegt mehr als ein Kompetenzniveau über den am stärksten benachteiligten Schü-
ler_innen.

hlz / TAZ
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PÄDAGOGIK

kompetent. flexibel. angepasst.
Auswege aus der neoliberalen Schule (Teil 2)

Kompetent, flexibel, ange-
passt – so soll der europäische 
Idealbürger sein. Das zumindest 
beschließt im Jahr 2006 das Par-
lament der EU. Der Ort, an dem 
er entstehen soll, ist die „neolibe-
rale Schule“. Sie ist keine Schule 
im eigentlichen Sinne, eher eine 
Grundstruktur, die überall dort 
sichtbar wird, wo es um Bildung 
geht. So versorgt sie den neolibe-
ralen globalen Kapitalismus mit 
den Subjekten, die er braucht. 
Das hat vor allem einen Zweck: 
die Vermehrung des Humanka-
pitals. Und die Kompetenz- und 
Handlungsorientierung wird 
hierfür dienstbar gemacht. Gibt 
es etwas dem entgegen zu set-
zen?

Ja, das gibt es. Alle alles 
ganz zu lehren, die 400 Jahre 
alte Forderung des Comenius, 
eröffnet den Raum, die für Bil-
dung grundlegenden Kategorien 
Autonomie, Emanzipation und 
Solidarität einer befreienden 
Pädagogik (Paulo Freire) nicht 
aufzugeben.

Das aber setzt eines voraus: 
Lehrerinnen und Lehrer müssen 
zunächst einmal anerkennen, 
dass alles, was sie tun, „poli-
tisch“ ist. Auch Religionspä-
dagogik, für die Autonomie, 
Emanzipation und Solidarität 
noch immer gültig ist, und ein 
daraus resultierender Religi-
onsunterricht müssen darum 
wissen. Paulo Freire hat dies 
eindrücklich deutlich gemacht: 
„Viele Leute haben Angst vor 
dem Moment, Lehrer als Poli-
tiker anzuerkennen. Sie sehen 
den Scheinfrieden einer neut-
ralen Erziehung und Bildung 
ihrer Kinder dahinschwimmen. 
In diesem Zusammenhang frug 
mich vor einigen Jahren ein 
amerikanischer Journalist, wie 
ich mich selbst bezeichnen wür-

de. Ich sagte, ich fühle mich als 
Wanderprediger des Offensicht-
lichen. Er verstand mich nicht. 
Ich erklärte ihm, daß ich in der 
Welt umherreise, um die Dinge 
zu sagen, die offensichtlich sind, 
wie z. B., daß Erziehung und Bil-
dung nicht neutral sind. Ich ent-
deckte auch bei meinen Fahrten 
durch die Welt, daß wir das Of-
fensichtliche aufbrechen und den 
Kern zeigen müssen. Dann stel-
len wir fest, daß das Offensicht-
liche gar nicht so offensichtlich 
ist, wie wir anfangs annahmen. 
Ich erkenne, daß für viele Leute 
… es nicht offensichtlich ist, daß 
Erziehung und Bildung politisch 
sind. Es schockt sie.“ Was be-
deutet in diesem Zusammenhang 
„politisch“ und wie lässt sich das 
Politische in einer befreienden 
Absicht für die Pädagogik an-
eignen?

Zunächst meint Freire die 
Verwobenheit all dessen, was 
in Bildungszusammenhängen 
geschieht, mit geschichtlich-
gesellschaftlichen Prozessen. 
Denn Bildung befindet sich nie 
in einem Binnenraum. Politi-
sche und ökonomische Vorgaben 
versuchen sie einzugrenzen, sie 
dienstbar zu machen und den ihr 
innewohnenden befreienden Sta-
chel nicht zu stark werden zu las-
sen. Ganz aktuell zeigt sich diese 
Verwobenheit von Politik und 
Bildung in der Diskussion um 
Fridays for Future und der Fra-
ge, ob denn Schüler_innen ihren 
Protest während der Schulzeit 
zum Ausdruck bringen sollen. 
Für die protestierenden Schüler_
innen ist der Schulstreik darin 
begründet, dass Bildungsfragen 
gerade nicht von einem solchen 
globalen Problem wie der Kli-
makatastrophe abgelöst werden 
dürfen.

Wenn nun der Begriff des Po-

litischen in emanzipatorischer 
Absicht verwendet werden soll, 
so muss er noch weiter entfaltet 
werden und über unser Alltags-
verständnis von „Politik“ hin-
ausgehen. Ich schlage vor, sich 
an dieser Stelle an dem französi-
schen Philosophen Jacques Ran-
cière zu orientieren: Für ihn zielt 
das eigentlich Politische im Kern 
auf die Behauptung einer allge-
meinen Gültigkeit dessen, was 
ausgeschlossen wird, was nicht 
zur Sprache kommt. Politik er-
eignet sich zum Beispiel dort, wo 
eine Gruppe, die ausgeschlossen 
ist, also keinen Anteil am Gan-
zen hat, diesen Anteil nicht nur 
für sich als das ihr zustehende 
Recht einfordert, sondern für et-
was allgemein Gültiges, das die 
Gruppe in dieser historischen Si-
tuation repräsentiert.

„Sie, die Ausgeschlossenen, 
jene ohne festen Platz im Ge-
sellschaftsgebäude, präsentieren 
sich selbst als die Repräsentan-
ten, die Vertreter des Ganzen der 
Gesellschaft, der wahren Allge-
meinheit (‚Wir – das ‚Nichts‘, 
das für die Ordnung nicht zählt 
– sind das Volk, wir sind alle, die 
sich gegen diejenigen stellen, die 
nur ihre besonderen, privilegier-
ten Interessen vertreten.‘) Der 
politische Konflikt bezeichnet, 
kurz gesagt, die Spannung zwi-
schen dem strukturierten Gesell-
schaftskörper, in dem jeder Teil 
seinen festen Platz hat und dem 
‚Teil ohne An-Teil‘, der diese 
Ordnung … ins Wanken bringt“ 
(Slavoij Žižek) .

Dies wird auch an Fridays for 
Future deutlich. Sie stehen nicht 
nur für ihre eigenen Interessen 
als junge Generation ein, son-
dern auch für die der Bauern in 
der Sahelzone oder der Bewoh-
ner_innen südpazifischer Inseln, 
die schon jetzt überschwemmt 
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werden. Genau dadurch werden 
die Proteste allgemein gültig. Es 
gibt diejenigen, die ohne Anteil 
sind, und emanzipatorische Pro-
zesse in der Geschichte haben 
hier ihren notwendigen Bezugs-
punkt. Der Kampf um den Anteil 
der Anteillosen, der stattfindet 
und Brüche in der sinnlich wahr-
nehmbaren vorgegebenen Ord-
nung erzeugt, wird so zu einem 
politischen. Er behauptet die 
Gleichheit der Ausgeschlosse-
nen mit allen anderen, die schon 
repräsentiert werden. Sie ist ihr 
normativer Kern und wird de-
nen, die auf unterschiedlichste 
Weisen ohne Anteil sind, vorent-
halten. In diesem Sinne ist die 
Gleichheit der Ausgangspunkt 
aller emanzipatorischen Bil-
dungsprozesse. Und denen, die 
keine Stimme haben, eine Stim-
me zu geben, ist eine vorrangige 
Aufgabe: Alle alles ganz zu leh-
ren zielt darauf ab, Ausschlüsse 
zu verhindern.

Ein so verstandener Begriff 
des Politischen eröffnet den 
Raum für eine politische Didak-
tik im schulischen Alltag. Für 
sie sind fünf Kategorien zentral, 
an denen sich Lehrer_innen in 
Schule und Unterricht orientie-
ren können.

1. Wir benötigen ein anderes 
Verständnis von dem, was eine 
(Lern-)Situation ist, als es in 
den Bildungsplänen vorgegeben 
wird. Sie ist nicht das, was wir 
als Lernanlass in den Unterricht 
einbringen, sondern der Aus-
gangspunkt des Lernens selbst, 
das, worin wir uns mit den Schü-
ler_innen gemeinsam befinden. 
Situationen dienen dann nicht 
mehr dazu, „bewältigt“ zu wer-
den, sondern sie zu verstehen 
und dadurch handlungsfähig zu 
werden. Das heißt aber auch, 
dass die Situation „falsch“ sein 
kann. Zu handeln würde nicht 
bedeuten, auf findige Art und 
Weise den Anforderungen der 
Situation zu entsprechen, son-
dern den Mut zu entwickeln, die 
falschen Rahmenbedingungen 
selbst zu verändern. Allein dies 

würde zu einem anderen Unter-
richt führen und ein erster eman-
zipierender Schritt könnte getan 
werden. Und diese Situation ist 
nicht abgekoppelt von einem ge-
sellschaftlichen Zusammenhang, 
ja, sie ist eingebettet in eine ge-
meinsame Welt.

2. Wir leben in einer Welt, 
die versucht, die Welt zum Ver-
schwinden zu bringen. Die plu-
rale Postmoderne geht einher mit 
dem Verlust von (gemeinsamer) 
Welt: Jeder ist in seiner eigenen 
Welt seines Glückes Schmied 
und vor allem konstruktivisti-
sche Lerntheorien betonen die 
prinzipielle Unzugänglichkeit 
von Welt und Wahrheit des je-
weils anderen. Dagegen muss 
die gemeinsame Welt behauptet 
und – das ist besonders wich-
tig – zugänglich gemacht wer-
den. Selbstverständlich gehören 
wir Lehrer_innen ihr auch an. 
Nur indem wir das tun, ermög-
lichen wir eine Erfahrung, die 
der systematischen Vereinzelung 
gegenüber steht und eine grund-
legende Voraussetzung für Soli-
darität ist.

3. Die Situation, die in der 
Welt ist, eröffnet den Raum des 
Dialogs. Paulo Freire spricht hier 
von dialogischer Bildung. Der 
Dialog und die Bereitschaft der 
Lehrer_innen, sich auf einen Di-
alog mit den Schüler_innen über 
die gemeinsame Welt und unsere 
Erfahrungen in ihr einzulassen, 
ist die Voraussetzung dafür, das, 
was Freire die Bankiersmethode 
(oder auch: Nürnberger Trich-
ter) nennt, hinter uns zu lassen. 
Die Bankiersmethode lagert das 
Wissen in die Schüler_innen ein, 
das ihnen von den Lehrer_innen 
gegeben wird. Auch kompetenz- 
und handlungsorientiertes Ler-
nen will diese Art der Wissens-
vermittlung verlassen, aber sich 
andererseits nicht dialogisch in 
den Lernprozess einbringen. 
Stattdessen sollen Lehrer_innen 
hier zu Coaches und Berater_in-
nen werden, die außenstehend 
den Prozess begleiten und dabei 
möglichst unsichtbar werden. 

Das hier auftauchende Bild ist 
das von Berater_innen, die durch 
Managementetagen ziehen und 
auch das private Leben einem 
permanenten Optimierungspro-
zess unterwerfen.

4. Dialogisch Lehrende hö-
ren auf, „nur“ ein_e Lehrer_in 
zu sein. Die Bedeutung von 
Lehrer_innen wird jedoch nicht 
geschmälert, sondern dadurch 
gestärkt, dass sie, wie Freire es 
nennt, zu Lehrer-Schüler_innen 
werden. Und die Schüler_innen 
werden zu Schüler-Lehrer_in-
nen. Dieses Bild verweist auf 
den eigentlichen Kern des Lern-
prozesses. In einer gemeinsamen 
Welt eröffnet der Dialog auch für 
Lehrer_innen die Möglichkeit 
und Notwendigkeit zu lernen 
– von unseren Schüler_innen. 
Das ist der Ausgangspunkt von 
Emanzipation: die prinzipielle 
Gleichheit zu behaupten und an-
zuerkennen!

5. Und schließlich verabschie-
det sich eine politische Didaktik 
davon, dem Lernprozess von 
außen Methoden überzustülpen, 
weil sie weiß, wie sehr sie Ver-
stehens- und Erkenntnisprozesse 
– um sie geht es ja in der Schu-
le – lenken und dominieren und 
dadurch lediglich die Erkennt-
nis produzieren, die in der Me-
thode selbst steckt. Autonomie 
entsteht so nicht. Damit ist die 
Bedeutung von Methoden nicht 
geschmälert. Im Gegenteil. Viel-
mehr werden sie zu den Wegen, 
die ein selbstbestimmtes Lernen 
gehen und für sich im Dialog mit 
den anderen und der Welt entde-
cken muss. Emanzipierend ist 
dieses Lernen, wenn es nicht nur 
zu einer Stabilisierung des Sta-
tus quo beiträgt, sondern tatsäch-
lich zu einem weltverändernden 
Handeln. Wir wissen, dass diese 
Welt nichts nötiger braucht!

ANDREAS HELGERMANN
Münster, Impulsreferat auf der

GEW-Veranstaltung:
Neoliberalismus in der Schule

am 21.10.2019;
Teil 1 der Ausgabe hlz 11/2019, S. 15ff
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INKLUSION

verspätet, 
beschönigend, lückenhaft
Vor knapp zwei Jahren beschloss die Hamburger Bürgerschaft die 
„Maßnahmen ...“ – eine erschreckende Bilanz

In diesem Beschluss wurde festgelegt, dass der 
Senat jährlich einen Bericht über die Umsetzung 
dieses Beschlusses veröffentlicht. Tatsächlich er-
scheint der erste Bericht erst nach zwei Jahren. 
Die begleitende Presseerklärung des Schulsenators 
vom 11.11.19 benennt nicht einmal, dass der Se-
natsbericht diesen Charakter hat. Stattdessen wird 
in bester Wahlkampfmanier auch mit Fake News 
gearbeitet.

Sowohl die ‚Verzögerung‘ als auch die völlig 
unzureichende Umsetzung des Bürgerschaftsbe-
schlusses stehen im Widerspruch zum Versprechen 
von Bürgermeister Tschentscher auf dem SPD-Par-
teitag 2018: „Volksentscheide sind verbindlich. Im 
Gegensatz zu früheren Senaten setzen wir Volks-
entscheide um, darauf können sich alle Hamburger 
verlassen.“

Senator Rabe setzt den Bürgerschafts-
beschluss zur Verbesserung der Inklusion in 
wichtigen Punkten nicht um

Bei Lehrer_innenstellen für sonderpädagogische 
Förderung wurde zu Lasten der Kinder getrickst

Laut Bürgerschaftsbeschluss sollen die Stunden 
für Schüler_innen mit Förderbedarf Lernen, Spra-
che und emotionale-soziale Entwicklung (LSE) 
deutlich erhöht werden. Die Lehrer_innenzuwei-
sung an die Schulen war zum Schuljahr 2018/19 
aber niedriger als beschlossen. Diese Einsparung 
hätte langfristig eine jährliche Kürzung um 70 
Lehrer_innenstellen bedeutet. Die Initiative Gute 
Inklusion hatte mehrere Monate ergebnislos gegen 
diesen Verstoß gegen den Bürgerschaftsbeschluss 
argumentiert. Erst die Ankündigung, diesen Skan-
dal gegebenenfalls zu veröffentlichen, führte zum 
Erfolg.

Fake News des Senators zur Entwicklung der 
Personalversorgung in der Inklusion

Senator Rabe behauptet in seiner Presseerklä-
rung (s.o.), dass „die Hamburger Schulbehörde 
seit 2010 die Zahl zusätzlicher Pädagogen an den 
allgemeinen Schulen Schritt für Schritt deutlich 
erhöht hat. Waren 2010 noch 718 zusätzliche päda-
gogische Stellen für die Inklusion vorgesehen, sind 
es derzeit 1515.“ Die Zahl „der zusätzlichen päda-

BÜRGERSCHAFT
DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG Drucksache 21/18872

05. 11. 1921. Wahlperiode

Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft

Stellungnahme des Senats 
zum Ersuchen der Bürgerschaft vom 20. Dezember 2017 

„Maßnahmen zur Verbesserung der Inklusion an Hamburgs Schulen – 
Konsens mit den Initiatoren der Volksinitiative „Gute Inklusion““ 

(Drucksache 21/11428)

1

1. Ausgangslage und Zielsetzung

Die in der Drucksache 21/11428 beschlossenen
Verbesserungen der Inklusion an Hamburger
Schulen stehen in einer langen Reihe kontinuier-
licher Verbesserungen in den Jahren seit Einfüh-
rung der Inklusion in Hamburg. Seit der im Okto-
ber 2009 beschlossenen Änderung von § 12 des
Hamburgischen Schulgesetzes (HmbSG) haben
alle Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf einen Rechtsanspruch auf
Bildung und Erziehung im System der allgemei-
nen Schulen. Und seitdem hat sich die Qualität
der Inklusion in Hamburg stetig gebessert. Den
mit der Drucksache 21/11428 erhöhten Personal-
mitteln für die Inklusion gingen bereits Erhöhun-
gen in den Jahren 2011, 2012 sowie 2015 voraus.
Insgesamt stehen derzeit mehr als 1.500 Stellen
nur für die Inklusion zur Verfügung. Bei Einfüh-
rung der Inklusion war es knapp die Hälfte. Diese
Verdopplung geht deutlich über das hinaus, was
notwendig gewesen wäre, um die steigenden
Schülerzahlen zu kompensieren. Hier zeichnet
sich ein Bild kontinuierlicher Qualitätsverbesse-
rung in der Hamburger Inklusion, die im Bundes-
vergleich herausragend ist.

Damit Inklusion gelingt, reichen personelle Mittel 
allein jedoch nicht aus. Die Aus- und Fortbildung 
von Lehrkräften wurde konsequent darauf ausge-
richtet, dass alle Hamburger Lehrkräfte inklusiv 
unterrichten, die Schaffung von Schwerpunkt-
schulen ermöglicht passgenaue Förderung von 
Kindern mit speziellen Förderbedarfen auch in 
allgemeinen Schulen. Die Einrichtung von För-
derkoordinatorinnen und Förderkoordinatoren 
sowie die umfangreichen Unterstützungsange-
bote in den Beratungsabteilungen der Regionalen 
Bildungs- und Beratungszentren (ReBBZ) schaf-
fen eine inklusive Infrastruktur, die dabei hilft, 
dass alle Kinder bestmöglich unterrichtet werden. 
Die Schaffung temporärer Lerngruppen und die 
eingerichtete Ombudsstelle ermöglichen schnelle 
und passgenaue Hilfe, wo sie gebraucht wird. 
Schließlich werden Baumaßnahmen an Schulen 
seit Jahren konsequent barrierefrei geplant und 
ausgeführt. Angesichts der außerordentlich hohen 
Summen, die in den vergangenen (und kommen-
den) Jahren in den Schulbau fließen, wurde hier 
in kurzer Zeit viel erreicht.

Die in der Drucksache 21/11428 beschlossenen 
Maßnahmen führen diese Entwicklung fort. Mit 
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gogischen Stellen“ betrug aber 2010 deutlich über 
1000 und nicht 718 wie vom Schulsenator behaup-
tet. Herr Rabe hat offensichtlich die ca. 350 Stellen 
der Erzieher_innen und Sozialpädagog_innen nicht 
mitgerechnet. Das pädagogische Personal wuchs 
von 2010 bis 2019 nur um die Hälfte und nicht auf 
das Doppelte wie der Senator behauptet. Die Zahl 
der Kinder mit Förderbedarf in der Inklusion stieg 
dagegen im gleichen Zeitraum auf das Vierfache, 
so dass 2019 die Personalzuweisung pro Kind mit 
Förderbedarf deutlich geringer als 2010 ist.

Senator Rabe kürzte 2012 massiv die
Personalzuweisung pro Kind mit Förderbedarf

Der Schulsenator schaffte 2012 die personell gut 
ausgestatteten Integrationsklassen und Integrativen 
Regelklassen ab – entgegen seinem Wahlverspre-
chen. Für Kinder mit einer Behinderung wurde das 
Personal um ein Drittel gekürzt, für Kinder mit 
dem Förderschwerpunkt Lernen, Sprache, emotio-
nale-soziale Entwicklung (LSE) um die Hälfte. Bis 
2014 gab es keine nennenswerte Personalerhöhung 
trotz der stark steigenden Zahl von Kindern mit 
Förderbedarf in der Inklusion. Das bedeutet, dass 
die Förderstunden pro Kind mit LSE weiter abge-
senkt wurden.

Bessere Personalversorgung erst durch
Proteste und die Volksinitiative

Nach den massiven Kürzungen von 2012 gab es 
viele Proteste der Betroffenen, die vor den Bürger-
schaftswahlen 2015 immer stärker wurden, so dass 
der Rot-Grüne-Senat sich gezwungen sah, für die 
Inklusion 125 zusätzliche Stellen bereitzustellen. 
2017 sorgte dann die Volksinitiative Gute Inklusi-
on gegen den Widerstand des Senators dafür, dass 
die Personalmittel ab 2018 bis 2023 schrittweise 
erhöht werden. In den vergangenen zwei Jahren 
waren das zusätzlich fast 300 Stellen. Damit wer-
den die Kürzungen pro Kind mit Förderbedarf in 
den vorangegangenen Jahren aber nur zum Teil 
kompensiert.

Therapie und Pflege für körperbehinderte 
Kinder fallen zu 40 Prozent aus

Die Bürgerschaft hatte beschlossen, dass körper-
behinderte Kinder in inklusiven Schulen ab dem 
Schuljahr 2018/19 genauso viel Therapie und Pfle-
ge wie in Sonderschulen erhalten sollen. Die Initia-
tive Gute Inklusion hatte im April 2018 darauf ge-
drängt, dass die Ausschreibungen für Therapeuten 
und Pflegekräfte frühzeitig erfolgen. Stattdessen 
verschleppte die Schulbehörde die Ausschreibun-
gen bis zum September 2018 nach Schuljahresbe-
ginn. Im Schuljahr 2018/19 fielen zwei Drittel der 
Therapie- und Pflegestunden aus. Im Schuljahr 
2019/20 beträgt die Unterversorgung der inklusi-
ven Schulen immer noch 40 Prozent gegenüber ei-

nem Defizit von 10 Prozent in den Sonderschulen. 
Die beschlossene Gleichbehandlung von Kindern 
mit einer Behinderung in Inklusion und Sonder-
schulen findet nicht statt.

Die Unzufriedenheit bei den betroffenen Eltern 
und bei den Therapeut_innen ist sehr groß, weil 
viele Stellen nicht besetzt sind und die Schulbehör-
de – trotz frühzeitigen Drängens der Volksinitiative 
– bis heute kein Konzept für eine in den Unterricht 
integrierte Therapie erarbeitet hat. Qualitätsent-
wicklung sieht anders aus.

Die zusätzlichen Flächen für behinderte
Kinder kommen im Senatsbericht nicht vor

In dem Bürgerschaftsbeschluss wurde verein-
bart, dass „im Musterflächenprogramm ab dem 
1.8.2018 für alle Schulen mit mindestens 10 Schü-
lerinnen und Schülern mit einer Behinderung ein 
zusätzlicher Flächenbedarf für Pflege, Therapie, 
Psychomotorik und Gruppenräume von 8m² pro 
Schüler/in mit einer Behinderung vorzusehen“ ist. 
Im Senatsbericht kommt dieser Punkt nicht vor.

Fake News zum angeblich barrierefreien 
Schulbau in Hamburg

In dem Senatsbericht heißt es: „Baumaßnahmen 
an Schulen (werden) seit Jahren konsequent barri-
erefrei geplant und ausgeführt.“ Diese Aussage ist 
falsch.

Eines von vielen Beispielen: Die Stadtteilschu-
le Bergedorf hat 2018 für einen mit 5,7 Mio Euro 
grundsanierten und erweiterten dreigeschossigen 
Schulbau mit 19 Klassenräumen keinen Fahrstuhl 
(Kosten 0,2 Mio Euro) erhalten, obwohl dort viele 
Schüler_innen mit einer Gehbehinderung lernen.

Senator Rabe definiert den Begriff
Barrierefreiheit willkürlich um

In der Hamburger Bauordnung §52 heißt es: 
„Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 
müssen in den dem allgemeinen Besucherverkehr 
dienenden Teilen von Menschen mit Behinderun-
gen, alten Menschen und Personen mit Kleinkin-
dern barrierefrei erreicht und ohne fremde Hilfe 
zweckentsprechend genutzt werden können. Diese 
Anforderungen gelten insbesondere für Einrich-
tungen der Kultur und des Bildungswesens.“ D.h., 
insbesondere in Schulen müssen alle „dem allge-
meinen Besucherverkehr dienenden Räume“ barri-
erefrei zugänglich sein. In dem Senatsbericht heißt 
es dagegen: „Im Rahmen von Sanierungsmaßnah-
men ist sicherzustellen, dass alle schulischen Funk-
tionen den Anforderungen der DIN 040-1 genügen, 
nicht aber alle schulischen Räume.“ Mit dieser 
unhaltbaren Begründung wurde auch der Fahrstuh-
leinbau für das 19-Klassen-Gebäude der Stadtteil-
schule Bergedorf verweigert.
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Barrierefreiheit für inklusive Schulen
wird nicht umgesetzt

Die Bürgerschaft hatte beschlossen, dass von 
2018-2023 mindestens 35 Millionen Euro für die 
Herstellung der Barrierefreiheit im schulischen 
Gebäudebestand investiert werden sollen entspre-
chend dem Leitfaden zur Sicherstellung der Bar-
rierefreiheit im Schulbau. Für die zwei Jahre 2018 
und 2019 könnten also ca. 12 Mio Euro dafür zur 
Verfügung stehen. Tatsächlich wurden nur 4 Mio 
Euro für diesen Zeitraum veranschlagt.

Senator Rabe beauftragte Schulbau Hamburg, in 
jedem Bezirk jeweils zwei Schulen, die behinderte 
Kinder inklusiv beschulen, „weitgehend barriere-
frei“ umzubauen. Die Befragung dieser Schulen 
durch die Initiative Gute Inklusion ergab, dass in 
vielen dieser Schulen keine wirkliche Barrierefrei-
heit geplant wird. Ein Beispiel: Eine Grundschule 
soll für ein dreigeschossiges Ge-
bäude mit zwölf Klassenräumen 
keinen Fahrstuhl bekommen, so 
dass die meisten Räume nicht 
barrierefrei erreichbar sind.

Das Menschenrecht auf 
Inklusion wird durch unzureichende 
Bedingungen ausgehöhlt

Viele Eltern, die sich für ihr behindertes Kind 
eine inklusive Schule wünschen, melden es wegen 
fehlender Therapie, Pflege und Barrierefreiheit so-
wie wegen des eingeschränkten Schulwahlrechts 
an den besser ausgestatteten Sonderschulen an. 
Deshalb hat sich in den letzten zehn Jahren die 
Zahl der Kinder mit Behinderung an den Sonder-
schulen nicht verringert. So wird das Menschen-
recht auf Inklusion durch unzureichende Bedin-
gungen ausgehöhlt.

Die Initiative Gute Inklusion fordert Senator 
Rabe auf, für Kinder mit einer Behinderung end-
lich den Sonderschulen vergleichbare Rahmenbe-
dingungen in der Inklusion zu schaffen, damit aus 
dem formalen Recht auf Inklusion auch ein reales 
Recht wird. Das erfordert die vollständige Umset-
zung des Bürgerschaftsbeschlusses.

Die Initiative Gute Inklusion fordert außerdem: 
Der Schulausschuss der Bürgerschaft soll sich am 
26.11.19 in öffentlicher Anhörung mit dem Senats-
bericht befassen, um eine qualifizierte Diskussion 
über die Fortschritte und drängenden Probleme der 
schulischen Inklusion zu ermöglichen.

Das Menschenrecht auf Inklusion
bedeutet uneingeschränkte Teilhabe

Die Versagung angemessener Vorkehrungen für 
die Teilhabe bedeutet eine Diskriminierung be-
hinderter Menschen. In der UN-Konvention über 
die Rechte der Menschen mit Behinderung heißt 
es in Artikel 9: „Um Menschen mit Behinderun-

gen die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu 
ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Be-
hinderungen den gleichberechtigten Zugang zur 
physischen Umwelt zu gewährleisten. Diese Maß-
nahmen gelten u.a. für … Schulen.“ Im Artikel 2 
wird „die Versagung angemessener Vorkehrungen“ 
für die Teilhabe als Diskriminierung gekennzeich-
net. Die UN-Konvention ist geltendes Recht in 
Deutschland.

Anonymisierte Fallbeispiele
Svea kann in der Pause nicht zu ihren Freundin-

nen. Sie hat eine körperliche Behinderung und ist 
auf einen Rollstuhl angewiesen. Sie besucht eine 
inklusive Grundschule. Ihre Klasse ist im Erd-
geschoss eines dreistöckigen Gebäudes unterge-
bracht. Die Klassenräume mehrerer Freundinnen 

von Svea befinden sich in den 
anderen Stockwerken. Svea 
kann diese Freundinnen in der 
Pause nicht besuchen, weil kein 
Aufzug vorhanden ist. Der An-
trag der Schule auf einen Fahr-
stuhl wurde von der Schulbe-

hörde aus Kostengründen abgelehnt. Ihre Teilhabe 
wird dadurch eingeschränkt.

Emils Mutter musste ihn wegen fehlender Pfle-
gekräfte auf eine Sonderschule umschulen. Er hat 
schwere körperliche Beeinträchtigungen und benö-
tigt pflegerische Unterstützung. Er war mit vielen 
befreundeten Kindern aus der Grundschule in die 
5. Klasse einer inklusiven Stadtteilschule gewech-
selt und fühlte sich dort sehr wohl. Nach einem 
halben Jahr war die pflegerische Unterstützung 
wegen mangelnder Personalversorgung nicht mehr 
gewährleistet. Obwohl Emils Mutter sich bewusst 
für eine inklusive Schule entschieden hatte, sah sie 
sich gezwungen, in eine weiter entfernte Sonder-
schule zu wechseln. Für Emil existiert das Recht 
auf Inklusion jetzt nur noch auf dem Papier.

Lisa ist von Schulveranstaltungen ausgegrenzt.
Sie hat wie mehrere Mitschüler_innen eine Hörbe-
hinderung. Sie besucht eine inklusive Grundschu-
le. Die Pausenhalle ist zugleich der Veranstaltungs-
raum für Musik- und Theateraufführungen. Lisa 
könnte wie alle anderen Kinder an diesen Auffüh-
rungen teilhaben und sich daran erfreuen, wenn die 
Pausenhalle eine Induktionsanlage für Hörgeschä-
digte hätte. Der Antrag der Schule auf eine solche 
Anlage wurde von der Schulbehörde aus Kosten-
gründen abgelehnt. Das Recht auf Teilhabe wird 
für Lisa eingeschränkt.

Gökan und Mia können Projektausstellungen in 
ihrer Schule nicht besuchen. Gökan besucht eine 
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inklusive Stadtteilschule, in der der Projektunter-
richt eine große Rolle spielt. Gökan ist wegen einer 
körperlichen Behinderung auf den Rollstuhl ange-
wiesen. Während die anderen Klassen seines Jahr-
gangs in einem anderen Stockwerk untergebracht 
sind, liegt sein Klassenraum im Erdgeschoss, da 
kein Fahrstuhl vorhanden ist. Dasselbe gilt auch 
für Mia aus einem anderen Jahrgang. Beide Kinder 
können die Projektpräsentationen in anderen Klas-

sen und Jahrgängen nicht besuchen. Ihr Recht auf 
Teilhabe ist eingeschränkt.

BÜNDNIS GUTE INKLUSION
Pressemitteilung Volksinitiative ‚Gute Inklusion‘

vom 12.November 2019

Die umfängliche Darstellung dieser Erklärung 
inklusive der Fußnoten zu vielen Details sind zu 
finden unter: www.gute-inklusion.de

11 Jahre Boberger Appell 
Eine Veranstaltung der GEW weist auf die Möglichkeiten und Bedingungen 
einer angemessenen Förderung schwerstbehinderter Schüler_innen hin

Menschen mit schwersten 
und komplexen Behinderungen 
kommen in bildungstheoreti-
schen und bildungspolitischen 
Bezügen kaum oder überhaupt 
nicht vor. In vorschulischen, 
schulischen und nachschuli-
schen Einrichtungen sind sie je-
doch vorhanden und nehmen zu. 
Dabei gilt: Eine grundlegende 
Ausrichtung und Einstellung auf 
zum Beispiel Schüler_innen mit 
schwersten Behinderungen ent-
wickelt sich eher langsam. Ein 
ganzheitliches Unterrichts- und 
Förderkonzept fehlt. In vielen 
Bundesländern gibt es keine Bil-

dungspläne, die verbindlich mit 
angemessenen Ressourcen die 
Arbeit mit dieser Schüler_innen-
gruppe unterstützen. Schon in 
der Veranstaltung zum Boberger 
Appell 2008 hatte die GEW mit 
über 300 Unterzeichner_innen 
einer Resolution die damalige 
Bildungssenatorin Goetsch auf 
die fehlenden oder veralteten 
Standards in der Förderung und 
Unterrichtung schwerstbehin-
derter Kinder und Jugendlicher 
hingewiesen. Seitdem gab es nur 
geringe Verbesserungen, aber 
auch wieder einen Abbau an 
Leistungen und Ressourcen an 

den Sonderschulen, die über 90 
Prozent der Schüler_innen mit 
sehr hohen Assistenzbedarfen 
aufnehmen. Diese Entwicklung 
macht es seit In-Kraft-Treten der 
UN-Behindertenrechtskonven-
tion seit 2008 notwendig, sich 
gerade auch gewerkschaftlich 
und bildungspolitisch mit der 
aktuellen Situation auseinander-
zusetzen. 

2008 forderten die Kolleg_in-
nen und Eltern die Wende für 
bessere Bedingungen in Unter-
richt, Erziehung, Therapie und 
Pflege. 

V.l.n.r.: Uli Hoch, Joachim Nienow, Sven Quiring, André Zimpel, Tobias Bernasconi und an der Pinwand Sandra 
Hörhold (Therapeutin Hirtenweg)
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Erweiterter Unterrichtsbegriff 
erforderlich

Ausgrenzung bedeutet auch für 
schwerstbehinderte SuS eine be-
sondere Diskriminierung. Prof. 
Zimpel (Uni Hamburg) weist 
aufgrund neuster neurologischer 
Forschungen nach, dass Aus-
grenzung und Nichtteilnahme 
an gemeinschaftlichen Aktivitä-
ten (auch Unterricht) zu starken 
Empfindungen und Schmerzen 
führen kann. Ausgrenzungen 
führen nicht nur zu psychischen, 
sondern auch zu physischen Be-
einträchtigungen. Ein gemeinsa-
mer Unterricht muss aber auch 
die individuellen Voraussetzun-
gen schwerstbehinderter Schüler 
berücksichtigen. Gerade die ko-
gnitive Entwicklung wird in der 
Gemeinschaft aller Lernenden 
gefördert. Aber: Es stellt sich 
immer wieder die Frage, welche 
Erweiterungen hinsichtlich des 
Unterrichtsbegriffs müssen wir 
vornehmen und wie können wir 
gerade der Schüler_innengruppe 
ein angemessenes didaktisches 
Konzept anbieten? Auch hier 
wird von Prof. Zimpel auf die 
zentralen Effekte verschiede-
ner Spielformen hingewiesen. 
Die verschiedenen Elemente 
des Spiels unterstützen nachhal-
tig die kognitive Entwicklung. 
In die gemeinsame Förderung 
und Unterrichtung müssen alle 
Berufsgruppen an den Schulen 
miteinbezogen werden. Dazu 
benötigen die Kollegien Zeit und 
auch weitergehende kostenlose 
Fortbildungsangebote, die zur-
zeit in vielen Bereichen fehlen. 
Die Unterrichtung, Förderung 
und Therapie/Pflege schwerst-
behinderter Kinder sollte auf 
der Grundlage von Qualität und 
„pädagogischem Optimismus“. 
(Zimpel) basieren 

Gemeinsames Lernen
Die Inklusion umfasst recht-

lich alle Schüler_innen unab-
hängig von Beeinträchtigungen 
und Behinderungen. In seinem 
Impulsreferat wies Dr. Bernas-
coni (Uni Köln/Dortmund)dar-

auf hin, dass schwerstbehinderte 
Schüler_innen im gemeinsamen 
Unterricht an allgemeinen Schu-
len in Hamburg und im ganzen 
Bundesgebiet nur in sehr ge-
ringer Anzahl vertreten sind. 
Schüler_innen mit schwerer und 
komplexer Behinderung werden 
aufgrund des hohen Assistenz-
bedarfes und komplexer Beein-
trächtigungen im kognitiven, 
körperlichen und kommunika-
tiven Bereichen überwiegend 
von Sonder- und Förderschulen 
aufgenommen. Eine Umfrage in 
NRW an Schulen (Bernasconi 
2017) ergab, dass die Nichtauf-
nahme in hohem Maße mit den 
individuellen komplexen Be-
einträchtigungen beim Schüler 
oder der Schülerin gesehen wird. 
Die Unterstützungsmaßnahmen 
(Körperpflege, Kommunikation, 
Mobilität, Ernährung u.a.m.) 
werden, auch zeitlich (häufig 
mindestens 30 Minuten, aber 
auch 60-120 Minuten und für 
fast 25 Prozent der SuS auch 
bis zu 3 Stunden), als sehr um-
fangreich angegeben. Bildung 
für Menschen mit schwerer und 
schwerster Behinderung zu ver-
mitteln, ist komplex und benötigt 
daher umfassende Konzepte, die 
die grundlegende Beziehung und 
Veränderung von ‚Ich und Welt‘ 
(Koller 2012) berühren. Bildung 
umfasst somit sowohl materiale 
als auch formale Bildung (Klafki 
2007).

Im schulischen Alltag wer-
den schwerstbehinderte Schü-
ler_innen bereits überwiegend 
im gemeinsamen Unterricht mit 
allen Kindern unterstützt. In den 
Kernfächern wird jedoch in über 
80 Prozent aller Fälle ein alterna-
tives Angebot bereitgestellt. Ein-
bindung in den Unterricht wird 
häufig für die Bereiche Sport, 
Kunst, Musik, Hauswirtschaft 
und Sachunterricht gesehen. 
(Bernasconi 2017)

Die Spannungsfelder einer 
stärkeren inklusiven Unterrich-
tung in allgemeinen Schulen 
bestehen weiterhin: Intensivpä-
dagogische Förderung vor dem 

Hintergrund einer vorgabeori-
entierten Zeitökonomie, dialogi-
sche Beziehung und schulischer 
Alltag, Reflexion und Auseinan-
dersetzung im Zusammenhang 
mit der Vielzahl an zusätzlichen 
Anforderungen an die Schulen 
und Kollegien.

Dynamik der Entwicklung
Die Heterogenität der Schüler-

schaft hat an allen Schulen (auch 
Förder- und Sonderschulen) 
deutlich zugenommen. In die-
sem Zusammenhang benötigen 
gerade Schüler_innen mit kom-
plexen, schweren und schwers-
ten Behinderungen qualifizierte 
Maßnahmen und ausreichende 
Lernbedingungen. In mehreren 
Arbeitsgruppen wurden aktuelle 
Erfahrungen, Bedingungen und 
Forderungen für eine angemes-
sene Förderung schwerstbehin-
derter Schüler_innen beraten.

Rahmenbedingungen
Joachim Nienow (Schulleiter 

Grundschule Mümmelmanns-
berg) fordert u.a. eine volle 
Ressourcenausstattung analog 
zu den Sonderschulen. Nach 
wie vor erfüllten die meisten 
Schulen nicht die baulichen und 
räumlichen Voraussetzungen, 
um schwerstbehinderte Schü-
ler_innen aufzunehmen. Es fehl-
ten Therapie- und Pflegeräume, 
Ruheräume und die entsprechen-
den Hilfsmittel, so der Schullei-
ter. Die rechtzeitige Information 
und Klärung der individuellen 
Erfordernisse für das jeweilige 
Kind sollten bereits vor Ein-
schulung geklärt sein und würde 
den Teams helfen können, sich 
vorzubereiten, um überhaupt 
einen angemessenen Unterricht 
mit guten Teamstrukturen pla-
nen und durchführen zu können. 
Dafür sollten die Kollegien und 
Teams aber Zeitressourcen er-
halten, die aber zurzeit durch die 
Arbeitszeitverordnungen nicht 
abgebildet werden. Weitere For-
derungen/Erfahrungen sind u.a.:
- �Kooperationen zwischen Schu-

len/Sonderschulen/Kitas, um 
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einen fachlichen Austausch zu 
gewährleisten.

- �Sonderpädagogen_innen müs-
sen als gleichberechtigte Part-
ner_innen im Unterricht aner-
kannt und von überbordender 
Bürokratisierung befreit wer-
den. Die sonderpädagogische 
Ressource muss sich allein auf 
den Unterricht beziehen.

- �Es hat eine umfassende Eltern-
beratung zu allen Alternativen 
der Beschulung ihrer Kinder zu 
erfolgen.

- �Austausche und Netzwerke 
zwischen Schulen, Schullei-
tungen und Kollegien müssen 
durch die BSB gefördert wer-
den.

- �Kollegien sind häufig sehr mo-
tiviert und engagiert, aber auch 

von einem starken Wunsch be-
seelt, in Ruhe arbeiten zu dür-
fen. Ständige „Neuerungen“ 
und zusätzliche Aufgaben emp-
finden die allermeisten Kolleg_
innen als belastend; sie führen 
weg vom originären Auftrag, 
einen guten Unterricht für alle 
realisieren zu wollen!

Unterricht, Therapie 
und Pflege

Für alle Schulformen, die 
Schüler_innen mit schwerster 
und komplexer Behinderung auf-
nehmen und unterrichten, gilt: 

Zum Unterricht gehört qualifi-
zierte Erziehung und Betreuung, 
Therapie, Pflege und medizini-
sche Versorgung. Ein erweiterter 
Unterrichtsbegriff beinhaltet alle 
Formen der Unterstützung und 
Förderung, die zur angemesse-
nen Entwicklung der Schüler_in-
nen führen können.

In diesem Zusammenhang 
werden häufig folgende Schwie-
rigkeiten beobachtet:
- �Lehrer_innen haben zu wenige 

Informationen über die Arbeit 
der Therapie- und Pflegekräfte.

- �Die gemeinsame Zeit am Kind 
ist zu gering und die Aus-
tauschmöglichkeiten völlig un-
zureichend.

- �Die Erzieher_innen und The-
rapeut_innen werden immer 

noch regelmäßig für Vertre-
tungssituationen eingesetzt und 
fehlen dann in den Klassen.
Die Ausstattung für Thera-

pie und Pflege ist gerade in den 
allgemeinen Schulen kaum vor-
handen und auch in den Förder- 
und Sonderschulen aufgrund der 
Vielzahl schwerstbehinderter 
Schüler_innen immer noch nicht 
ausreichend.

Fortbildungen für die Päda-
gogisch-Therapeutischen-Fach-
kräfte sind nicht im Angebot 
oder müssen selbst finanziert 
werden.

Der immer wieder befristete 
Einsatz von Freiwilligen (FSJ) 
ist fachlich nicht angemessen, 
aber aufgrund des hohen Pfle-
ge- und Betreuungsaufwandes 
zurzeit einfach notwendig. Nur 
durch Einstellung verlässlicher 
Pflege- und Assistenzkräfte 
durch Schaffung zusätzlicher 
Stellen können die Anforderun-
gen auch erfüllt werden.

Was wir fordern
Die Veranstaltung mit den 

Teilnehmer_innen aus verschie-
denen Schulbereichen zeigte, 
dass der Boberger Appell nach 
wie vor seine Berechtigung hat 
und nun erweitert und weiter ge-
tragen werden muss. Schwerst-
behinderte haben wie alle ande-
ren Schüler_innen Anspruch auf 
inklusiven Unterricht in allen 
Schulformen. Dass hierfür die 
Bedingungen nur punktuell vor-
handen sind, muss sich ändern. 
Der gemeinsame Blick auf Schü-
ler_innen mit komplexen und 
hohen Assistenzbedarfen sollte 
inhaltlich, didaktisch, organisa-
torisch und materiell geschärft 
werden und mit Forderungen ak-
tiv unterstrichen werden. 

In allen Schulformen, auch 
Sonderschulen, fehlen wichtige 
Elemente für ein nachhaltiges 
Konzept der Bildung und Un-
terstützung schwerstbehinder-
ter Schüler_innen. Eine gute 
Finanzierung der notwendigen 
Maßnahmen und Stellen ist dazu 
ein wesentlicher Eckpunkt. Das 
Engagement der Kollegen_innen 
ist hoch und die Schulen arbeiten 
trotz des Abbaus von Standards 
und zunehmender Arbeitsbelas-
tung auch für schwerstbehinder-
te Schüler_innen intensiv an der 
Verbesserung der Situation. Als 
Gewerkschafter_innen wollen 
wir den Auftrag des Boberger 
Appells weiterentwickeln. Die 
Veranstaltung am 28.10. hat uns 
dazu ermutigt.

SVEN QUIRING,
BRITTA BLANCK, ULI HOCH,

Fachgruppe Sonderpädagogik/ 
Inklusion

Schwerstbehinderte Schüler_innen haben wohl auch gemeinsamen 
Unterricht mit allen Kindern, in den Kernfächern aber zu 80 Prozent nicht. 
(André Zimpel und Tobias Bernasconi)
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Eigenlob stinkt
Die durchweg positiven Darstellungen des Senators 
in Sachen Inklusion bedürfen einer Korrektur

Hintergrund der folgenden 
Anmerkungen ist der 10. Jahres-
tag der Verabschiedung der UN- 
Behindertenrechtskonvention 
2009, Anlass das Selbstlob des 
Senats in seiner Stellungnahme 
(Drs. 21/18872 v. 5.11.19) zur 
Umsetzung des Bürgerschafts-
beschlusses „Maßnahmen zur 
Verbesserung der Inklusion an 
Hamburgs Schulen – Konsens 
mit den Initiatoren der Volksini-
tiative ‚Gute Inklusion‘ vom 
20.12.2017. Als Kriterien wer-
den wesentliche Ergebnisse der 
Evaluation inklusiver Bildung 
an Hamburgs Schulen (EiBiSch, 
2018) herangezogen. Ob die 
Kenntnisnahme der Studie das 
Selbstlob des Senats bzw. des 
Herrn Senators im kommenden 
Wahlkampf schmälern kann? 
Vermutlich nicht. 

Vermeintlich berauschende 
Zahlen – der Anstieg zusätzli-
cher pädagogischer Stellen für 
inklusive Bildung – vernebeln 

die klare Sicht aus den oberen 
Stockwerken der Hamburger 
Straße. Da verspricht allenfalls 
der Faktencheck der Initiative 
‚Gute Inklusion für Hamburgs 
Schüler_innen‘ Abhilfe (Pres-
semitteilung v. 13.11.19). Der 
Pressemitteilung zufolge ist das 
pädagogische Personal zwischen 
2010 und 2019 nur um die Hälfte 
gestiegen und nicht auf das Dop-
pelte, wie vom Senator behaup-
tet, während die Zahl der Kinder 
mit Förderbedarf um das Vierfa-
che gestiegen ist. Daraus resul-
tiert eine geringere Pro-Kind-
Personalzuweisung als 2010. (lt. 
taz v. 18.11.19)

Ein großer Schritt vor ...
„Mit der Einführung der flä-

chendeckenden inklusiven Bil-
dung verbunden waren in Ham-
burg strukturelle Veränderungen 
des Schulsystems und konzep-
tionelle Weiterentwicklungen 
pädagogischer Konzepte. Viele 

begründete Forderungen an ein 
inklusives Schulsystem (Klemm 
& Preuss-Lausitz, 2017) sind 
in Hamburg bereits erfüllt,“ 
(Schuck & Rauer, 2019) ...wäre 
nicht gleichzeitig mit den In-
tegrationsklassen/Integrativen 
Regelklassen das die Stunden-
tafel dieser Klassen abdeckende 
Zwei-Pädagog_innen-System 
abgeschafft worden. Nun wird 
aufgrund akuter Bedarfe im Un-
terricht immer häufiger – unter 
den Rahmenbedingungen des 
allgemeinen Stundenplanes der 
Schulen und noch nicht ver-
planter Lehrer_innenarbeitszei-
ten – stundenweise das Zwei-
Pädagog_innen-System wieder 
eingeführt, mehr oder weniger 
systematisch oder auf konzeptio-
neller Grundlage. Von Seiten der 
GEW wurde die Abschaffung 
der Integrationsklassen  kritisiert 
und prognostiziert, dass diese 
bildungspolitische Entscheidung 
die Entwicklung eines inklusi-

Sind so viele Häuser – und keins passt so richtig
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ven Schulwesens in Hamburg 
um zehn Jahre zurückwerfen 
würde.

Damit zeigt sich die inklusive 
Entwicklung schon seit länge-
rem in schwerer See, aufgebaut 
auf dem Fundament des ‚Zwei-
Säulen-Modells‘, „das tatsäch-
lich aber ein Dreisäulen-Modell 
(Stadtteilschulen, Gymnasien, 
Sondereinrichtungen) ist“ und 
„den Trend zur gesellschaftli-
chen Exklusion (verschärft )“ 
(EiBiSch, S. 310).

Setzt man die Erhöhung der 
Segregationsquote für spezielle 
Förderbedarfe, in Hamburg um 
0,26 Prozentpunkte, bundesweit 
um 0,21 Prozentpunkte, wird die 
Stagnation in Bezug zu dieser 
bildungspolitischen Entschei-
dung, deutlich.

„Nur in Bremen kommt es 
zu einer Abnahme der Segre-
gationsquote auch für spezielle 
Förderbedarfe um 2,6 Prozent-
punkte. Damit entfernen sich 
die Bundesrepublik und einige 
Bundesländer von einem zentra-
len Ziel der Behindertenrechts-
konvention.“ (Schuck & Rauer, 
2019)

noch ein vermeintlicher 
Schritt vor...

Die zwischen den Schuljahren 
2008/2009 und 2016/2017 ange-
stiegene Förderquote in Ham-
burger Schulen, d.h. der Anstieg 
der Summe aller sonderpädago-
gischen Förderungen in den all-
gemeinbildenden Schulen, die 
sich von 5,71 Prozent um 3,03 
Prozentpunkte auf 8,74 Prozent 
erhöht (Klemm, 2018) hat, be-
eindruckt durchaus. Auf den ers-
ten Blick. Bedenken wir jedoch, 
dass 69 Prozent der sonderpäd-
agogischen Förderungen Schü-
lerinnen und Schülern zugute 
gekommen sind, die in anderen 
Ländern außerhalb Deutschlands 
nicht als „behindert“ gelten, rela-
tiviert sich der Fortschritt: Da es 
überdies eine hohe Korrelation 
zwischen Armutslagen und dem 
Auftreten sonderpädagogischer 
Förderbedarfe im Bereich LSE 

gibt, offenbart sich hier eher die 
soziale Selektivität der Schulen 
bzw. die Individualisierung und 
Sonderpädagogisierung sozialer 
Probleme.

Trotzdem Land in Sicht?
Mit der Evaluation inklusiver 

Bildung in Hamburger Schulen 
und der Möglichkeit der öffentli-
chen und fachlichen Diskussion 
der Ergebnisse und Erkenntnis-
se der EiBiSch-Studie (2018) 
eröffne(te)n sich neue Räume für 
die Konzeptionierung und Ge-
staltung inklusiven Unterrichts 
wie der Ausgestaltung der Gelin-
gensbedingungen für einen am 
einzelnen Kind ausgerichteten 
„adaptiven“ Unterricht bzw. eine 
„adaptive“ Förderung. 

„Unter den Anforderungen 
der UN-Behindertenrechtskon-
vention hat sich Hamburg auf 
den Weg gemacht, ein bisher 
selektionsorientiertes Schul-
system zu einem inklusiven zu 
entwickeln.“ (Aus dem Vorwort 
der Herausgeber_in Doren Prinz, 
Wulf Rauer und Karl-Dieter 
Schuck.)

„Dabei steht die bestmögliche 
Förderung jedes einzelnen Kin-
des im Mittelpunkt. Für diese 
Förderung gilt es, Schulform, 
Lerngruppe und Lernziele aus-
zumachen, die für das jeweilige 
Kind optimal sind. Inklusion 
in Hamburg sorgt dafür, dass 
grundsätzlich jedem alle Wege 
offen stehen.“ (Aus dem Vor-
wort von Schulsenator Rabe zur 
EiBiSch-Studie.) 

Weitere Unwetter drohen
... vor dem Hintergrund stei-

gender SuS-Zahlen und fehlen-
der Schulen. Die Seetüchtigkeit 
des Hamburger Schulwesens 
wird sich auch bei der Personal-
decke zeigen. Der Umfang der 
bereits jetzt durch Lehraufträge 
gestopften Lücken in der Unter-
richtsversorgung wird bei wach-
senden SuS-Zahlen und sinken-
der Anzahl der zur Verfügung 
stehenden Lehrkräfte zuneh-
men, die Unterrichtsqualität und 

Weiterentwicklung inklusiver 
Bildung werden wohl noch bis 
zur nächsten Bürgerschaftswahl 
‚schön‘ zu reden sein, aber die 
Glaubwürdigkeit der politischen 
Akteur_innen nimmt Schaden, 
die unruhige See wird durch po-
pulistisch verstärkte Orkane zu 
einer großen Herausforderung 
eines demokratischen und inklu-
siven Bildungswesens. Auch die 
Inkompetenz der bildungspoli-
tischen Sprecher von SPD und 
Grünen bezüglich des Arbeits-
zeitmodells hinterlässt Zweifel 
an der Seetüchtigkeit des Ham-
burger Schulwesens und wesent-
licher Akteure, wenn diese nicht 
mal die Rahmenbedingungen 
der Lehrer_innen-Arbeitszeit zur 
Kenntnis nehmen.

In Seenot
... sind in den letzten Jah-

ren spezielle Sonderschulen 
und Bildungsabteilungen der 
ReBBZ geraten, sowohl durch 
eine zunehmende Zahl von SuS 
mit intensivem Assistenz- bzw. 
komplexem Unterstützungsbe-
darf als auch aufgrund der diesen 
pädagogischen Anforderungen 
nicht angepassten personellen 
Ausstattung. Ob so langfristig 
erfolgreich Voraussetzungen 
für ein Optimum individueller 
gesellschaftlicher Teilhabe ge-
schaffen werden können, steht in 
den Sternen.

Landunter
Durch EiBiSch wird deutlich, 

dass (1) u.a. der Kategorie ‚son-
derpädagogische Förderung im 
Bereich Lernen‘ nur ein geringer 
diagnostischer Wert zugewiesen 
werden kann, dass (2) die Ka-
tegorien sonderpädagogischer 
Förderung, hier in den Berei-
chen Lernen, Sprache und emo-
tionale und soziale Entwicklung 
(LSE), kaum eine brauchbare 
prognostische Qualität und Dif-
ferenzierungskraft für die Ent-
wicklung der SuS haben und 
dass (3) die sonderpädagogische 
LSE-Diagnostik als Instrument 
der Ressourcenzuweisung beim 



Übergang in die Sek I erneut 
ein Ressourcen-Etikettierungs-
dilemma produziert (wie im 
Übrigen auch die aktuelle Diag-
nostik in regionaler Kooperation 
(‚DirK‘))! 

Mit sonderpädagogischer 
(LSE-)Diagnostik ist ein Auf-
bruch zu neuen Ufern inklusi-
ver Bildung nicht zu machen: 
Innerhalb einer weitaus größe-
ren Gruppe von SuS, die am 
Ende der Grundschulzeit (22,7 
Prozent) bzw. am Ende der 6. 
Klasse (44,7 Prozent) die Min-
deststandards in Mathematik 
und/oder im Leseverstehen nicht 
erreichen, werden SuS qua son-
derpädagogischer Diagnostik 
unterschieden, d.h. im Sinne der 
UN-BRK diskriminiert und eti-
kettiert, bilden aber jeweils nur 
einen kleineren Teil der benann-
ten Gruppe(n). Hinzu kommt, 
dass nach Vorgaben aus der BSB 
aus dem Schuljahr 2017/2018 
SuS mit dem SPF Lernen grund-
sätzlich zieldifferent unterrichtet 
werden sollen. Die Durchlässig-
keit zwischen den Bildungsgän-
gen, die Inklusion auch oder erst 
ermöglicht, wird verringert.

Mit einer fragwürdigen Dia-
gnostik wird zunächst stigma-
tisiert, um die SuS dann in das 
Schema möglichst gleichschrit-

tigen, standardisierten Lernens 
zu pressen, das ihrem Unterstüt-
zungsbedarf in der Regel nicht 
gerecht wird. Umgekehrt wird 
mit der behördlichen Vorgabe 
„grundsätzlich zieldifferent“ je-
doch die ‚Zwei-Klassen-Philo-
sophie‘ (hier die Anforderungen 
der Regelschule- dort die der 
Sonderschule) reaktiviert und 
SuS mit dem SPF Lernen die 
Teilnahme an Prüfungen ver-
wehrt – letzteres ist bis in das 
vorige Schuljahr noch möglich 
gewesen.

Vom Kurs abgekommen
Der Geist der UN-Behinder-

tenrechtskonvention, den die 
Handreichung ‘Nachteilsaus-
gleich‘ noch atmet, geht über 
Bord:

„Eine zieldifferente Un-
terrichtung soll nur dann 
erfolgen, wenn ziel-

gleicher Unterricht aufgrund der 
Schwere der Einschränkungen 
gar nicht möglich erscheint, da 
die Schülerin bzw. der Schüler 
dann i.d.R. keinen Schulab-
schluss erwerben kann. Daher 
sind – unter Beachtung des Prin-
zips zielgleicher Unterrichtung 
– individualisierter Unterricht 
einschließlich des Nachteils-
ausgleichs sowie ggf. weitere, 
ergänzende Unterstützungsmaß-
nahmen wo immer möglich ei-
ner zieldifferenten Unterrichtung 
vorzuziehen.“

Im Nebel
...bleibt die Bedeutung 

der nicht nur Hamburg-weit 
allgegenwärtigen und um-
fassenden Prozesse der 

Standardisierung der Lern-
anforderungen und -ziele, 

der Leistungsbewertung 
und der Lernprozes-

Was passiert, wenn der einzige Eingang nicht passt?
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se. Ziffernzeugnisse und zentra-
le Prüfungen wie gleichschrit-
tiges Lernen widersprechen 
individualisiertem Lernen und 
individualisierten Lernerfolgs-
kontrollen, d.h. „individueller 
Leistungsbemessung“. Hier fehlt 
der Kompass. Selbst der Entwurf 
des neuen Orientierungsrahmens 
Schulqualität (2019) deutet in 
eine andere Richtung: 

„Pädagoginnen und Päda-
gogen ... ermöglichen auf der 
Grundlage der kontinuierlichen 
Lernprozessberatung einzelnen 
Schülerinnen und Schülern eine 
individuelle Leistungsüberprü-
fung, sobald diese die jeweils 
geforderten Kenntnisse und Fä-
higkeiten erworben haben.“ (Ab-
schnitt 2.3.5.).

Im Hafen 
regelgerecht entsorgt

...werden darf jede Form von 
Intelligenzdiagnostik, weil de-
ren Vorhersagewert eher dem 
Hamburger Wetterbericht ent-
spricht, jedoch als Persönlich-
keitsmerkmal gedeutet für eine 
(schul)pädagogische/psycholo-
gische Prognose individueller 
Schullaufbahn herhalten muss, 
die viel zu oft zu einer sich selbst 
erfüllenden Prophezeiung wird:

„Die Verbreitung der Annah-

me, die Intelligenz sei zu gro-
ßen Teilen genetisch bedingt, ist 
aus pädagogischer Perspektive 
ethisch fragwürdig. Solche fal-
schen Glaubenssätze können bei 
Kindern, die sich in der Schule 
schwertun, einen Teufelskreis 
auslösen. Das Kind selbst, seine 
Eltern, die Lehrkräfte – alle ha-
ben dann weniger Vertrauen in 
das Potenzial, weil sie glauben, 
das Kind sei „genetisch weniger 
intelligent“. Das demotiviert das 
Kind und verleitet Erwachsene, 
es weniger zu fördern, weil „es ja 
eh nichts bringt“. Klar, dass dann 
die Leistung sinkt – was wieder-
um zu bestätigen scheint, das sei 
vorherbestimmt.“ (hlz 3-4/2019, 
S. 47)

Es ist an der Zeit zu begrei-
fen, dass das Gehirn ein soziales 
Organ ist und Intelligenz ein so-
ziales Produkt, Ausdruck indi-
viduellen sozialen Lernens und 
Handelns und individueller sozi-
aler Lernerfahrungen unter je ge-
gebenen gesellschaftlichen Be-
dingungen, die stets verändert, 
d.h. verbessert werden können.

Gegenwind
...wird von Seiten der Ver-

fechter des dreigliedrigen Schul-
systems, der etablierten Intel-
ligenz- und Genforschung, der 
berufsständischen Interessenver-
tretungen und der Testindustrie 
kommen.

Auf der Brücke
...treffen sich gegenwärtig 

noch die bildungspolitischen Ak-
teur_innen, die da heißen Igno-
ranz (die EiBiSch-Studie beruhe 
auf alten Daten), Anmaßung (es 
„besser“ zu wissen und ggf. die 
Pädagog_innen zu maßregeln), 
Selbstdarstellung (befeuert mit 
vermeintlichen Erfolgsmeldun-
gen eigener Bildungspolitik und 
dem Verweis auf die Verantwor-
tung der (selbstverantworteten) 
Schulen dann, wenn der Wind 
rauher wird. In der Messe dürf-
ten sich die willfährigen Fach-
leute befinden, die statt eines 
klaren Kurses in die Zukunft 

Zickzack fahren oder jeden 
Schritt in Richtung inklusive 
Bildung bürokratisieren.

An Deck
...befinden sich multiprofes-

sionelle Teams. „Besonders 
relevant sind hierfür einerseits 
verbindliche Strukturen, die den 
regelmäßigen und multiprofes-
sionellen Austausch sowie Ab-
sprachen ermöglichen und ge-
währleisten und andererseits die 
(innerschulische) Verortung der 
Kooperation im Lehrerarbeits-
zeitmodell als Voraussetzung für 
die strukturelle und verbindliche 
Etablierung.“ (EiBiSch,S.304) 
Mit der Einführung der multi-
professionellen Teams ist der 
Anfang gemacht, ihre Veranke-
rung im Jahrgang, ihre Erweite-
rung im Bedarfsfalle durch den 
Austausch mit Fachlehrkräften 
und/oder z.B. Physiotherapeut_
innen ist einzuplanen. Koordi-
nationszeiten für Lehrkräfte und 
Kommunikationszeiten für PTF-
Kolleg_innen unter Berück-
sichtigung der Möglichkeiten 
gemeinsamer Fortbildung oder 
auch Supervision sind ein weite-
rer Schritt.

Unter Deck:
Schulbegleitungen

Prekäre Arbeitsverhältnisse 
für Menschen, die (noch) keine 
Ausbildung haben und in päd-
agogisch sensiblen Bereichen 
arbeiten, in der Begleitung und 
Unterstützung von Menschen, 
die dieser besonders bedürfen, 
sorgen für eine bildungspoliti-
sche Schlagseite. Ob es in einer 
reichen Stadt wie Hamburg mög-
lich sein wird, ausgebildete Pä-
dagog_innen für diese kostbare 
Beziehungsarbeit einzusetzen?

„Im Zusammenhang mit der 
Ressourcenfrage wurde von den 
befragten pädagogischen Fach-
kräften auch die Problematik der 
Schulbegleitungen thematisiert. 
... Es wird zum Teil befürchtet, 
dass mit Hilfe dieses finanziell 
sehr günstigen Personals nur die 
dringendsten Löcher oberfläch-
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lich überdeckt werden sollen. 
Es gibt offensichtlich eine große 
Heterogenität in der Rekrutie-
rung, Fortbildung und begleiten-
den Superversion dieser Perso-
nengruppe. Auch die Einbindung 
in die pädagogische Arbeit in 
den Klassen gelingt noch zu sel-
ten.“ (EiBiSch, S. 315-316)

Am Horizont
Das Lernen am gemeinsamen 

Gegenstand, basierend auf ei-
ner lernstandsbezogenen Diag-
nostik, die diskriminierungsfrei 
erfolgt, mit dem Ziel, die Zone 
der nächsten Entwicklung auf 
je gegebenen Niveaustufen zu 

gestalten und Kriterien für eine 
individuelle Leistungsbemes-
sung zu entwickeln, die entspre-
chend dem Abitur im eigenen 
Takt (s. Forderungen der GEW) 
das Erreichen von Standards 
und das Ablegen von Prüfun-
gen (Erster Allgemeinbilden-
der Schulabschluss / Mittlerer 

Schulabschluss) im eigenen Takt 
ermöglich(t)en, erscheinen als 
zukünftige Optionen am Hori-
zont. Schulen, die jahrgangs-
übergreifende Lerngruppen ein-
geführt haben, dürften hier um 
einige Seemeilen voraus sein.

Die sonderpädagogische Di-
agnostik und die Sonderpäda-
gogik werden dabei aufgehoben 
in einer allgemeinen inklusiven 
Pädagogik, die unterschiedliche 
Schwerpunkte aufweist, aber 
keine verschiedenen ‚Behinder-
tenpädagogiken‘.

Aufgabe (sonder)pädagogi-
schen Handelns wird es sein, 
im multiprofessionellen Team 
neben der Dokumentation indi-
vidueller Bildungsbiographien 
„von Anfang an alle jene lernge-
genstandsbezogenen Informatio-
nen auf diagnostischem Wege zu 
beschaffen, auf deren Grundlage 
eine didaktisch wirkungsvolle 
Gestaltung der nächst möglichen 
Lernschritte planbar ist.“ (Ei-
BiSch, S. 308).

„Eine Vielzahl der EiBiSch-

Eine Schule für alle – hier passt es für jede und jeden

Mit Blick auf den zehnten Jahrestag der Unterzeichnung der 
UN-Behindertenrechtskonvention und um dieser bundesweit bei-
spielhaften Studie gerecht zu werden sowie notwendige Schluss-
folgerungen für die zukünftige inklusive Bildung an Hamburgs 
Schulen ziehen zu können, fordert die GEW eine breite parlamen-
tarische und außerparlamentarische Diskussion der Ergebnisse 
von EiBiSch unter maßgeblicher Beteiligung der Bürgerschaft 
bzw. des Schulausschusses der Bürgerschaft und der relevanten 
bildungspolitischen Akteure, der Verbände, Vereinigungen und 
Gewerkschaften, der Elternvertretungen, der Schüler_innenkam-
mer, der Elternkammer, der Lehrer_innenkammer und der BSB.
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Ergebnisse weist darauf hin, dass 
in den Klassen die pädagogische 
Qualität entsteht, die letztlich 
die Unterschiede zwischen den 
Klassen erklären. Die in Ei-
BiSch befragten Schülerinnen 
und Schüler haben jedoch für 
sie wichtige Punkte genannt, die 
allesamt in der Literatur als Ele-
mente guten Unterrichts auftau-
chen. Sie schätzen in beiden Ko-
horten ihre „emotional-sozialen 
Schulerfahrungen“ und damit 
ihr Wohlbefinden in der Schule 
dann als positiv ein, wenn ein 
schülerorientierter Unterricht 
realisiert wird, die Lehrkräfte 
als unterstützend erlebt werden, 
wenn eher individuelle Bewer-
tungsmaßstäbe angelegt werden 
und wenn weniger Unterrichts-
störungen zugelassen werden“ 
(ebenda, S. 319).

Mit an Bord: Ressourcen ?
„Angesichts der unterschiedli-

chen Ressourcenquellen und der 
hohen Beteiligung von Schüle-
rinnen und Schülern an zusätz-
lichen Fördermaßnahmen soll 
hier der bereits im Abschlussbe-
richt von ELSE enthaltene Vor-
schlag wiederholt werden, die 
systemischen Ressourcen für die 
sonderpädagogische Förderung 

mit den anderen zur Verfügung 
stehenden Förderressourcen zu-
sammenzuführen und in einem 
integrierten Förderkonzept der 
Schulen zur Entwicklung eines 
adaptiven Unterrichts für alle 
einzusetzen. Diese Aufgabe wird 
bereits von Förderkoordinatorin-
nen und -koordinatoren in vielen 
Schulen wahrgenommen, sollte 
jedoch zum Aufgabenkern aller 
Förderkoordinatorinnen und -ko-
ordinatoren werden.“ (S. 315) 
Eine Alternative: 

Für die weiterführenden all-
gemeinen Schulen wird die Zahl 
der Kinder mit pädagogischem 
Förderbedarf in Jahrgang 5 ab 
dem Schuljahr 2020/21 auf der 
Basis der wissenschaftlichen 
Schulforschung in den USA mit 
20-25 Prozent eines Jahrgangs 
angesetzt. Die Grundannahme, 
dass 20-25 Prozent der Schüler-
schaft der zusätzlichen schuli-
schen Förderung bedürfen, ist in 
umfangreichen Evaluationsstu-
dien nachgewiesen worden (u. a. 
Deno / Fuchs / Marston / Shin, 
2001; Stecker / Fuchs, 2000). 
Auch in der deutschsprachigen 
Fachliteratur wurde deshalb 
die Überlegung einer gestuften 
Förderung verbunden mit einer 
systematischen Evaluation von 

Unterricht und Förderung aufge-
griffen.

„Zu prüfen wäre, wie bereits 
in ELSE vorgeschlagen, für die 
Förderung im Bereich „Emoti-
onal-soziale Entwicklung“ eine 
ergänzende individualisierte 
Ressourcenvergabe vorzusehen, 
denn Kinder mit emotional-so-
zialen Problemen stellen zwar 
nicht quantitativ, jedoch qualita-
tiv besonders hohe Anforderun-
gen an die Klasse und die Lehr-
kräfte.“ (EiBiSch,S. 314)

Bildungsreformer
(Lotsen) gesucht

Eine Schulreform zu planen 
und umzusetzen ohne entspre-
chende Akteure und ohne den 
erforderlichen (bildungs)politi-
schen Mut und das pädagogische 
Herzblut, erscheint wenig er-
folgversprechend. Ob die kom- 
menden Bürgerschaftswahlen 
der Schulreform ‚Inklusive Bil-
dung‘ statt Stagnation einen 
neuen Schub verleihen können? 
Hamburgs Schüler_innen, deren 
Eltern und die Pädagog_innen, 
die die Reform bereits vor Ort 
gestalten, hätten es verdient.

STEPHAN STÖCKER,
Fachgruppe Sonderpädagogik & 

Inklusion

Neues elektronisches Meldeverfahren 
bei Klassenreisen ins Ausland

Beschäftigte, die auch nur während einer Ta-
gesreise in einem anderen EU-Staat sowie in Is-
land, Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz 
einer Beschäftigung nachgehen, müssen nach-
weisen, dass sie den deutschen Sozialversiche-
rungsvorschriften unterliegen. Dazu muss eine 
sogenannte „A1-Bescheinigung“ beantragt wer-
den. Die A1-Bescheinigung verhindert, dass ne-
ben der Sozialversicherungspflicht in Deutsch-
land beim Arbeiten in einem anderen EU-Staat 
die dortigen lokalen (ausländischen) Sozialab-
gaben fällig werden. Diesen Sachverhalt muss 
entsandtes Personal im Beschäftigungsstaat mit 
einer A1-Bescheinigung nachweisen.

Dies gilt auch für Klassenreisen. Verbeamtete 

und angestellte Lehrkräfte müssen eine soge-
nannte A1-Bescheinigung bei Klassenreisen in 
die genannten Staaten mitführen.

Die Betroffenen müssen sich hierfür an das 
Funktionspostfach BSB Dienstreisen wenden 
bzw. das entsprechende Antragsformular ausge-
füllt dorthin schicken. Von dort wird es an die 
zuständige Stelle (die Deutsche Rentenversiche-
rung) weitergeleitet.

Alle Schulleitungen wurden hierüber infor-
miert und sollten über alle notwendigen Informa-
tionen verfügen.“

Viele Grüße
JUSTIN WUNDER

Rechtsberatung GEW HH
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WIEDEREINGLIEDERUNG

Keineswegs chancenlos
Wie der Kollege Roland Stolze im behördlichen Auftrag dafür sorgt, 
dass Kolleg_innen, die nicht mehr vor der Klasse stehen können, eine 
anderweitige Beschäftigung aufnehmen können

hlz: Roland, du hast gerade 
dein zehnjähriges Jubiläum als 
Ombudsmann gefeiert. Bist du 
dir eigentlich sicher, dass alle 
Kolleg_innen mit diesem Titel 
etwas anfangen können?

Roland Stolze: Eigentlich 
kaum. Sagen wir mal, der amtli-
che Titel ist noch sehr viel sperri-
ger, also: „Integrationsbeauftrag-
ter für Beschäftigte nach § 26, 
Abs. 2 Beamtenstatusgesetz“. (s. 
Kasten)

hlz: Nun ist ja alles klar! Wie 
erfahren denn die Kolleg_innen 
von deiner Existenz und etwas 
darüber, was du machen kannst?

Roland Stolze: Zum einen 
habe ich Flyer. Die Flyer habe 
ich auch an die Schulen gegeben. 
Es ist so, dass Leute, die diesen 
Flyer in der Hand haben und 
selber noch nicht betroffen sind, 
weil sie noch nicht erkrankt sind, 
den natürlich zur Seite legen und 
zunächst vergessen, dass es mich 

gibt. Dann habe ich recht gute, 
sagen wir mal: Netzwerke zur 
GEW und die GEW sagt dann: 
Wenn du Probleme hast mit einer 
Erkrankung und du weißt nicht, 
wie es weiter geht, dann wende 
dich an den Ombudsmann Ro-
land Stolze. Das Gleiche gilt für 
das Personalamt. Das Personal-
amt hat auch entsprechende Vi-
sitenkarten von mir und reicht 
diese an die betroffenen Kol-
leg_innen weiter. Aber viel läuft 
über Mundpropaganda von Kol-
leg_innen, die schon mal bei mir 
waren. Wenn sie Leute treffen, 
die in einer ähnlichen Situation 
sind, dann verbreitet sich das re-
lativ schnell.

hlz: Nun ist das ja ein hoch 
privater Vorgang, wenn jemand 
feststellt, dass er einfach mit sei-
ner Situation an der Schule nicht 
mehr klar kommt. Wie gelingt es 
dir, die anzunehmenden Hürden, 
die der Betroffene oder die Be-
troffene sicherlich für sich sel-
ber als Schutz aufgebaut hat, zu 

überwinden? Wie kannst du das 
Vertrauen herstellen, dass dann 
Kolleg_innen sagen: Ja, das ist 
der richtige Mann an der richti-
gen Stelle?

Roland Stolze: Ich glaube, 
man muss zunächst mal eines 
vorausschicken, dass Kolleg_in-
nen, die anrufen, dies aus einer 
bestimmten Motivation heraus 
machen. In aller Regel wissen 
sie nicht mehr weiter. Zunächst 
einmal versuche ich Vertrauen 
zu gewinnen, indem ich ihnen 
schildere, dass meine Funktion 
absolut der Verschwiegenheit 
unterliegt und ich auch keiner 
Weisung unterliege. Hilfreich 
bei der Vertrauensbildung ist si-
cherlich auch, dass ich ja selber 
aus Krankheitsgründen nicht 
mehr im Schuldienst arbeite. 
1994 bin ich an Krebs erkrankt; 
2009 ist dann diese Ombudsstel-
le geschaffen worden. 

hlz: Was passiert nach der 
ersten, meist ja wohl telefoni-
schen Kontaktaufnahme?

Roland Stolze: Erst einmal 
geht es darum, dass die Kol-
leg_innen Wege aufgezeigt ha-
ben wollen. Was kann ich denn 
jetzt machen? Was kommt auf 
mich zu? Dann kommt das Be-
ratungsgespräch. Ich zeige ihnen 
auf, wie das formal abzulaufen 
hat: Zunächst geht es um die Op-
tion des betrieblichen Einglie-
derungs-Managements, danach 
ggf. um die Vorstellung beim 
personalärztlichen Dienst, für 
den Fall, dass die Eingliederung 
nicht funktioniert. Ich mache den 
Betroffenen klar, dass die Behör-
de, also die Freie Stadt Ham-

Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Be-
amten in den Ländern (Beamtenstatusgesetz - BeamtStG)

§ 26 Dienstunfähigkeit
(1) Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit sind 

in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie wegen ihres körperlichen 
Zustands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung ihrer 
Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind. (…)

(2) Eine anderweitige Verwendung ist möglich, wenn der 
Beamtin oder dem Beamten ein anderes Amt derselben oder 
einer anderen Laufbahn übertragen werden kann. In den Fäl-
len des Satzes 1 ist die Übertragung eines anderen Amtes ohne 
Zustimmung zulässig, wenn das neue Amt zum Bereich desselben 
Dienstherrn gehört, es mit mindestens demselben Grundgehalt 
verbunden ist wie das bisherige Amt und wenn zu erwarten ist, 
dass die gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes erfüllt 
werden. (…) (Hervorhebung von hlz-Redaktion)
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burg, verpflichtet ist zu prüfen, 
ob für Kolleg_innen, bevor sie 
in Frühpension gehen, ein ande-
rer geeigneterer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Ich stelle immer 
wieder fest, dass das Kenntnisse 
sind, die nicht weit verbreitet 
sind. Es geht darum, die Kol-
leg_innen dazu zu bringen, ei-
nen Schritt nach dem anderen zu 
machen und nicht gleich an den 
zehnten Schritt zuerst zu denken. 
Allein dies hat schon eine beru-
higende Wirkung.

hlz: Wie geht es dann weiter?

Roland Stolze: Erstmal muss 
man vom personalärztlichen 
Dienst ein entsprechendes Gut-
achten bekommen, dass man 
anderweitig eingesetzt werden 
kann. Das ist die erste Hürde. 
Der nächste Schritt ist dann, dass 
innerhalb der BSB ein Gespräch 
geführt wird. Hier kann ich un-
terstützend wirken, indem ich 
den Betroffenen sage, was sie am 
besten hierzu mitnehmen sollten, 
um diese Gespräche auch ver-
nünftig führen zu können. Soll-
te es auf dieser Ebene dann zu 
Irritationen oder zu Konflikten 
kommen, bin ich derjenige, der 
im Hintergrund immer wieder 
versucht, Unterstützung anzu-
bieten. Sobald es knirscht eben. 
Die Frage, welche konkreten 
Stellen es wo gibt, kann ich nicht 
beantworten. Diese Ombudsstel-
le ist kein Vermittlungsinstitut 
für Stellen, die frei werden. Das 
ist Sache der Dienststelle. 

hlz: Aber du wirst aufgrund 
deiner Erfahrungen den Kolleg_
innen sicherlich sagen können, 
wo sie ggf. Vermittlungschan-
cen haben oder ihnen aufzeigen 
können, welche Möglichkeiten es 
gibt oder was sich in der Vergan-
genheit als erfolgreiche Vermitt-
lung herausgestellt hat.

Roland Stolze: Ja, da gibt es 
genügend Beispiele. Ich kenne 
ja die Kolleg_innen, die jetzt 
anderweitig eingesetzt sind, fast 

alle persönlich. Das heißt, ich 
weiß, wo die Leute eingesetzt 
sind und kann auch darüber be-
richten. Ich kann also beschrei-
ben, wo Kolleg_innen beschäf-
tigt sind, welche Kompetenzen 
sie mitgebracht haben und ob sie 
sich dort wohlfühlen. 

hlz: Kannst du solch einen 
Fall einmal ganz konkret schil-
dern?

Roland Stolze: Ja, das kann 
ich. Ich nehme mal zwei Fäl-
le, weil ja auch die Möglich-
keit besteht, dass man nicht nur 
innerhalb der BSB eingesetzt 
werden kann, sondern auch in 
anderen Behörden. Ein Fall, den 
ich schon länger begleite, betrifft 
einen Kollegen, der Biologie 
unterrichtet hat und nach einem 
längeren Suchprozess bei der 
Umweltbehörde gelandet ist und 
sich dort sehr wohl und integ-
riert fühlt. Im Bereich des ZSU 
(Zentrum-Schule-Umwelt), das 
in Kooperation von BSB und 
Umweltbehörde als außerschu-
lischer Lernort betrieben wird, 
gibt es ebenfalls Kolleg_innen, 
die nunmehr schon seit zehn Jah-
ren dort arbeiten und mit ihrer 
Arbeit sehr zufrieden sind.

hlz: Aber wenn jemand wirk-

lich nicht mehr vor einer Klasse, 
also einer Gruppe von Schüler_
innen stehen kann, was gibt es da 
noch an Perspektiven?

Roland Stolze: Zwei Drittel 
des Klientels sind unter dem Be-
griff Burnout zu fassen. Kolleg_
innen also, die im Grunde nicht 
mehr vor ganzen Klassen stehen 
können, aber trotzdem Kompe-
tenzen haben, die durchaus noch 
pädagogisch einsetzbar sind. 
Zum Beispiel beim Haus- und 
Krankenhausunterricht, bei dem 
u.a. einzelne Schüler_innen oder 
kleine Gruppen unterrichtet wer-
den. Oder, wie in meinem aktuel-
len Newsletter geschildert wird, 
jemand, der Förderunterricht in 
Mathematik gibt. Der Kollege 
hat sich seine Stelle quasi selbst 
akquiriert. Das sind Fälle, bei 
denen am Anfang oft gemunkelt 
wird, dass es mit denen beson-
ders schwierig sei. Und dann 
passiert das Gegenteil!

hlz: Wie hoch ist denn der An-
teil derer, die in anderen Behör-
den als der BSB untergebracht 
sind?

Roland Stolze: Da habe ich 
keinen konkreten Überblick. 
Das sind Zahlen, die werden 
vom Personalamt verwaltet. Ich 

Meine Funktion unterliegt absolut der Verschwiegenheit und ich unterliege 
auch keiner Weisung (Roland Stolze)
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weiß von Einzelfällen, wenn Be-
troffene mir erzählen: „Ich bin 
jetzt da und da gelandet. Es hat 
funktioniert oder auch nicht.“ 
Wenn es nicht funktioniert, heißt 
es dann häufig: „Ich gehe jetzt in 
Frühpension.“ Das gibt es auch. 
Von außen betrachtet erkennt 
man manchmal, warum das 
scheitern musste. Ein Kollege 
beispielsweise, der Kunst unter-
richtet hat, sollte im Finanzamt 
arbeiten. Das ist natürlich ein 
ziemlicher Bruch. Er hatte zu 
mir gesagt: „Ach, weißt du, lass 
mal, um 17:00 Uhr mach‘ ich 
Schluss und dann gehe ich in 
mein Atelier und lebe mich da 
aus.“ Irgendwann funktioniert 
es dann nicht mehr, weil die Ar-
beit ja doch eine ziemlich andere 
ist. Hinzu kam, dass der Kollege 
zwar Fortbildungen, aber keine 
Ausbildung dafür hatte. Das ist 
etwas anders bei Berufsschul-
kolleg_innen. Da sind die Ver-
mittlungschancen und Erfolgs-
aussichten häufig besser.

hlz: Sind andere Behörden 
nicht auch ein bisschen skep-
tisch in Hinblick auf Lehrer_in-
nen, weil die Meinung verbreitet 
ist, dass sie als Oberschlaumei-
er_innen daherkommen? Darü-

ber hinaus sind sie ja auch von 
der Besoldung her relativ hoch 
eingestuft und könnten dann von 
den angestammten Kolleg_in-
nen als Konkurrenten betrachtet 
werden.

Roland Stolze: Wenn jemand 
in einer anderen Behörde einge-
setzt wird, dann ist das Personal-
amt im Spiel. Und die Kollegin, 
die dort die Vermittlungsarbeit 
macht, ist unglaublich engagiert. 
Sie kriegt es meistens hin, dieses 
Vorurteil abzubauen. Auch die 
höhere Bezahlung wird immer 
wieder vorgebracht. Aber ob 
und in welchem Maße Neid das 
Betriebsklima belastet, hängt 
wesentlich von den Vorgesetzten 
ab. In den allermeisten Fällen 
erweist sich weder die höhere 
Bezahlung noch das Vorurteil, 
dass Lehrer_innen alles besser 
wissen, als Problem für das so-
ziale Klima.

hlz: Du machst, wie eingangs 
gesagt, den Job, den der da-
malige Staatsrat Vieluf schuf, 
jetzt seit 10 Jahren. Was müsste 
denn jetzt aus deiner Erfahrung 
heraus politisch auf den Weg 
gebracht werden, damit das Pro-
jekt auch weiterhin gut läuft?

Roland Stolze: Auch der jet-
zige Staatsrat Schulz steht die-
ser Stelle positiv gegenüber und 
ist bereit, sie weiter zu fördern. 
Dazu erforderlich und notwendig 
wäre es, sowohl die Geschäfts-
abläufe zwischen den einzelnen 
Dienststellen transparenter zu 
gestalten als auch zu den ver-
schiedenen Geschäftsvorgängen 
Transparenz herzustellen, da-
mit für mich deutlich wird, wo 
welche Stellen frei werden. Mit 
diesen Informationen ließe sich 
das eine oder andere Beratungs-
gespräch konkreter führen. Dass 
ich diese Funktion wahrnehme, 
sollte nicht nur den Kolleg_in-
nen an den Schulen bekannt sein, 
sondern gleichermaßen auch den 
Verantwortlichen in den Dienst-
stellen, damit überhaupt das 
Bewusstsein und eine gewisse 
Sensibilität entstehen kann, die 
notwendig ist, um Optionen für 
freiwerdende oder neu einzu-
richtende Stellen zu schaffen.

hlz: Ich hoffe, dass dir dies 
gelingt. Vielen Dank für das Ge-
spräch!

Das Interview führte
JOACHIM GEFFERS

GESUNDHEIT

Albträume waren erst 
der Anfang
Eine Kollegin schildert ihr Burnout und macht sich Gedanken, wie es 
zu schaffen wäre, in der Schule zu arbeiten, ohne auszubrennen

Ich erinnere mich noch wie 
heute an den Tag, an dem ich die 
Zusage für meine Stelle im Ham-
burger Schuldienst bekam: Es 
fühlte sich an wie ein Lottoge-
winn, denn in den 1990er Jahren 
wurde kaum jemand eingestellt. 
Voller Freude und Enthusiasmus 

bin ich jahrelang mit „Leib und 
Seele“ an einer Gesamtschule 
tätig gewesen. Nach und nach 
häuften sich kleinere und grö-
ßere Frustrationen. Schließlich 
drehte sich bei mir alles nur 
noch um die Bewältigung der 
Arbeit. Ich hatte keine Zeit zum 

Essen, ich stopfte es in mich 
hinein, während ich Unterricht 
vorbereitete oder korrigierte. Es 
gab keine freien Tage am Wo-
chenende mehr, fast jede Woche 
korrigierte ich Oberstufenklau-
suren und in den Sommerferien 
bereitete ich die Themen des 



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2019	 45

kommenden Schuljahres vor. 
Zum Erholen blieben höchstens 
zwei Wochen übrig, in denen ich 
die anstehende Arbeit aber auch 
nicht beiseiteschieben konnte, 
oft schlecht schlief und Alpträu-
me hatte. Schließlich legte ich 
mich beinahe jeden Morgen vor 
dem Unterricht heimlich auf die 
Krankenliege neben dem Schul-
büro. Ich hatte heftige Bauch-
schmerzen und Kopfschmerzen, 
ich war unendlich müde. All 
meine Fröhlichkeit und Zuver-
sicht waren einer verbissenen 
„Ich-halte-durch, egal, wieviel 
man mir auch auferlegt“-Hal-
tung gewichen.

Als ich anfing zu begreifen, 
dass mein Leben so nicht wei-
tergehen konnte, versuchte ich 
schließlich, meine Ziele herun-
ter zu setzen und in einer neuen 
Schule noch einmal von vorn 
anzufangen. Dort begann alles 
positiv, das Klima war entspannt 
und nicht von ständigem Druck 
auf die Lehrkräfte geprägt, mein 
Unterricht kam bei den Schüle-
rinnen und Schülern gut an. Ich 
arbeitete mich in einen euphori-
schen Schwebezustand, der mir 
manchmal selbst Angst machte. 
Endlich schienen sich meine An-
strengungen „auszuzahlen“. Ich 
war erfolgreich, was mich wie-
der zu weiteren Anstrengungen 
motivierte.

Dann passierte es: Die Mutter 
eines Schülers aus meiner Klas-
se rief mich an einem Sonntag 
an, obwohl ich am Elternabend 
Sprechzeiten in der Woche an-
gegeben hatte. Da war für mich 
auf einmal alles aus. Ich hatte 
das Gefühl, nichts durchsetzen 
zu können. Ich fiel in ein tiefes 
dunkles Loch. Das Leben hatte 
für mich jeden Sinn verloren. 
Der alltägliche Gang zur Schu-
le kam mir vor wie der Weg zur 
Hölle.

Kommt Ihnen einiges aus die-
sem Bericht bekannt vor? Man 
kann den Standpunkt vertreten, 
ich hätte den falschen Beruf ge-
wählt, als Lehrerin müsse man 
eben stets „professionell“ han-

deln, sich abgrenzen können 
und ein „dickes Fell“ haben. 
Dagegen steht, dass ich doch ei-
niges offenbar „richtig“ gemacht 
habe. Treffe ich etwa Englisch-
Fachkollegen, dann höre ich zu-
weilen: „An dem Ordner, den du 
damals für die Prüfungen erstellt 
hast, orientieren wir uns heute 
noch!“ Ehemalige Schülerinnen 
und Schüler aus meinen Klassen 
erinnern sich gern an ihre Schul-
zeit und bedanken sich noch ein-
mal für die persönliche Mappe, 
die ich für jeden nach Klasse 10 
zusammengestellt hatte. Letz-
tens traf ich die Mutter eines 
Schülers aus meiner ersten eige-
nen Klasse, die sagte, für sie sei 
ich nach wie vor „die beste Leh-
rerin“. Das sind positive Rück-
meldungen, und dennoch bleibt 
das Gefühl des Scheiterns.

Nach meiner Erfahrung ist es 
für die Lernenden wichtig, mit 
unterschiedlich gestrickten Lehr-
kräften zu tun zu haben, denn sie 
selbst sind ja auch völlig unter-
schiedliche Persönlichkeiten. 
Nicht alle kommen mit einem 
bestimmten Menschentyp gleich 
gut zurecht.

Wie sollte eine Schule ge-
staltet sein, in der nicht nur die 
widerstandsfähigsten Lehrkräf-
te und Lernenden „überleben“? 
Innerhalb der Schule müssten 
einige Strukturen entscheidend 
verändert werden. Es wäre wün-
schenswert, wenn es dort psy-
chologisch und psychotherapeu-
tisch geschultes Personal für alle 
Beteiligten gäbe, also sowohl 
für Schülerinnen und Schüler 
als auch für die Lehrkräfte und 
das nicht-pädagogische Perso-
nal. Diese therapeutisch ausge-
bildeten Personen könnten in 

regelmäßigen Gesprächen mit 
den Lehrerinnen und Lehrern z. 
B. Anzeichen eines beginnen-
den „Burnouts“ erkennen, die 
Betroffenen darauf aufmerksam 
machen und ihnen professionelle 
Hilfe vermitteln. Sie könnten auf 
Wunsch mit in den Unterricht 
gehen oder Unstimmigkeiten 
im Kollegium, aber auch zwi-
schen Lernenden, ihren Eltern 
und Lehrkräften schlichten. Mit 
ihrem Einsatz könnten sie dazu 
beitragen, dass jede Schule ein 
Ort wird, an dem das Mitein-
ander von Schülerschaft, Eltern 
und Lehrkräften betont wird und 
wo es vor allem darum geht, ge-
meinsam das Beste zu erreichen.

Um Schule für alle zu einem 
angenehmen Ort zu machen, 
sollte eine essentielle Grundre-
gel darin bestehen, sich mit Re-
spekt und Achtung zu begegnen. 
Alle Mitglieder der Schulge-
meinschaft stehen dafür ein. Um 
dies langfristig zu gewährleisten, 
müssten alle Erwachsenen in der 
Schule den respektvollen Um-
gang miteinander konsequent 
vorleben. Man könnte zusätz-
lich regelmäßig Projekte und 
Übungen für alle Beteiligten 
(auch für die Eltern) anbieten 
und durchführen. Ich selbst habe 
in meiner damals 6. Klasse er-
lebt, dass die Schülerinnen und 
Schüler bei der Diskussion über 
Klassenregeln forderten, dort 
solle der Satz stehen: „Wir wol-
len „bitte“ und „danke“ sagen“. 
Die Begründung lautete: „Frau 
Friedrich sagt auch immer ‚bitte‘ 
und ‚danke‘“. Und das hatten sie 
offenbar als angenehm und wert-
schätzend empfunden.

Die Schulleitungen sollten 
ihre Fürsorgepflicht für das Kol-
legium als eine ihrer entschei-
denden Aufgaben verstehen. An 
meiner letzten Schule etwa in-
formierten Kollegen die Schul-
leitung darüber, dass ich oft im 
Lehrerzimmer in Tränen ausbrä-
che. Sofort wurde ich zu einem 
Gespräch gebeten. Mir wurde 
Entlastung angeboten. Als das 
nicht reichte, sagte mir ein Mit-

Ich arbeitete mich in 
einen euphorischen 

Schwebezustand, der mir 
manchmal selbst Angst 

machte
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glied der Schulleitung klipp und 
klar, dass es nicht im Interesse 
der Leitung und des Kollegiums 
sei, dass ich kaputt ginge. Ich 
fühlte mich wahr- und ernst ge-
nommen, was gerade in meiner 
schwersten Zeit besonders wohl-
tuend und wichtig war.

Ein ganz entscheidender Punkt 
ist die „Bewertung“ der Arbeit, 
die Lehrkräfte täglich leisten und 
wie diese Arbeit verteilt wird. 
Ich frage mich, aus welchem 
Grund jede_r für alles zuständig 
sein soll und ob es nicht ratsamer 
ist, Arbeit aufzuteilen und Ex-
perten_innen zu benennen. Ins-
besondere könnte die Erstellung 
und Korrektur von Klassenarbei-
ten von einer Fachkraft für den 
gesamten Jahrgang bewältigt 
werden, die vom übrigen Unter-
richt befreit wäre. Das hätte auf 
der einen Seite den Vorteil der 
Zeitersparnis für die Fachleh-
rer_innen. Ihnen könnte darüber 
hinaus nicht mehr der Vorwurf 
gemacht werden, sie würden 
subjektiv korrigieren. Auf der 
anderen Seite wäre es eine Ein-
satzmöglichkeit für diejenigen, 
die im Unterricht aus bestimm-
ten Gründen gar nicht oder nur 
begrenzt eingesetzt werden kön-
nen. Ein ähnliches Prinzip wäre 
etwa für Planungen von Klassen- 
und Austauschreisen möglich. 
Es könnte mit diesen Aufgaben 
betraute Lehrkräfte geben, die 
auch einmal „einspringen“, falls 
eine begleitende Lehrkraft fehlt. 
Damit würden Klassenleitungen 
entlastet werden. Diese sollten 
grundsätzlich doppelt besetzt 
sein, um sich bei Schwierigkei-
ten gegenseitig zu unterstützen.

Meines Erachtens ist es in 
Hamburg längst überfällig, die 
Stundenverpflichtungen herab-
zusetzen und die Zeit, die als 
„Arbeitszeit“ gewertet wird, neu 
zu definieren. Lange Jahre hatte 
ich das Vorurteil im Kopf, dass 
Lehrer_innen im Vergleich zu 
denjenigen, die einen 8-Stunden-
Tag haben, zu wenig arbeiten. 
Ich fragte mich immer, wie es 
Menschen mit einem anderen 

Beruf schaffen, innerhalb der 
Woche abends noch aktiv zu 
sein, obwohl sie doch noch mehr 
arbeiten mussten als ich! Ich war 
jeden Abend unendlich müde 
und bemühte mich redlich, bis 
zu den nächsten Ferien „durch-
zuhalten“, um nicht krank zu 
werden. Seit ich eine ganz an-
dere Tätigkeit ausübe, weiß ich, 
dass man abends nicht vollkom-
men ausgepowert nach Hause 
kommen muss, die Arbeit im 
Büro lassen kann und daher noch 
Energie für eine Freizeitgestal-
tung hat. Im Urlaub kann man 
wirklich einmal seinen Beruf au-

ßen vor lassen und „abschalten“, 
was mir als Lehrerin nie gelun-
gen ist. Ich habe immer wieder 
mit Lehrkräften gesprochen, die 
vorher andere Tätigkeiten aus-
geübt haben und diese erklärten 
unisono, dass sie noch nie so viel 
gearbeitet hätten wie als Leh-
rer_in!

Lehrkräfte werden auch in Zu-
kunft nicht nur „Unterrichtende“ 
sein können, sondern werden 
immer auch andere Aufgaben 
erfüllen müssen. Daher ist es 
höchste Zeit, dass den heutigen 
Bedingungen an der Schule mit 
einer erträglichen Arbeitszeit 
Rechnung getragen wird. Dazu 
gehört, dass Lehrkräfte nicht je-
derzeit erreichbar sind, sondern 
feste (Telefon-) Sprechzeiten 
haben, keine privaten Telefon-
nummern herausgeben müssen, 
sondern eine Schultelefonnum-
mer oder die Nummer eines 
Diensthandys angeben. E-Mails 
werden an einen Schul-E-Mail-
Account geschickt und nur in-
nerhalb der Arbeitszeit gelesen. 
Ein solches Verfahren würde es 
erleichtern, sich abzugrenzen.

Von denjenigen, die die Schul-
struktur bestimmen und die ent-
sprechenden Gesetze und Ver-
ordnungen dafür erlassen, würde 
ich mir zudem wünschen, dass 
sie in regelmäßigen Abständen 
inkognito in die Schulen gingen 
und dort mehrere Tage hinterein-
ander arbeiteten, damit sie ein 
Gefühl dafür bekommen, was es 
bedeutet, etwa Lehrkraft an ei-
ner „Brennpunktschule“ zu sein. 
Überhaupt sollte größtmögliche 
Transparenz angestrebt werden. 
Warum sollten etwa Elternver-
treter_innen nicht jedes Jahr 
den Unterricht in verschiedenen 
Jahrgangsstufen besuchen, um 
sich ein besseres Bild davon zu 
machen, wie Unterrichtssituatio-
nen aussehen können? Vielleicht 
besteht dann eine Chance, dass 
die alten Klischeebilder vom 
Lehrer als „faulem Sack“, der 
„morgens Recht hat und nach-
mittags frei“, endlich ganz tief 
unten in der Mülltonne landen 
und auch in Deutschland der 
Arbeit des Lehrenden die Wert-
schätzung und Anerkennung zu-
kommt, die in anderen Ländern 
selbstverständlich ist. Ich bin 
sicher, dass die Zahl der Burn-
out-Kolleg_innen bei einer Um-
gestaltung von Schule drastisch 
zurückgehen würde.

BARBARA FRIEDRICH

Barbara Friedrich ist das The-
ma „Prophylaxe an der Schule“ 
ausgesprochen wichtig, und sie 
würde sich freuen, die Meinun-
gen anderer Kolleg_innen dazu 
zu hören bzw. zu lesen. Daher 
möchte die Ombudsstelle hier 
ausdrücklich dazu ermuntern, 
Leser_innenbriefe zu schicken 
(die hlz-Redaktion schließt sich 
dem an), die dann im nächsten 
Newsletter (bzw. in der nächsten 
hlz) erscheinen würden. Wenn 
ihr nicht möchtet, dass eure Zu-
schrift veröffentlicht wird (auch 
unter Pseudonym möglich), rei-
chen wir die Briefe einfach nur 
an die Autorin weiter.

Dann passierte es: Ich fiel 
in ein tiefes dunkles Loch. 
Der alltägliche Gang zur 

Schule kam mir vor wie der 
Weg zur Hölle
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SERVICE

Im Dschungel 
der Bestimmungen
In der vorigen Ausgabe berichteten wir über Besonderheiten und 
Änderungen des Versorgungsrechts, ohne zu berücksichtigen, dass 
Hamburg als einziges Bundesland nicht diesen Bestimmungen unterliegt*

In Hamburg ist die Grundla-
ge für die oft noch ‘Ruhegeld‘ 
genannte Zusatzversorgung der 
Beschäftigten der FHH das Ham-
burgische Zusatzversorgungsge-
setz (HmbZVG). Die Zusatzver-
sorgung ist damit im Gegensatz 
zu allen anderen Bundesländern 
nicht tariflich, sondern qua Ge-
setz geregelt. Hamburg finan-
ziert die Zusatzversorgung nicht 
über die Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL – 
siehe Kasten), sondern über den 
Landeshaushalt. Erst seit 1999 
entrichten die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer der Stadt 
Hamburg einen eigenen Beitrag 
zu den Versorgungslasten. Die-
ser wurde 2015 stufenweise von 
1,25 Prozent auf aktuell 1,65 
Prozent des steuerpflichtigen 
Bruttoentgelts erhöht.

Gegen diese Erhöhung liefen 
die Gewerkschaften 2015 mit 
Unterschriftenaktionen und einer 
Demo Sturm – leider erfolglos. 

Die Wartezeit für Erhalt der 
Zusatzversorgung nach Ham-
burger Recht beträgt fünf Jahre. 

VBL-Zeiten werden nicht auf 
diese Wartezeit angerechnet, 
weil es zwei voneinander un-
abhängige Systeme sind. Eine 
entsprechende Regelung fordern 
die Gewerkschaften seit langem, 
doch nach wie vor sperrt sich der 
Hamburger Gesetzgeber dage-
gen.

Also: Nur die Altersversor-
gung über VBL ist tariflich ge-
regelt. Tarifverhandlungen über 
die Tarifverträge zur zusätzli-
chen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung im öffentlichen 

Dienst (ATV und ATV-K-) fin-
den dort mit dem Bund, der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Län-
der (TdL) und der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA) statt.

BIRGIT RETTMER
GEW-Referentin für Tarif- und

Beamtenpolitik

*Die Redaktion bedauert, dass 
sie mit dem Abdruck des Beitra-
ges vom GEW-Hauptvorstand (s. 
hlz 11/2019, S. 22) zur Verwir-
rung beigetragen hat.

Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) wur-
de am 26. Februar 1929 während der Weimarer Republik unter 
dem ursprünglichen Namen ‚Zusatzversorgungsanstalt des Reichs 
und der Länder‘ (ZRL) in Berlin gegründet. Aufgabe der ZRL war 
schon damals, den Arbeitern der Reichsverwaltung und der Ver-
waltungen der beteiligten Länder sowie deren Hinterbliebenen 
Zuschüsse zur gesetzlichen Rente zu gewähren, um die Ungleich-
behandlung zwischen Beamten und nichtbeamteten Bediensteten 
im öffentlichen Dienst auszugleichen. Anfang der 1950er Jahre 
bekam die VBL ihren aktuellen Namen und zog nach Karlsruhe. 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands wurde 1997 die Zu-
satzversorgung auch in den neuen Bundesländern eingeführt. BR

Im
pr

es
su

m
 

Herausgeber: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 
Landesverband Hamburg, Rothenbaumchaussee 15, 
20148 Hamburg, Tel. 41 46 33-0, Fax 44 08 77, 
Homepage www.gew-hamburg.de, 
E-Mail: meents@gew-hamburg.de

Redaktionsleitung: Joachim Geffers, 
E-Mail: j.geffers@freenet.de

Redaktion: Manni Heede, Wolfgang Svensson,

Redaktionsassistent: Jason Tsiakas

Endredaktion: Susanne Berg

Titel: hlz

Rückseite: hlz / Montage Jamil Jalla

Anschrift der Redaktion: Rothenbaumchaussee 15, 20148 Hamburg. 
Tel. 41 46 33-20 (mittw. ab 17 Uhr), Fax 4 50 46 58, sonst GEW, 
Tel. 41 46 33-22, Annette Meents, bzw. -0, Fax 44 08 77, 
E-Mail: hlz@gew-hamburg.de

Satz und Gestaltung: albersdesign, ca@albers.design
Druck: drucktechnik-altona
Anzeigen: albersdesign, ca@albers.design,

Die hlz wird ohne gesonderte Berechnung an die Mitglieder der GEW Hamburg 
verteilt. Bezugspreis im Monatsbeitrag enthalten.

Die hlz erscheint sieben Mal im Jahr. Die in der hlz veröffentlichten Artikel 
geben die Auffassung der Autor_innen wieder. Stellungnahmen der GEW sind 
ausdrücklich als solche gekennzeichnet. Für unverlangt eingesandte Manu
skripte und Bücher (Rezensionsexemplare) wird keine Gewähr übernommen. 

Red.-Schluss hlz 1-2/2020: 29.1.2020



48	 hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2019

ANTIFA

Wie gefährlich ist die AfD?
Die ständigen Angriffe der Afd-Bürgerschaftsfraktion auf alle, die sich demo-
kratischen Prinzipien verschrieben haben, fordern eine grundsätzliche Kritik 
heraus. Dabei werden zwangsläufig auch die eigenen Positionen in ein kriti-
sches Licht gerückt

DIE ZEIT titelte in einer ih-
rer jüngsten Ausgaben, dass 63 
Prozent der Deutschen Angst 
hätten, ihre Meinung frei zu äu-
ßern (nach Shell-Studie 2019). 
Dies muss in der Tat mehr als 
Stirnrunzeln erzeugen. Die Ursa-
che ist vielleicht das, was Alice 
Weigel in ihrer ersten Rede im 
Bundestag auf dem Misthaufen 
der Geschichte entsorgen woll-
te: Die ‚political correctness‘, 
die hierzulande wohl doch mehr 
Menschen verunsichert als ge-
meinhin angenommen wird.

Deutscher Geist
Meiner Meinung nach hat das 

wesentlich damit zu tun, dass im 
öffentlichen Diskurs Argumente 

ausgespart bleiben, um nicht Ge-
fahr zu laufen, von anderen als 
rechts klassifiziert oder gar von 
diesen Kräften vereinnahmt zu 
werden. In diesem Zusammen-
hang spielt für mich der Begriff 
der ‚kulturellen Identität‘ eine 
zentrale Rolle.

Ich erinnere mich an den Re-
flex junger politisch bewusster 
Migrant_innen, die mit ihrem 
Programm Daughters and sons 
of Kinder der Gastarbeiters uns 
einen wunderbar unterhaltsamen 
Abend im Rahmen einer unserer 
ersten GEW-Salons boten. Da 
war viel von ihren Erfahrungen 
als Kinder von Migrant_innen 
im Rahmen einer nicht-deut-
schen kulturellen Identität die 

Rede, ohne dass dieser Begriff 
verwendet wurde. Dies veran-
lasste mich in meiner Abschluss-
moderation davon zu sprechen, 
dass es letztlich auch um diese 
‚kulturelle Identität‘ gehe und 
wir uns vielleicht an einem wei-
teren Abend mit diesem Thema 
auseinandersetzen sollten.

Die Stimmung des bis da-
hin harmonisch verlaufenden 
Abends schlug von einer Minu-
te zur anderen um in eine mir 
gegenüber feindliche Haltung. 
Man zeigte sich entrüstet, weil, 
so meine Annahme im Nach-
hinein, zu dieser Zeit bereits die 
‚Identitären‘ mit ihren fremden-
feindlichen Aktionen auf sich 
aufmerksam gemacht hatten. 
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„Lass‘ ihn sprechen“, hörte ich 
von einem der Zuhörenden, der 
mit einer gewissen Autorität aus-
gestattet zu sein schien. 

Nun war ich alles andere als 
darauf vorbereitet, eine klare 
Position zu dem Komplex „kul-
turelle Identität“ in ein paar 
Sätzen liefern zu können, zumal 
es mir darum ging, weniger ein 
Statement abzugeben, als eine 
Diskussion anzustoßen. Ent-
sprechend hatte der Abend ein 
stumpfes Ende, das mich seit-
dem nicht ruhen lässt, mich mit 
dieser Frage zu beschäftigen.

Allen möglichen Aufgeregt-
heiten zum Trotz behaupte ich, 
dass es so etwas wie eine deut-
sche kulturelle Identität gibt. 
Sie vermittelt sich aber weniger 
durch die bayrische Lederhose 
– die ist eher Karikatur – und 
auch nicht durch das Gebaren 
deutscher Fans bei Länderspie-
len – was ich eher in die Rubrik 
Bedürfnis nach Katharsis mit-
tels Bad in der Menge einstufen 
würde –, sondern mehr durch die 
deutsche Sprache, die nicht nur 
Teil, sondern auch Träger des-
sen ist, was die deutsche Kultur 
hervorgebracht hat. Und als je-
mand, der in diesem Sprachraum 
aufgewachsen ist und somit auch 
das Fühlen und Denken über die 
ebenso mit deutschen Wurzeln 
ausgestatteten Eltern und alle an 
meiner Sozialisation Beteiligten 
vermittelt bekommen habe, ist 
es nach meiner Auffassung nur 
folgerichtig, von einer kulturel-
len Identität deutscher Prägung 
zu sprechen. So wie ich mich der 
geschichtlichen Verantwortung 
verpflichtet fühle, was die Ver-
brechen des Nationalsozialismus 
angeht, so beziehe ich mich auf 
die fortschrittlich-emanzipatori-
schen Elemente in der deutschen 
Geschichte. Beide Seiten ma-
chen also das aus, was ich unter 
einer deutschen kulturellen Iden-
tität verstehe.

Der Unterschied
Und damit wären wir beim 

Unterschied zu dem, was von 

allen Rechten in diesem Lande 
unter kultureller Identität ver-
standen wird. Es ist die Heraus-
stellung der in ihren Augen aus-
schließlich positiven Elemente 
deutscher Geschichte oder kul-
tureller Leistungen, ja, geradezu 
ihre Verherrlichung, verbunden 
mit der Attitüde: wir sind besser 
als die anderen. Und wenn man 
besser sein will als die anderen, 
dann kann die Schlussfolgerung 
nur sein: wir müssen uns allen 
anderen Einflüssen erwehren. 
Andernfalls zerfiele dieser herr-
liche deutsche Geist, der so groß-
artige und einzigartige Zeugnis-
se in Kunst und Wissenschaft 
geliefert hat. Psychologisch 
entspricht dies der Überzeugung 
der eigenen Grandiosität, einer 
narzisstischen Persönlichkeits-
störung, die aus einem Gefühl 
der Minderwertigkeit heraus ein 
Gebaren entstehen lässt, dass das 
eigene Handeln zwanghaft nach 
außen hin positiv überhöht dar-
stellt. Alltagsbezogen ist es das 
Verhalten eines Angebers oder 
einer Angeberin, hinter dem oder 
der ein armes Geschöpf vermutet 
werden kann, das voller Unsi-
cherheit und Angst durchs Leben 
stolpert. Wir kennen alle solche 
Menschen.

Dieses Verhalten ist es also, 
das ich oftmals auch bei denen 
zu erkennen glaube, die sich 
lautstark als jene aufspielen, die 
die Wahrung der deutschen Kul-
tur auf ihre Fahnen geschrieben 
haben. Die oftmals zitierte Angst 
vor dem Fremden ist wahrschein-
lich tatsächlich vorhanden, auch 
wenn objektiv dafür kein Grund 
vorhanden ist. Anders ist das 
Phänomen Pegida kaum zu er-
klären, dessen Geburt, wie wir 
alle wissen, in einer Region des 
Landes stattgefunden hat, in der 
es nur wenig Migrant_innen gab 
und immer noch gibt.

Das heißt, die Drahtzieher_in-
nen der völkisch-nationalisti-
schen Bewegung machen sich 
die Lebensängste der Menschen 
zunutze, die vielleicht weniger 
existenzielle Sorgen umtreiben 

als vielmehr das Unver-
mögen, mit dem Vakuum 
umzugehen, das sich aus dem 
Systemwechsel ergeben hat. Die 
kollektive Kränkung, die bei den 
Betroffenen, deren Lebens- und 
Berufsbiografien von einem auf 
den anderen Tag zerstört wur-
den, eine Wut hat entstehen las-
sen, spielt dabei eine Rolle. Sie 
erklärt die ungemeine Aggressi-
vität, hinter der sich letztlich – 
wie oben beschrieben – ein sehr 
verunsichertes und ängstliches 
Individuum vermuten lässt.

Das Ziel der ideologischen 
Antreiber_innen der rechten Be-
wegung besteht also darin, diese 
Angst weiter zu schüren. Angst 
vor dem Fremden… – nicht ohne 
Grund stammt der Begriff der 
Überfremdung aus dieser Ecke. 
Angst, die, projiziert auf die Ein-
gewanderten, sich in Aggressivi-
tät und Brutalität zeigt und eine 
Gesinnung entstehen lässt, an 
deren Ende Mord und Totschlag 
stehen. Und das alles, um das 
vermeintlich Deutsche zu wah-
ren und zu schützen! 

Der Messias
Dafür bedarf es einer Galli-

onsfigur, die sowohl den ideo-
logischen Rahmen zu liefern 
imstande ist als auch das not-
wendige Geschick bei der politi-
schen Umsetzung besitzt. Beides 
bietet der von einigen Anhän-
gern der Rechten bereits als 
Messias gefeierte Björn Höcke, 
der sich auch unverhohlen anbie-
tet, diese Rolle zu übernehmen. 
„Die Sehnsucht der Deutschen 
nach einer geschichtlichen Fi-
gur, welche einst die Wunden im 
Volk wieder heilt, die Zerrissen-
heit überwindet und die Dinge in 
Ordnung bringt, ist tief in unse-
rer Seele verankert.“ (S. 161)* 

*Die im Folgenden in Klam-
mern angeführten Seitenzahlen 
hinter den wörtlichen Zitaten 
beziehen sich auf: Björn Höcke, 
Nie zweimal in denselben Fluss, 
Berlin 2018
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In einem seiner öffentlichen 
Auftritte in seiner Wahlheimat 
legt er dann noch einen drauf, in 
dem er ganz offen mit bekannten 
Versatzstücken Hitlerscher Pro-
paganda spielt: „Ich will, dass 
Magdeburg und dass Deutsch-
land nicht nur eine tausendjähri-
ge Vergangenheit haben. Ich will, 
dass sie noch eine tausendjährige 
Zukunft haben, und ich weiß, ihr 
wollt das auch.“(Magdeburg, 
Oktober 2015) Dazu passt die 
Relativierung der nationalsozia-
listischen Verbrechen. In einem 
Gespräch mit dem Wall Street 
Journal (WSJ), veröffentlicht 
am 2.3.2017, sagt Höcke: „Das 
große Problem ist, dass Hitler 
als absolut böse dargestellt wird. 
Aber selbstverständlich wissen 
wir, dass es in der Geschichte 
kein Schwarz und Weiß gibt.“

Dies erinnert mich an Sätze, 
die ich in meiner Kindheit 
in den 1950er Jahren gehört 

habe: „Unter Adolf wäre das 
nicht passiert!“ Aber Höcke 
ist kein von der Boulevard-
presse indoktrinierter Leser, 
sondern einer, der weiß, was er 
sagt. Mit dieser Äußerung treibt 
er ganz bewusst etwas auf die 
Spitze, was er bereits mit seiner 
Klassifizierung des Holocaust-
Denkmals als „Denkmal der 
Schande“ eingeleitet hatte („Wir 
Deutschen, also unser Volk, sind 
das einzige Volk der Welt, das 
sich ein Denkmal der Schande 
in das Herz seiner Hauptstadt ge-
pflanzt hat.“ - Rede in Dresden 
im „Ballhaus Watzke“ am Abend 
des 17.01.2017). Das ist im Üb-
rigen blanker Antisemitismus, 
den die AfD zwar im Bundestag 
durch eine israelfreundliche Hal-
tung zu kaschieren versucht, der 
aber – wie viele Untersuchungen 
belegen – im rechtsradikalen Mi-
lieu wuchert.

Aber kommen wir zurück zu 

der Aussage „Das große Problem 
ist, dass Hitler als absolut böse 
dargestellt wird. Aber selbstver-
ständlich wissen wir, dass es in 
der Geschichte kein Schwarz 
und Weiß gibt“. Diese Worte aus 
dem Mund eines Geschichtsleh-
rers, der Höcke ist, ist mehr als 
ein vielleicht dummer Ausrut-
scher, den in der zugespitzten 
Debatte so mancher Angehörige 
der AfD darin erkennen mag. 
Hitler, die Personifizierung einer 
Barbarei, die allein der National-
sozialismus hervorgebracht hat 
und an deren Ende 60 Millionen 
Menschen ihr Leben gelassen 
hatten, in ein Licht zu stellen, 
indem es nicht nur Schatten gab, 
kommt einer Verhöhnung der 
Opfer gleich. Der Versuch, den 
ersten Satz durch die allgemeine 
historisch-philosophische Aus-
sage zu relativieren, offenbart, 
was Höcke eigentlich will: Eine 
Freisprechung von nationalso-

Zu der Aussage Höckes auf dem jährlich stattfindenden Kyffhäuser-Treffen der AfD, wo gemäß dem Mythos 
der Kaiser Barbarossa in einer Höhle des Kyffhäuserberges schläft, „um eines Tages mit seinen Getreuen zu 
erwachen, um das Reich zu retten und seine Herrlichkeit wiederherzustellen“ (S. 159), passt Höckes Vision vom 
Überlebenskampf unter äußerster Bedrohung („Die AfD ist die letzte evolutionäre Chance für unser Vaterland.“), 
in der er die Nation sieht. "Die mitteldeutschen Refugien, das sagenumwobene 'Dunkeldeutschland' könnte als 
Überlebenskern unserer Nation eine elementare Bedeutung bekommen". (S. 183) Das schreit nach einem Erlöser, 
dessen Platz kein Geringerer als er selbst einzunehmen bereit ist: "Die Sehnsucht der Deutschen nach einer 
geschichtlichen Figur, welche einst die Wunden im Volk wieder heilt, die Zerrissenheit überwindet und die Dinge 
in Ordnung bringt, ist tief in unserer Seele verankert, davon bin ich überzeugt." (S. 161) Und was den Mahner 
zum Retter werden lässt: „Ich weise euch einen langen und entbehrungsreichen Weg, ich weise dieser Partei 
einen langen und entbehrungsreichen Weg, aber es ist der einzige Weg, der zu einem vollständigen Sieg führt, 
und dieses Land braucht einen vollständigen Sieg der AfD.“
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zialistischen Verbrechen, um da-
mit den Weg zu öffnen für eine 
völkisch-nationalistische Politik 
insgesamt.

Verlockung
Ja, es gab diese Sozialpolitik 

der Nazis, die ehemals Benach-
teiligte besser stellte, Projekte 
wie ‚Kraft durch Freude‘ (KdF), 
Kinderlandverschickungen und 
Einiges mehr. Auch wenn die 
versprochenen Ziele nicht ein-
gehalten wurden, so gelang es 
doch der Propaganda, bei Vielen 
die Phantasie zu beflügeln, dass 
man nun Urlaub am Meer ma-
chen könne oder bald gar einen 
‚Volkswagen‘ sein eigen nennen 
dürfe. Was die Menschen wahr-
scheinlich noch mehr einnahm, 
war die an der Linken orientierte 
Idee der Solidarität, propagandi-
stisch umgeformt in den Slogan: 
„Gemeinnutz geht vor Eigen-
nutz“, was der Verhaltenskultur 
im Bund deutscher Mädchen 
(BdM), aber vor allem auch in 
der Hitlerjugend (HJ) voran-
gestellt wurde. Es gab ja auch 
einen als „links“ klassifizierten 
Flügel innerhalb der NSDAP, 
auch sozialrevolutionärer Flügel 
genannt. Repräsentiert wurde er 
durch die Brüder Georg und Otto 
Strasser, programmatisch mit 
durchaus antikapitalistisch zu 
nennenden Zügen. Wer vermu-
tet schon, dass Goebbels auf ei-

nem Treffen von Gauleitern aus 
Norddeutschland im Januar 1926 
in Hannover sich zu der Aussage 
verstieg, „dass man, wenn alle 
Gerüchte um Hitler der Wahrheit 
entsprechen würden, diesen aus 
der Partei ausschließen müsse.“ 
(Zitiert nach: John Toland, Hit-
ler, Bd. I, S. 93; es ging um den 
Volksentscheid über die Fürsten-
enteignung, die Hitler ablehnte.) 
Diese Flügelkämpfe gab es bis 
zur Ausschaltung jeglicher nicht 
auf der Hitler-Linie operieren-
den Kräfte, zugespitzt durch die 
Ermordung einflussreicher SA-
Kader und ihres Führers Ernst 
Röhm 1934, die propagandi-
stisch so dargestellt wurde, dass 
sie einem Putsch zuvorgekom-
men wäre.

Täuschung
Auch die AfD prahlt mit ihrem 

sozialpolitischen Programm, mit 
dem sie tatsächliche oder sich so 
fühlende Benachteiligte in die-
ser Gesellschaft zu ködern ver-
sucht. Aber lassen wir uns nicht 
täuschen: Dahinter steht immer 
jenes völkisch-nationalistische 
Denken, dass ein vermeintlich 
deutscher Volkskörper rein zu 
halten sei. Damit ist man im Zen-
trum einer rassistischen Ideolo-
gie angelangt, die sagt, dass es 
zur Reinhaltung deutscher Kul-
tur und deutschen Blutes weder 
Zuwanderung, geschweige denn 

ethnische Vermischungen 
geben dürfe. Ein zutiefst 
chauvinistischer und rassisti-
scher Ansatz, der den deutschen 
Menschen als Angehörigen einer 
höhergestellten Rasse klassifi-
ziert, der, weitergedacht, dazu 
führen könnte, wieder von Arier-
tum zu sprechen, um daraus die 
Legitimation ziehen zu können, 
Angehörige anderer Kulturen 
als minderwertig einstufen zu 
können. Übertrieben? Nein, 
Höcke spricht dies direkt aus: 
„Im 21. Jahrhundert trifft der 
lebensbejahende afrikanische 
Ausbreitungstyp auf den selbst-
verneinenden europäischen 
Platzhaltertyp.“ (Schnellroda, 
November 2015) 

Unabhängig davon, dass vor 
dem Hintergrund der Koloni-
alverbrechen – auch der Deut-
schen – solche Äußerungen wie 
blanker Hohn klingen, weiß 
Höcke, dass sich eine Politik, 
die sich auf diese Weise bio-
logistisch geriert, indem sie 
hintergründig auch immer von 
niederen und höheren Rassen 
(Ausbreitungstyp wird assoziiert 
mit: „Die wollen uns überrennen 
und beherrschen) schwadro-
niert, nicht mit dem Grundge-
setz vereinbaren lässt. Aber der 
Wertekanon des Grundgesetzes 
scheint Höcke ohnehin nicht zu 
interessieren. Für ihn sind „die 
westlichen Werte“ „aufgebla-
sener Werteschaum“ (S. 199). 
„Der Parteiengeist muss über-
wunden, die innere Einheit her-
gestellt werden“ (288) und es 
muss Schluss gemacht werden 
mit dem „westlich-dekadenten 
Liberalismus und der ausufern-
den Parteienherrschaft“! (285) 
An deren Stelle soll „eine for-
dernde und fördernde politische 
Elite, die unsere Volksgeister 
wieder weckt“, treten. (286) Und 
an den ‚Untergang des Abend-
landes‘ eines Oswald Spenglers 
erinnernd: „Wir erleben die fi-
nale Auflösung aller Dinge: von 
den Identitäten der Geschlechter 
und Ethnien, den Familien, den 
religiösen Bindungen über die 

Punkt 24 des 25 Punkte umfassenden Parteiprogramms der NSDAP, das 
Hitler bereits am 24.2.1920 im Münchner Hofbräuhaus verkündete. Ein 
verführerisches Motto – bloß, dass es im Rahmen einer völkischen Idee ein 
quasi naturgesetzliches Oben und Unten geben muss, wobei diejenigen, 
die zum oberen Teil gehören, sich auf Kosten der Gemeinen bedienen.
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kulturellen Traditionen.“ (261) 
Dagegen setzt Höcke: „Wir müs-
sen unsere Männlichkeit wieder 
entdecken. Denn nur wenn wir 
unsere Männlichkeit wiederent-
decken, werden wir mannhaft. 
Und nur wenn wir mannhaft 
werden, werden wir wehrhaft, 
und wir müssen wehrhaft wer-
den, liebe Freunde!“ (Erfurt, No-
vember 2015) 

Dazu passen seine unverhoh-
lenen Drohungen für die Zeit, 
wenn sie, die AfD, die Macht 
erlangen wird: „Die deutsche 
Unbedingtheit wird der Garant 
dafür sein, dass wir die Sache 
gründlich und grundsätzlich an-
packen werden. Wenn einmal die 
Wendezeit gekommen ist, dann 
machen wir Deutschen keine 
halben Sachen.“ (257f) 

So bizarr manche Aussage 
auch klingen mag, wir sollten 
sie ernst nehmen. Nicht umsonst 
hat ein deutsches Gericht es für 
rechtens erklärt, Höcke als Fa-
schist zu bezeichnen. Kein_e 
Parteiangehörige_r der AfD 
kann sich darauf zurückziehen, 
dass es ja in jeder Partei Flügel-
kämpfe gebe und kein_e Wäh-
ler_in der AfD kann sich damit 
herausreden, sie oder er habe die 
AfD trotz und nicht wegen Höc-
kes Aussagen gewählt. 

Einer deutschen kulturellen 
Identität, die mit diesem Gedan-
kengut schwanger geht und auf 
die sich junge Menschen bezie-
hen, die sich den „Identitären“ 
angeschlossen haben, ist die 
Stirn zu bieten!

Verunsicherung überwinden
Stattdessen sollte man ohne 

Scheu auf eine kulturelle Iden-
tität setzen, die von Toleranz 
geprägt ist, in der also die Ein-
wanderung als positive Heraus-
forderung angesehen wird, als 
ein geschichtlicher Prozess, an 
dessen Ende eine Gesellschaft 
steht, in der die Vielfalt der kul-
turellen Einflüsse etwas posi-
tiv Neues hervorbringen wird, 
vorausgesetzt, alle Beteiligten 
werden als gleichberechtigt an-
erkannt. Das, was bislang als 
deutsche Kultur und mithin in 
der Projektion auf den Einzelnen 
als kulturelle Identität der Deut-
schen angesehen wurde, war 
niemals eine Konstante, sondern 
immer Ergebnis der jeweiligen 
Einflüsse von innen und außen.

Ein Verharren auf dem, was 
angeblich originär das Deutsche 
ausmacht, ist reaktionär, weil es 
dazu auffordert, sich dem Neu-
en gegenüber zu verschließen. 
Überflüssig zu sagen, dass es 
nicht unsere Aufgabe ist, alles 
aus anderen Kulturen Stammen-
de kritiklos zu übernehmen. Im 
Gegenteil: Es ist natürlich unsere 
Aufgabe, dort den Finger in die 
Wunde zu legen und Widerstand 
zu entwickeln, wo Ideologien 
und/oder Religionen Menschen 
dazu bringen, sich in einer Weise 
zu verhalten, die unserem Ver-
ständnis von Humanität wider-
spricht. Von daher sollten wir 
die Ergebnisse der Shell-Studie, 
nach der – wie eingangs genannt 
– zwei Drittel der Befragten der 

Aussage zustimmten, man müs-
se „heutzutage sehr aufpassen“, 
zu welchen Themen man sich 
wie äußert, ernst nehmen. Noch 
zugespitzter formuliert: wir soll-
ten es als ein Alarmzeichen an-
sehen, wenn gemäß derselben 
Studie 68 Prozent der Jugendli-
chen (!) der Aussage zustimmen: 
„In Deutschland darf man nichts 
Schlechtes über Ausländer sa-
gen, ohne gleich als Rassist be-
schimpft zu werden.“ Man ahnt, 
welche Gespräche an deutschen 
Abendbrottischen für derlei 
Aussagen verantwortlich sind. 
Nichts desto trotz sollten wir un-
ser Reden, Tun und Handeln dar-
auf ausrichten, dass eine solche 
Meinung zurückgedrängt wird. 
Angesichts der alarmierenden 
Zahlen in Hinblick auf die Äng-
ste, seine Meinung frei äußern zu 
können, erfordert es einen Lern-
prozess bei allen, die sich in ei-
ner demokratischen Verantwor-
tung sehen. Denn dies bedeutet 
auch, an mancher Stelle lernen 
zu müssen, Zumutungen zu er-
tragen, um die mögliche Aus-
einandersetzung nicht bereits im 
Keim zu ersticken. Und machen 
wir uns nichts vor: So manche 
ideologische Position, sei es die 
der antikapitalistischen Attitüde, 
die Grenzen des demokratisch-
parlamentarischen Systems oder 
auch die Skepsis bis hin zur Ab-
lehnung dessen, was uns allen 
als Modernität präsentiert wird, 
findet sich auch im Milieu der 
Linken. Die Herausforderung 
besteht also darin, den qualita-
tiven Unterschied zwischen der 
Herstellung einer Volksgemein-
schaft und der Überwindung der 
Klassengesellschaft im täglichen 
Kleinklein deutlich zu machen. 
Darunter fällt auch, nicht einem 
Multikulturalismus das Wort zu 
reden, der auf Beliebigkeit setzt, 
statt auf eine kulturelle Identi-
tät, die dem Fremden gegenüber 
nicht feindlich, sondern offen 
gegenübertritt. Wissend, dass 
das einzige, was bleibt, die Ver-
änderung ist.

JOACHIM GEFFERS

Breiter Strom statt Roter Faden
Die von mir lose aneinandergefügten Zitate bieten als Angriffs-

fläche die Kritik, sie seien aus dem Zusammenhang gerissen. Ich 
halte diese Vorgehensweise trotzdem für legitim, weil die Aussa-
gen allesamt nicht nur einen Roten Faden spinnen, sondern sich 
der Gehalt des Zitierten ausschließlich und immer wieder wie 
ein Strom ergießt, um das faschistische Gedankengebäude eines 
Björn Höckes zu durchspülen. Dieser Vorgang reduziert sich dar-
auf, eine Zukunft zu verheißen, die im Mittelpunkt die Glorifi-
zierung des deutschen Volkscharakters sieht, dessen Wiedergeburt 
nur durch eine jenseits demokratisch legitimierter Herrschaft das 
Wort geredet wird.                                                                       JG
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Angriff auf die Demokratie
„Antifaschismus ist eine Hal-

tung, die wir alle vertreten…“ 
– so Peter Tschentscher auf dem 
Gewerkschaftstag. Nun ist schon 
klar, dass der Erste Bürgermeis-
ter von Hamburg nicht solch ei-
nen politischen Einfluss hat, dass 
er politische Fehlentscheidungen 
in Verbindung mit Sparplänen 
aus Berlin beeinflussen könnte. 
Bei dieser Entscheidung würde 
man es sich aber wünschen, denn 
der VVN – BdA ist die Gemein-
nützigkeit entzogen worden.

Dieser überparteiliche Zusam-
menschluss von Verfolgten des 
Naziregimes, alten und jungen 
Widerstandskämpfer_innen und 
Antifaschist_innen ist gerade 
in Zeiten zunehmender offener 
Rechtsradikalisierung ein wich-
tiges Korrektiv, eine Kraft, die 
immer wieder das anmahnt, was 
gerade um den 9.November her-
um den Politiker_innen so locker 
über die Lippen kommt: Antifa-
schismus sei die Grundlage un-
serer Gesellschaft.

Eine von 17 Verfassungs-
schutzbehörden in Deutschland, 
nämlich der bayrische VS, stuft 
die VVN-BdA als „extremistisch 
beeinflusst“ ein und während 
das Finanzamt von NRW noch 
im Oktober die Gemeinnützig-
keit gewährt hat, entzieht das 
Berliner Finanzamt für Körper-
schaftssteuern im November die 
Gemeinnützigkeit – mit Hinweis 
auf den bayrischen VS-Bericht.

Das darf nicht das letzte Wort 
sein. Unterstützt mit eurer Un-
terschrift die Petition zur Rück-
nahme dieser Entscheidung. 
https://www.openpetition.de/pe-
tition/online/die-vvn-bda-muss-
gemeinnuetzig-bleiben 

HLZ-REDAKTION

Hintergrund
Nach attac und Campact soll 

nun auch der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes 
(VVN-BdA) die Gemeinnützig-
keit entzogen werden. Bei attac 

und Campact ist der Hintergrund 
ein Urteil des Bundesfinanzhofs 
(BFH) vom Februar 2019. Die 
„Verfolgung politischer Zwe-
cke“ sei „im Steuerrecht nicht 
gemeinnützig“, heißt es beim 
BFH.

Engagement für
Finanztransaktionssteuer 
nicht in „geistiger
Offenheit“?

In seinem Urteil zu attac hatte 
der Bundesfinanzhof (BFH) im 
Februar 2019 entschieden, der 
attac-Trägerverein sei im Rah-
men gemeinnütziger Bildungs-
arbeit nicht berechtigt, „For-

derungen zur Tagespolitik bei 
‚Kampagnen‘ zu verschiedenen 
Themen öffentlichkeitswirksam 
zu erheben, um so die politische 
Willensbildung und die öffentli-
che Meinung zu beeinflussen“. 
Dabei nannte der BFH unter 
anderem das Engagement von 
attac für eine Finanztransakti-
onssteuer. Eine Tätigkeit „die 
darauf abzielt, die politische 
Willensbildung und die öffentli-
che Meinung im Sinne eigener 
Auffassungen zu beeinflussen“ 
sei „nicht als politische Bil-
dungsarbeit gemeinnützig“.

Der DGB machte bereits da-
mals in einem Schreiben ans 

Bundesfinanzministerium deut-
lich, dass ihn diese Entscheidung 
mit Sorge erfülle.

VVN-BdA:
Berliner Finanzamt
entscheidet anders als
Finanzamt in NRW

Anders gelagert ist der Fall bei 
der VVN-BdA: Das Berliner Fi-
nanzamt für Körperschaften hat 
der VVN-BdA Anfang Novem-
ber die Gemeinnützigkeit entzo-
gen und gleichzeitig eine Steu-
ernachforderung in fünfstelliger 
Höhe gestellt. Diesen Betrag soll 
die VVN-BdA noch in diesem 
Jahr zahlen.

Die Auschwitz-Überlebende, 
Sängerin und VVN-BdA-Ehren-
vorsitzende Esther Bejarano, hat 
inzwischen einen Offenen Brief 
an Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz geschrieben und gegen 
den Entzug der Gemeinnützig-
keit protestiert.

DGB: Lebendige Demokratie 
braucht aktive
Zivilgesellschaft

Für den DGB ist klar: Eine le-
bendige Demokratie braucht eine 
aktive Zivilgesellschaft. „Auch 
der zivilgesellschaftliche Protest 
ist unverzichtbarer Teil einer de-
mokratischen Gesellschaft. Die 
wesentlichen Errungenschaften 
unserer modernen Demokratie 
verdanken wir auch den Protes-
ten und sozialen Bewegungen 
der Vergangenheit. Deshalb leh-
nen wir jede Einschränkung des 
Gemeinnützigkeitsrechtes ab, 
die darauf hinausliefe nur noch 
dann gesichert als gemeinnützig 
anerkannt werden zu können, 
wenn das Engagement eines 
Vereins oder einer Organisation 
nicht über kleinräumiges ehren-
amtliches oder karitatives En-
gagement hinausreicht“, so der 
DGB in seinem Schreiben ans 
Bundesfinanzministerium nach 
dem attac-Urteil des BFH.

STELLUNGNAHME DGB (gekürzt)
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ANTIFA

Vorwand Neutralität
Penetranz verschleiert nicht, dass die AfD die Gebote politischer 
Bildung bewusst missbraucht. Eine Fülle von Anfragen und 
Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Lehrkräfte an Schulen. 
Die Bildungspolitik der AfD Hamburg, Teil 5

Fleiß ist eine
Sekundärtugend…

Die aktuellen Anfragen und 
Beschwerden beschäftigen sich 
wie in der Vergangenheit mit an-
geblichen Verstößen gegen die 
Grundsätze politischer Bildung 
an Schulen. Neben bekannten 
Themen wie dem Vorwurf, in 
schulischen Aktivitäten eine 
Haltung zu zeigen, die AfD-Po-
sitionen kritisiert, geht die AfD 
nun vermehrt gegen Aktivitäten 
im Kontext von Fridays for Fu-
ture vor. Kein Wunder, leugnet 
sie doch den menschengemach-
ten Klimawandel („Wir sollten 
die Sonne verklagen“, Beatrix 
von Storch)…

So beschwert sich die AfD ak-
tuell über schulische Kulturtage 
an der Stadtteilschule Blankene-
se zum Thema „Demokratie und 
Nachhaltigkeit“ und unterstellt 
eine „zu grüne Ausrichtung“. 
Dass es bei den Kulturtagen 
um gesellschaftlich relevante 
Themen und nicht um eine Par-
tei ging, ignoriert sie, passt dies 
doch nicht zu der Strategie, sich 
als Opfer zu stilisieren. Zur Stra-
tegie passt es auch, ohne jede 
sachliche Grundlage ihr eigent-
liches Thema Migration in einen 
Zusammenhang mit dieser Ver-
anstaltung zu rücken, um dann 
dagegen eine Beschwerde zu er-
sinnen. Die AfD will verbieten, 
was ihr nicht gefällt – ein Beiß-
reflex ohne rechtliche Grund-
lage. Wir – die GEW und der 
betroffene Schulleiter, Mathias 
Morgenroth-Marwedel – bleiben 
dabei, dass Kulturtage zu „De-
mokratie und Nachhaltigkeit“ 
gewünschte Schulaktivitäten im 

Sinne der Werte des Bildungs-
auftrages darstellen – auch wenn 
der AfD das nicht gefällt.

Auch Demoaufrufe und ande-
re schulische Aktivitäten, z.B. 
gegen das Petzportal, möchte die 
AfD verbieten. In der Tat ist es 
nicht zulässig, in den Schulge-
bäuden und auf dem Schulgelän-
de für Demos zu werben – jedoch 
durchaus, dies außerhalb zu tun. 
Diese Möglichkeit wird z.B. an 
der Stadtteilschule Bahrenfeld 
genutzt: Angeleiert durch GEW-
aktive Lehrkräfte organsierten 
sich dort Beschäftigte als “Edu-
cators for Future Bahrenfeld“ 
mit dem Ziel, die Forderungen 
der Schüler_innenbewegung 
zu unterstützen und veranstal-
ten seit einiger Zeit freitägliche 
Kundgebungen vor der Schule. 
Die Begründung s. Artikel S. 18. 
Sicher wird die AfD auch diese 
Aktionsform verbieten wollen, 
auch wenn sie rechtskonform ist 
– der Beißreflex läuft auch ohne 
Reflexion. 

Ein weiteres Thema, das die 
AfD erzürnt, bleiben die Offenen 
Briefe von Kollegien, die sich 
kritisch mit dem Petzportal aus-
einandersetzen. Sie ignoriert da-
bei die Aussage der Schulbehör-

de, dass solche Briefe zulässig 
sind und sich im Rahmen dessen 
bewegen, was den Lehrkräften 
an Meinungsfreiheit zusteht. 
Ebenso, so führt die Schulbehör-
de in ihrer Antwort zur Drucksa-
che 21/15077 aus, „steht es Lehr-
kräften frei, während der Pausen 
im persönlichen Gespräch tages-
politische Ereignisse zu bespre-
chen. Die von den Lehrkräften in 
den offenen Briefen geäußerten 
Ansichten zur Ausgestaltung ih-
rer unterrichtlichen Arbeit genü-
gen den Anforderungen des Ver-
botes politischer Indoktrination, 
dieses verlangt keine Meinungs-
losigkeit der Lehrkräfte, son-
dern vielmehr die Darstellung 
unterschiedlicher Positionen 
und die Konfrontation mit Ori-
ginaltexten der den Unterrichts-
gegenstand bildenden Parteien.“ 
Politisch sind diese Briefe somit 
erwünscht, juristisch ist jedoch 
noch ungeklärt, ob diese auch auf 
den jeweiligen Schulhomepages 
veröffentlicht werden dürfen. So 
sind einerseits, wie die Behörde 
in der Drucksache 21/16136 er-
läutert, die Schulleitungen für 
die “Veröffentlichung von Bei-
trägen auf der Homepage […] 
verantwortlich“, andererseits 

In einer Fülle von Schriftlichen kleinen Anfragen (SKA) und 
Dienstaufsichtsbeschwerden (DAB) macht die AfD-Fraktion er-
neut deutlich, dass es der Partei nicht um die Wahrung der Grund-
sätze politischer Bildung geht. Es geht allein darum, AfD-kritische 
Positionierungen an Schulen und im Unterricht zu unterbinden 
und die Lehrkräfte einzuschüchtern. Die GEW unterstützt alle be-
troffenen Mitglieder, Kollegien und Schulleitungen politisch und 
rechtlich und stärkt sie dabei, Haltung zu zeigen statt Zurückhal-
tung zu üben.
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sei die “Veröffentlichung eines 
Briefes, der die Meinung des 
Lehrerkollegiums wiederspie-
gelt, […] nicht zulässig“ (ebd.). 
Warum nicht zulässig sein soll, 
was doch inhaltlich und formal 
allen Ansprüchen genügt, beant-
wortet die Schulbehörde nicht. 
Nicht nur aus Sicht der GEW ist 
eine solche Äußerung auch gan-
zer Schulen völlig legitim und 
ergibt sich aus dem Bildungsauf-
trag – und gehört daher auch auf 
die Schulhomepages.

…aber es geht um Werte!
Und wieder einmal zeigt sich 

ob bei Klimaaktivitäten, Kul-
turtagen oder der Unterrichts-
gestaltung: die AfD versteht die 
Gebote politischer Bildung be-
wusst falsch mit dem Ziel, ihr 
missliebige Positionierungen zu 
unterbinden.

Die AfD bezieht sich auf 
Beutelsbach, um eine politische 
Neutralität einzufordern und 
ignoriert, dass der Bildungsauf-
trag auch eine Vermittlung von 
Werten umfasst. Beutelsbach 
als didaktische Orientierung und 
Wertevermittlung als inhaltli-
che Komponente ergeben erst 
zusammen – als zwei Seiten ei-
ner Medaille – den Rahmen, an 
Hand dessen Schulunterricht zu 
gestalten ist. 

Diese Werte – Erziehung zu 
Demokratie und einem friedli-
chen Miteinander frei von Dis-
kriminierung auf Grund von 
äußeren Merkmalen – teilt die 
AfD nicht und will daher unter 
dem Vorwand der „Neutralität“ 
die Vermittlung der im Grundge-
setz und im Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag festgelegten Werte 
verbieten. Dies zeigt: Die AfD 
mag demokratisch in die Bürger-
schaft gewählt worden sein, ihre 
Ziele und Positionen widerspre-
chen jedoch den im Grundgesetz 
und im Bildungsauftrag vermit-
telten Werten und Einstellungen 
– z.B. den gegenüber gruppen-
bezogener Menschenfeindlich-
keit – und somit ist die AfD eine 
Partei mit undemokratischer 

Ausrichtung.
Aus den gesetzlichen Grund-

lagen ist durchaus eine parteipo-
litische „Neutralität“ abzuleiten, 
so dass keine Partei gegenüber 
den anderen, z.B. bei Podiums-
diskussionen an Schulen mit 
Parteienvertreter_innen, bevor-
zugt oder benachteiligt werden 
darf. Völlig anders sieht es mit 
den Themen und Positionen der 
Parteien aus, die im Rahmen des 
Unterrichts aber auch im Schul-
alltag, kritisch an den im Bil-
dungsauftrag genannten Werten 
gemessen werden müssen. So 
darf eine Lehrkraft, ein Kollegi-
um und/oder auch eine Schullei-
tung nicht eine Partei „an sich“ 
kritisieren, aber durchaus deren 
Positionen (wie Gaulands: „Der 
Nationalsozialismus ist ein Flie-
genschiss der Geschichte“) und 
schulrelevante Aktivitäten – ein 
Petzportal, das Unfrieden im 
Schulalltag stiftet – thematisie-
ren. Dies insbesondere vor dem 
Hintergrund der in Hamburg 
sogenannten „Selbstverantwor-
teten Schulen“, die eine hohe Ei-
genständigkeit der Schulleitung 
und des Kollegiums vorsieht. 
Sinnvoll ist es zudem, nicht nur 
eine, sondern mehrere Parteien 
zu thematisieren und herauszuar-
beiten, welche Positionierungen 
diese – z.B. in Bezug auf Migra-
tionspolitik – haben. Einige wer-
den dabei vor dem Hintergrund 
der Bildungsziele kritikwürdiger 
sein als andere…

Die rechtliche Dimension: 
Neutralität gegenüber
rassistischen und rechts-
extremen Positionen von 
Parteien? Nein!

In einer juristischen Analy-
se zum Neutralitätsgebot in der 
Bildung von Hendrik Cremer 
vom Deutschen Institut für 
Menschenrechte wird die Frage 
„Neutral gegenüber rassistischen 
und rechtsextremen Positionen 
von Parteien?“ mit einem klaren 
Nein beantwortet. Es wird her-
ausgearbeitet, dass die Positio-
nen der AfD selbstverständlich 

im Unterricht thematisiert 
werden dürfen: „Vertritt eine 
am politischen Wettbewerb 
teilnehmende Partei systema-
tisch rassistische beziehungs-
weise rechtsextreme Positionen, 
sei es durch ihr Programm oder 
dadurch, dass sich ihre Füh-
rungspersonen wiederkehrend 
entsprechend äußern, dürfen 
Lehrkräfte dies im Unterricht 
thematisieren“ (S. 21). Dieses 
Recht stellt zugleich eine Pflicht 
dar: „Geht es um die Thematisie-
rung rassistischer und rechtsex-
tremer Positionen, haben Lehr-
personen nicht nur das Recht, 
sondern gemäß den in den men-
schenrechtlichen Verträgen und 
im Schulrecht verankerten ver-
bindlichen Bildungszielen auch 
die Pflicht, solche Positionen 
entsprechend einzuordnen und 
diesen zu widersprechen“ (ebd.). 
Deutlich gemacht wird, dass die 
AfD die Gebote politischer Bil-
dung bewusst missversteht: „Ge-
rade vor dem Hintergrund der 
freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung und menschen-
rechtlicher Verpflichtungen ist 
es unzulässig, aus dem Kontro-
versitätsgebot die Notwendig-
keit abzuleiten, rassistische oder 
andere menschenverachtenden 
Positionen als gleichberechtigte 
legitime politische Positionen 
darzustellen. Bildung und ins-
besondere politische Bildung ist 
nicht in dem Sinne neutral, dass 
sie wertneutral wäre“ (S. 21 f.). 
Die Analyse kommt zu dem Fa-
zit, dass „Positionierungen von 
Lehrkräften, die darauf gerichtet 
sind, den Schüler_innen zu ver-
mitteln, rassistischen Positionen 
nicht zu folgen, auch wenn es 
sich dabei um Positionen einer 
nicht verbotenen Partei oder 
sonstigen Vereinigung handelt, 
[…] daher auch rechtlich gebo-
ten [sind]“ (S. 21). Zugleich wird 
festgestellt, dass die juristische 
Debatte dazu „bisher noch we-
nig ausgeprägt [ist], zudem gibt 
es keine gefestigte Rechtspre-
chung“ (S. 19). Dennoch stellt 
diese Analyse eine gute Grund-
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lage auch für die eigene Argu-
mentation z.B. gegenüber An-
feindungen der AfD dar. (Auch 
hier lohnt wieder ein Blick auf 
die anderen Parteien, um deut-
lich zu machen, dass die AfD mit 
ihrer Auffassung von politischer 
Bildung außerhalb des gesell-
schaftlichen Konsenses steht.) 
In der GEW AG gegen Rechts 
diskutieren wir auch solche ju-
ristischen Fragen und erarbeiten 
Handlungsorientierungen für 
von Angriffen betroffene Lehr-
kräfte.

Schriftliche kleine Anfragen 
(SKA) sind ein Instrument parla-
mentarischer Politik, die es den 
(Oppositions-)Parteien ermög-
licht, Fragen an den Senat zu 
stellen, die von diesem in einer 
vorgegebenen Frist beantwor-
tet werden müssen. Sie dienen 
ausschließlich der Informations-
beschaffung, nicht jedoch der 
Meinungsbildung. Viele Anfra-
gen der AfD wurden mit dem 
Verweis, dass sie das Fragerecht 
missbrauchen, als unzulässig zu-
rückgewiesen.

Dienstaufsichtsbeschwerden 
(DAB) stellen ein Instrument 
dar, Verhalten von Beschäftig-
ten von der zuständigen Behörde 
überprüfen zu lassen, sie können 
formlos von jeder/jedem gestellt 
werden und werden dann ohne 
feste Frist geprüft. 

Die politische Dimension: 
Kulturkampf, um eine
‚deutsche Leitkultur‘
durchzusetzen

Einerseits hat die AfD bewie-
sen, dass sie die Gebote poli-
tischer Bildung zur Durchset-
zung ihrer Interessen bewusst 
instrumentalisiert, was sich auch 
darin zeigt, dass ihre Angrif-
fe auf schulisch Beschäftigte 
überwiegend von der Schulbe-
hörde zurückgewiesen werden. 
Andererseits hat es die AfD 
geschafft, mit ihren Positionen 
und Behauptungen zunehmend 
in der Öffentlichkeit zu landen, 
wie sich u.a. beim „Fall“ Ida 
Ehre, aber auch bei den Falsch-

behauptungen der AfD zur Max 
Brauer Schule zeigt, die unhin-
terfragt von Teilen der Medien 
übernommen wurden. Somit 
zeigt sich eine Diskursverschie-
bung und es wird deutlich, dass 
wir uns aktuell in einem Kampf 
um Deutungshoheit befinden – 
in einem Kampf darum, was an 
Schule passieren und was im 
Unterricht gesagt werden darf. 
Diesem Kampf müssen wir uns 
stellen, sowohl diskursiv als 
auch auf allen anderen Ebe-
nen! Ein Schritt hierbei war die 
„Hamburger Erklärung gegen-
seitiger Solidarität bei Angriffen 
von Rechts auf Bildung und Kul-
tur“, die wir auf unserer Tagung 
„Es geht uns alle an“ am 25. und 
26. Oktober 2019 auf Kampna-
gel verabschiedet haben und die 
genau diesen Kulturkampf der 
AfD thematisiert: „Ob in Schu-
le, am Theater oder im Betrieb: 
Wir alle sind verstärkt seit dem 
Einzug der AfD in die Parlamen-
te von massiven Angriffen und 
Bedrohungen von Rechts betrof-
fen. Rechtspopulist_innen, Neo-
nazis und extreme Rechte stö-
ren Veranstaltungen, wollen in 
Spiel- und Lehrpläne eingreifen 
und versuchen die Freiheit von 
Bildung und Kunst einzuschrän-
ken. Sie schüren Misstrauen und 
stacheln zu Denunziationen auf. 
Wenn es nach ihnen gehen wür-
de, soll unsere selbstverständlich 
demokratisch-antifaschistische 
Haltung diskreditiert und gesell-
schaftlich geächtet werden. […] 
Als deren zentrale Stützpfeiler 
machen sie Bildung und Kultur 
aus. Mit ihrem ‚Kulturkampf‘ 
wollen sie eine nationalistische, 
völkische und homogene ‚deut-
sche Leitkultur‘ durchsetzen.“ 
Die Unterstützenden wehren 
sich gegen solche „Angriffe auf 
Demokratie und Menschenrech-
te. Wir sind überzeugt: Gemein-
sam sind wir stärker und können 
den Angriffen von Rechts etwas 
entgegensetzen“. 

Dass die AfD einen „Kul-
turkampf“ anstrebt und ver-
schiedenste gesellschaftliche 

Errungenschaften am liebsten 
verbieten möchte, wird auch in 
der sehr informativen Broschüre 
„Demokratie in Gefahr. Hand-
lungsempfehlungen zum Um-
gang mit der AfD“ der Amadeu 
Antonio Stiftung deutlich. Im 
Vorwort heißt es: „Im 70. Jahr 
des Bestehens wird das Grund-
gesetz wie wohl noch nie von 
innen angegriffen. Ein maßgeb-
licher Akteur dahinter ist der 
parlamentarische Arm der radi-
kalen Rechten: die Alternative 
für Deutschland. Bei den Angrif-
fen geht es nicht nur um einzel-
ne Artikel, sondern um zentrale 
Prinzipien unserer Verfassung, 
wie Menschenwürde, Gleichstel-
lung, Presse- und Religionsfrei-
heit. Aber auch die Souveränität 
des Rechtsstaates und das Mono-
pol staatlicher Gewalt insgesamt 
werden infrage gestellt. Identi-
tätspolitiken, Chauvinismus und 
Nationalismus bedienen Ängste 
und Ressentiments, die wiede-
rum Ausgrenzung, Gewalt und 
Mord legitimieren“ (S. 2). In 
der Broschüre werden die An-
griffe der AfD auf verschiedene 
Themen und Bereiche – Zivilge-
sellschaft, Antifeminismus und 
Gleichstellung, Erinnerungspo-
litik, politische Bildung, Schule, 
Kulturpolitik – thematisiert und 
dazu aufgerufen, sich „zusam-
men den Angriffen auf unsere 
Demokratie entgegen[zu]stel-
len“ (S.3). Mit unserer Erklä-
rung, dieser Broschüre und den 
bei der Tagungsvorbereitung 
Aktiven werden wir weiter an 
diesem Thema arbeiten.

Kultusministerkonferenz 
zeigt Haltung, Hamburgische 
Schulbehörde Zurückhaltung 
– warum? 

Die Rolle der Schulbehörde ist 
zwiespältig und wenig souverän: 
Einerseits werden die Vorwürfe 
der AfD in den SKA und DAB 
fast ausschließlich zurückgewie-
sen, andererseits versäumt es 
der Senator, sich schützend vor 
die Lehrkräfte, Kollegien und 
Schulleitungen zu stellen, die 
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engagiert die Bildungsziele ver-
mitteln und dafür von der AfD 
mit Hetze und Häme angegrif-
fen werden. Diese Untätigkeit 
kritisiert die GEW und fordert 
Herrn Rabe auf, seiner Pflicht 
als oberster Dienstherr nach-
zukommen und die Lehrkräfte, 
die Kollegien und die Schulen 
in ihrem Engagement für eine 
demokratische Erziehung und 
Bildung zu stärken. Orientieren 
kann er sich dabei an den „Emp-
fehlungen zur Demokratie und 
Menschenrechtsbildung in der 
Schule“, die die Kultusminis-
terkonferenz (KMK) im Okto-
ber 2018 vorgestellt hat. In der 
Pressemitteilung dazu findet der 

Präsident der Kultusminister-
konferenz, Helmut Holter, deut-
liche Worte: „Aus aktuellem An-
lass wenden wir uns entschieden 
gegen Internetportale, in denen 
Schülerinnen und Schüler ihre 
Lehrkräfte wegen vermeintlicher 
parteipolitischer Einflussnahme 
denunzieren sollen. Das führt 
im Ergebnis zu einer Vergiftung 
des Schulklimas. Wir sehen 
es vielmehr als eine wichtige 
gesellschaftliche Aufgabe an, 
Lehrkräfte in ihrem Bemühen 
zur Demokratiebildung, der Er-
ziehung zu Menschenrechten 
und im Eintreten für Toleranz, 
Respekt und Mitmenschlichkeit 
im Sinne des Grundgesetzes 

zu unterstützen. […] Die 
Stärkung junger Menschen 
in ihrem Engagement für den 
demokratischen Rechtsstaat und 
gegen antidemokratische und 
menschenfeindliche Haltungen 
ist Aufgabe über alle schulischen 
Fächer und   außerschulischen 
Angebote hinweg“. Diese Hal-
tung sollte auch die Schulbehör-
de vermitteln!

FREDRIK DEHNERDT,
stellvertretender Vorsitzen

der GEW Hamburg

Die Quellen für die zitierten 
Passagen: s. GEW-Homepage

„Haltung zeigen  
statt Zurückhaltung 
üben!“

www.gew-hamburg.de

Die Bildungspolitik der AfD-Fraktion 
in der Hamburgischen Bürgerschaft

Ein Reader der GEW Hamburg zur Bürgerschaftswahl 2020
September 2019

Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft

Hamburg 
 

Einer der bildungspoliti-
schen Schwerpunkte der 

AfD Bürgerschaftsfraktion in 
Hamburg besteht in regelmäßi-
gen Angriffen auf die politische 
Bildung an Schulen und in dem 
immer wieder vorgetragenen 
Verdacht von mutmaßlichen 
Verstößen gegen die Verpflich-
tung zur politischen Neutralität. 
Diese sieht die AfD gefährdet 
und wittert stattdessen „poli-
tische Indoktrinationen“, also 
die einseitige Beeinflussung der 
Schülerinnen und Schüler durch 
die Lehrkräfte.

In dieser Broschüre wird dar-
gestellt, was politische Neut-
ralität an Schulen bedeutet und 
welche Aktivitäten die AfD 
Hamburg entfaltet hat. Es folgt 
eine Einordung dieser Aktivitä-
ten vor dem Hintergrund des ge-
sellschaftlichen Konsenses zur 
politischen Bildung. Anschlie-
ßend wird auf die GEW-Position 
und Aktivitäten eingegangen. Im 
Anhang finden sich Handlungs-
empfehlungen für Lehrkräfte, 
rechtliche Grundlagen der poli-
tischen Bildung an Hamburger 
Schulen sowie ein Literaturver-
zeichnis zum Thema.

Als pdf-Version auf der GEW-
Homepage und als Druckversion 
in der Geschäftsstelle erhältlich.

✶ ✶ ✶
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ANTIFA

Stammtischkämpfer_in werden
„Es geht uns alle an!“ lautete das Motto einer AG auf Kampnagel* 
– ein Nachtrag zur Tagung (s. hlz 11/19 S. 36ff)

Von der Linken bis zu den 
Konservativen ist man sich einig: 
Fanatiker des Fremdenhasses, 
die Menschen ohne deutschen 
Pass – auch solche mit Migrati-
onshintergrund – drangsalieren, 
Asylunterkünfte anzünden, vor 
Mord nicht zurückschrecken 
sind eine Schande für die hiesi-
ge Demokratie und ihre Werte. 
Noch vor einigen Jahren waren 
Politik und Öffentlichkeit sich 
einig, dass die „überwiegende 
Mehrheit“ mit dieser Gesinnung 
nichts zu tun hat. Doch darauf 
kann man sich anscheinend nicht 
mehr verlassen, wie auch neuere 
Umfragen zeigen. Mit „Lichter-
ketten“ sollen nun die „Anstän-
digen“ dem Fremdenhass das 
Wasser abgraben, die CDU in 
HH fordert sogar – wie Gerhard 
Schröder vor 20 Jahren – einen 
„Aufstand der Anständigen“ 
(vgl. Trepoll, hlz 11/19, 7).

„Was tun?!“
Bevor man etwas tut, muss 

man klären, was Rassismus ist 
und woher er kommt, sonst ist 
es schwierig, den „Anfängen zu 
wehren“. Sich einfach drauf zu 
verlassen, dass der Normalzu-
stand der bürgerlichen Gedan-
kenwelt unverfänglich ist und in 
diesem Sinne mobilisiert werden 
kann, wäre eine große Illusion. 
Bei der genannten AG ging es 
jedoch um das aktionistische 
Programm der Gruppe, die im 
Bündnis „Aufstehen gegen Ras-
sismus“ organisiert ist und deren 
Motto „aktiv werde[n]“ (aktiv.
org) lautet, nämlich „gegen die 
AfD“. „Tipps und Tricks“ sollten 
dafür bereitgestellt werden, um 
Menschen, die „sich ohnmäch-
tig“ fühlen, zu animieren, „was 

zu tun“, und sie zu Mitstreiter_
innen auszubilden.

Dass „die stille Mehrheit 
schweigend“ zustimmt, damit 
wollen sich die Kämpfer_innen 
nicht abfinden, diese „Menschen 
gilt es zu erreichen.“ Ausdrückli-
ches Ziel: Mobilisierung für die 
Praxis. Dazu werden die Teilneh-
menden anderthalb Stunden lang 
in die Thematik eingeführt oder 
in einem sechsstündigen „Tag-
esseminar“ vorbereitet, um „Ar-
gumentationsstrategien gegen 
rechte Denkmuster“ (bw.rosalux.

de) kennen zu lernen. Als Praxis 
folgen dann „Infostände z.B. auf 
Stadtteiltreffen“. Ein Angebot 
am Stand: Dosenwerfen - wer 
mitmacht, wird mit einer Süßig-
keit belohnt, im Anschluss daran 
soll der junge oder ältere Mensch 
erfahren, „was Rassismus ist“. 
Es gehe darum, mutig „das Pro-
blem an der Wurzel zu packen“, 
bei aller Schwierigkeit, so die 
AG „MBT“, ganz im Sinne des 
Titelmottos der hlz 11/19: „Nur 
nicht einschüchtern lassen.“

„Endlos diskutieren“ will man 
allerdings nicht, dafür „vor-
wärts kommen und was tun“. 

Dabei fällt gleich der Mangel 
an inhaltlicher Kritik auf. „Was 
Rassismus ist?“ bleibt in der Be-
antwortung vordergründig: Ras-
sismuskritik ist von vornherein 
unterstellt. Doch sie bleiben bei 
der moralischen Absage stehen 
und von der Ambition „Argu-
mentieren gegen rechte Parolen“ 
ist wenig zu erfahren. In der Bro-
schüre gibt es fast nur Hinweise 
auf Gesprächsformen und -me-
thoden, wie mit Rechten umge-
gangen werden soll. Ein ähnlich 
formelles Vorgehen ist übrigens 
schon länger bekannt: Neonazis 
werden an ihrem Outfit, ihren 
Codes und ihrer Musik enttarnt!

Somit fehlt im Grunde die viel 
beschworene „geistige Ausein-
andersetzung“ mit den weltweit 
aufstrebenden Neonazis und dem 
Rechtspopulismus. Ja, es soll 
explizit nicht angebracht sein, 
„mit Rechten [zu] reden, ihre 
Worte gelten zu lassen, sich ein 
Stück weit auf ihre Behauptun-
gen einzulassen.“ Das soll zwar 
„gut gemeint“ sein, allerdings 
„verkennt dieser Ansatz“ die 
Ziele „rechter Agitation.“ Statt-
dessen greift man beim Werben 
dafür, der rechten Denke „argu-
mentativ“ zu begegnen, z.B. auf 
die nebenstehende Bildaussage 
„Nazis sind Scheiße …“ zurück. 
Ein Argument ist hier nicht zu 
entdecken, nur ein negatives Ge-
schmacksurteil!

Gerade der wichtigen Frage, 
woher die Gesinnung rührt, wird 

*siehe hierzu die Berichter-
stattung in der hlz 11/19 sowie 
die Broschüre „Argumentieren 
gegen rechte Parolen“

Die Demokratie 
erweckt den Schein, 

die permanente 
Unzufriedenheit mit dem 
Gang zur Wahl befrieden 
zu können, in der immer 

wieder enttäuschten 
Hoffnung, bei einer der 
Wahlalternativen besser 

aufgehoben zu sein
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nicht nachgegangen. Also wer-
den die Rechten im Grunde ge-
nauso „gedanklich ausgegrenzt“, 
wie es die Stammtischkämp-
fer_innen den Rechten mit ihrer 
feindlichen Stellung gegenüber 
Ausländern vorwerfen. Den 
Rechten wird vorgehalten, sie 
böten nur „leichte Erklärungen 
in einer komplizierten Welt“. 
Wenn das die ganze Kritik ist, 
bleibt im Klartext nur stehen, 
dass zentrale nationale Belange 
den geistigen Horizont des Vol-
kes übersteigen. Bei der Rechten 
wird mangelndes Niveau be-
klagt, ihre Parolen verdienten es 
nicht, als politisches Programm 
ernst genommen zu werden. 

„Der Schoß ist fruchtbar noch 
…“ (B. Brecht)

Der nicht enden wollende 
Vormarsch der Rechtspopuli-
sten verweist auf die Brisanz: 
2016 neigt „die Hälfte der Be-
fragten“ zur „Abwertung von 
Asylsuchenden“ (www.fes.de). 
Und das, obwohl weitere Ver-
schärfungen der Asylpolitik zu 
rückläufigen Zahlen bei den 
Asylsuchenden geführt haben. 
Die Kalkulationen, damit AfD-
Wähler_innen wieder an die 
Volksparteien zu binden, sind 
gründlich danebengegangen: bei 
den letzten Landtagswahlen im 
Osten der Republik hat die AfD 
weit über 20 Prozent der Stim-
men eingefahren. Zwei Jahre 
später sind es mehr als die Hälf-
te der Deutschen, die mehr oder 
weniger ausländerfeindliche 
Überzeugungen vertreten, wie 
die Autoritarismus-Studie 2018 
(uniklinikum-leipzig.de, siehe 
Info-Grafik) zeigt. 2019 kommt 
es laut der „Mitte-Studie“ un-
ter dem Titel „Verlorene Mitte 
– Feindselige Zustände“ ganz 
„deutlich“ zur Zunahme von 
„rechts-extremen, rechtspopuli-
stischen und menschenfeindli-
chen Einstellungen.“ 21Prozent 
bekennen sich demnach deut-
lich zum Rechtspopulismus, bei 
42Prozent ist es tendenziell der 
Fall. 

Auch die jüngeren Bürger_in-
nen haben laut dem Bielefelder 
Forschungsleiter A. Zick aufge-
holt: In ihren „menschenfeind-
lich und rechtsextremen“ (br.de) 
Einstellungen haben sie mit den 
Älteren gleichgezogen. 

59 Prozent der Erwachsenen 
misstrauen der Demokratie und 
über ein Drittel fühlt sich von 
„der Politik nicht vertreten“ 
(kulturshaker.de).

Ist nun die hochgelobte De-
mokratie wirklich die Antithese 

zum Faschismus? Wenn sie ein 
„Bollwerk“ gegen ihn ist, wie sie 
von sich behauptet, warum hat 
sie dann immer wieder rechte bis 
rechtsextreme Parteien hervor-
gebracht? Parteien, die mittler-
weile in vielen Teilen der Welt 
mächtigen Staaten vorstehen 
und mit großer Zustimmung in 
die Parlamente gewählt worden 
sind, sich hier gar zur ‚Funda-
mentalopposition‘ aufgeschwun-
gen haben?

Vor über 30 Jahren prägte F. 
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J. Strauß den Satz: „Rechts von 
der CDU/CSU darf es keine de-
mokratisch legitimierte Partei 
geben.“ Diese Parteien und ihre 
Anhänger müssten „bei uns ihre 
politische Heimat“ behalten. Die 
erste Sorge galt nämlich dem 
Machterhalt! Dass damit eine 
Übereinstimmung in zentralen 
Parolen unterstellt ist - „Das 
Boot ist voll“ (CSU), „Kinder 
statt Inder“ (CDU), zu viele 
Nichtdeutsche „durchrassen das 
deutsche Volk“ (CSU), „Wir sind 
nicht das Sozialamt für die 
ganze Welt“ (CSU) -, wird 
dabei vornehm ignoriert. 
In neueren Analysen (sie-
he Klaus Ahlheim, emeri-
tierter Erziehungswissen-
schaftler, in der Buchreihe 
„edition pyrrhus“) wird ge-
rade dieser Skandal zum 
Thema gemacht, dass die 
Parolen vom Untergang des 
Volkes nicht eine rechtsex-
treme Erfindung sind, son-
dern eine feste und lange 
Tradition in Deutschland 
haben. Gegen die doppelte 
Staatsbürgerschaft tönen 
sowie Multikulti-Vorstel-
lungen eine klare Absage 
erteilen, ist demokrati-
schen Parteien auch nicht 
unbekannt. Wenn Teile des 
Volkes sich dann radikali-
sieren, kommen enttäusch-
te Nationalisten heraus, 
die das deutsche Volkstum 
beschädigt sehen und zum 
Teil die Sache selber in die 
Hand nehmen.

Kritik am Rechtspopulismus 
Die Kritiker sind sich fast 

durchgängig einig, dass man 
„den Anfängen wehren“ muss. 
Der offizielle Antifaschismus, 
den die Kriegsgewinner vom 
Verlierer forderten, hat Deutsch-
land lange die Büßergewandatti-
tüde im Inneren und nach außen 
aufgenötigt. Westliche Hilfe für 
den Aufbau eines florierenden 
Kapitalstandorts wäre sonst nicht 
möglich gewesen. Und doch ha-
ben sich die rechten Sumpfblü-

ten im Schatten des demokrati-
schen „Herrschaftssystems“ (hlz 
11/19, 36) entwickelt. Mittler-
weile gehört Deutschland zu den 
ökonomisch potentesten Mäch-
ten auf dem Globus. Politisch 
haben die Parteien das Büßer-
hemd längst abgestreift, hegen 
Weltmachtpläne, haben seit der 
Teilnahme am Jugoslawienkrieg 
die Aussage „Nie wieder Krieg“ 
endgültig widerrufen und mi-
schen militärisch an etlichen 
Fronten in der Welt mit. Sie lei-

den jedoch weiterhin an ihren – 
vergleichsweise – bescheidenen 
militärischen Mitteln (siehe auch 
AKK‘s Versuch, an der syrisch-
türkischen Grenze 2.500 deut-
sche Soldaten für eine Pufferzo-
ne zu stationieren sowie die vor 
kurzem auf tagesschau.de getä-
tigte Äußerung ihrer Vorgänge-
rin, die unverblümt die „Sprache 
der Macht“ – also mehr Mili-
tärgewalt für weitere Kriegs- 
einsätze – fordert).

Mit dem neu gewonnen 
Machtzuwachs in Ökonomie 

und Politik war es dann auch an 
der Zeit, die „Erinnerungskul-
tur“ neu zu gewichten – weg von 
Scham- und Schuldgefühlen hin 
zu einem selbstsicheren Verhält-
nis Deutschlands zu seiner Ge-
schichte. Nicht mehr die Gräuel-
taten des faschistischen Krieges 
wurden z.B. kritisiert, sondern 
die „Bombennacht von Dresden“ 
der Alliierten und die „Vertrei-
bung.“ Die NS-Vergangenheit 
wird aber seitdem nicht einfach 
entsorgt, sondern die Erinnerung 

politisch instrumentali-
siert. Und Nationalstolz 
– auch in seiner offen 
vorgetragenen Form – ist 
wieder salonfähig. Da 
gibt es viele Punkte, wo 
sich Rechtspopulisten 
und Demokraten einig 
sind...

Rassismus heute
Streitpunkt ist dann 

die Abneigung gegen die 
Menschen, die nicht hier-
her gehören, die im End-
punkt nach rassistischen 
Kriterien aussortiert wer-
den müssten. Doch woher 
stammt dieses Urteil? Of-
fenkundig aus der Vorstel-
lung einer grundlegenden 
völkischen Zusammen-
gehörigkeit. Doch dieses 
Gefühl der Zugehörigkeit 
zu einem bestimmten Ge-
meinwesen mit seinem 
Wirtschaftssystem ist 
eine Fiktion. Wer näm-
lich unter eine Nation 

subsumiert wird, ist diversen 
Zwängen unterworfen. Verfü-
gen diese Menschen nicht über 
ein dickes Aktienpaket, haben 
sie nicht ein Unternehmen oder 
Grundeigentum, das sie ihr eigen 
nennen, haben sie keine Wahl, 
sind auf Gedeih und Verderb auf 
die Arbeit für andere verwiesen. 
Dass dieser Tätigkeit ein ganzes 
Arbeitsleben lang nachgegangen 
werden muss, ist das Indiz dafür, 
dass davon keine Reichtümer 
angesammelt werden können. 
Der knapp bemessene monatli-
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che Lohn muss dazu auch noch 
dafür herhalten, als Steuerzah-
ler_in die staatlichen Kassen zu 
füllen. Die Demokratie erweckt 
den Schein, die permanente Un-
zufriedenheit mit dem Gang zur 
Wahl befrieden zu können, in 
der immer wieder enttäuschten 
Hoffnung, bei einer der Wahl-
alternativen besser aufgehoben 
zu sein. Für den einen oder die 
andere, die sich in den Dienst 
derjenigen gestellt haben, die für 
die Wehrhaftigkeit der Demokra-
tie stramm und gerade zu stehen 
haben, folgt daraus: Der Dienst 
wird mit dem Leben bezahlt. Die 
Verteidigung dieser Lebensum-
stände kann von der Minderheit, 
die unter den Umständen den 
ausschließenden Nutznieß ab-
greift, nicht geleistet werden.

Diese widersprüchliche Ob-
jektivität produziert Gemein-
samkeiten, aber auch jede Men-
ge Gegensätze zwischen den 
Beteiligten. Weil es bei der Aus-
tragung der Gegensätze nicht ge-
rade freundlich zugehen würde, 
tritt der Staat mit seiner Gewalt 
dazwischen und regelt, dass die 
Gegensätze in eine Verlaufsform 
überführt werden. Diese erzwun-
gene Zugehörigkeit führt nicht 
direkt zur Zustimmung zu einer 
„nationalen Identität“, auch nicht 
zum Ausschluss anderer aus die-
sem ‚Gemeinschaftswerk‘. Da 
müssen diese Menschen, die 
einer Menge Pflichten im demo-
kratisch verwalteten Kapitalis-
mus nachzukommen haben, weil 
ihre Existenz davon abhängt, 
sich diese Pflichten schon mora-
lisch zurechtlegen und weiterhin 
verantwortungsvoll ihren Bei-
trag zu dieser ‚Gemeinschaft‘ 
leisten. Die Überhöhung zu eh-
renwerten Diensten an diesem 
erdachten Ganzen – dem Staat, 
der Wirtschaft, uns allen bis hin-
unter zum „kleinen Mann“ (Frau 
eingeschlossen) – ist moralisch 
nichts anderes als der ideelle 
Lohn bei weiterhin miesen Le-
bensbedingungen, für die die 
Lohnarbeit steht.

„Notwendig falsches Bewusst-

sein“ (Marx) ist Resultat der 
Verhältnisse, die die Ideologie 
der Herrschenden zur allgemein 
herrschenden macht. Mit der Re-
deweise vom „Allgemeinwohl“ 
verfabulieren sie die gegensätz-
lichen Interessen zu einem allge-
meinen, was nicht existiert. Das 
dazu passende gesellschaftliche 
„Wir“, das an Nationalfeiertagen 
von allen Politiker_innen re-
gelmäßig beschworen wird und 
auch einen Agitationsschwer-
punkt der Rechtspopulisten bil-
det, ist eine gewaltige Abstrak-
tion, die jedoch bei allzu vielen 
Adressaten ihre Wirkung nicht 
verfehlt. Somit ist die vollzoge-
ne Sortierung, zu der sich die ge-
gensätzlichen gesellschaftlichen 
Interessen vereinnahmen lassen, 
die Produzenten liefern Leistung 
– und die nie knapp – gegen 
sehr begrenzten Lohn bei den 
Eigentümer_innen ab. So repro-
duziert sich diese Ordnung im-
mer wieder aufs Neue und trägt 
zum Gelingen des Ganzen bei. 
Die Ordnung beinhaltet Rech-
te und Pflichten, für die es eine 
Obrigkeit braucht, damit das 
Funktionieren dieser ‚Gemein-
schaft‘ gesichert ist. So wird 
jedem Mitglied, gleichgültig ge-
gen seine ökonomische Stellung, 
ein Rechtsstatus zuerkannt. Das 
jeweilige Rechtsbewusstsein 
sortiert sich in arm und reich, 
Fabrikeigentum und Arbeit, 
Obdachlosigkeit und Grund-
besitz. Das ist die Auslese von 
„oben“ nach „unten“, die voll 
in Ordnung geht. In einer funk-
tionierenden Volksgemeinschaft 
ist halt ‚jeder seines Glückes 
Schmied‘, damit hat jede/r den 
entsprechenden Platz gefunden. 

Diese Interpretation läuft 

darauf hinaus, die gesell-
schaftlichen Charaktere als 
natürlich bedingte Unterarten 
der Gattung Mensch zu sehen. 
Wenn die Gesellschaft als die na-
türliche Ordnung der Menschen 
eingeordnet wird, so muss das 
nicht in Ordnung sein. Dem Har-
monie angedichteten Gemein-
wesen mangelt es fast überall 
an dieser Tugend; Tarifpartner 
zanken, Beschwerden sind ein 
Dauerzustand; die Parteien sind 
untereinander zerstritten usw. 
Warum? Eine Antwort ist nicht 
unbekannt: In allen Ständen, 
Geschlechtern und Klassen un-
terscheiden sich die Leute nach 
ihrem Pflichtbewusstsein, mit 
dem sie ihren Platz im Ganzen 
einnehmen. Es gibt durchaus die 
Guten, die ihren Dienst an der 
Gemeinschaft tadellos verrich-
ten und so für Zusammenhalt 
sorgen, aber viele Schlechte, die 
den sozialen Frieden mit ihrem 
Egoismus stören. Da langt man 
wieder bei der Natur an: Auf 
die Begabung kommt es an, ob 
jemand putzt oder Professor für 
Physik wird, das liegt am Cha-
rakter, quasi im Blut. Verbrechen 
werden aus krimineller Energie 
begangen, die Eine hat sie, der 
Andere nicht, das entsprechende 
Gen ist jedoch noch nicht ent-
deckt worden. Im Unterschied 
zu anderen Begabungen geht 
diese nicht in Ordnung: Die un-
anständigen Menschen gehören 
zur Ordnung gezwungen oder 
aussortiert. Das zur Ordnung 
zwingen ist schon viel älter.

FRANK BERNHARDT,
RUDOLF GOSPODAREK,

Ruheständler

BG Ruheständler_innen
Einladung zur Jahresvollversammlung

Mittwoch, 5.2.2020,15.00Uhr
GEW Raum ABC
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RECHTSROCK

Blick in den Abgrund
Musik interessiert junge Leute – Musik, übermittelt von Streamingdiensten, 
youtube und vielen anderen Medien. Das nutzen Rechte und Neonazis aus. 
Dies ist eine Spurensuche nach rechten Skinheads und ihrer Musikszene in 
Hamburg und Umgebung

Ian Stuart Donaldson, ehe-
maliger Sänger der Band 
„Skrewdriver“, Gründer des be-
rüchtigten Neonazi-Netzwerkes 
Blood & Honour: In Skinhead-
Neonazi-Kreisen wird er verehrt 
wie kein anderer. I.S.D. verstarb 
1993 bei einem Autounfall in 
Großbritannien.

Im Verfassungsschutzbericht 
Hamburg 2013 wird diese Na-
zi-Ikone zitiert: „Musik ist das 
ideale Mittel, Jugendlichen den 
Nationalsozialismus näher zu 
bringen, besser als das in politi-
schen Veranstaltungen gemacht 
werden kann, kann damit Ideo-
logie transportiert werden“ (S. 
162).

Diese Legende ist auch den 
Neonazis in Hamburg und Um-
gebung nicht unbekannt. Auch 
die rechte, Skinhead-orientierte 
Musikszene huldigt dieser Figur. 
Das gilt auch für „Abtrimo“, eine 
Hamburger Skinhead-Rechts-
rock-Band. Sie verherrlicht den 
Neonazi mit einem Konzert-Bild 
auf ihrer facebook-Seite. Wer 
diese Ehrung missbilligt, dem 
wird kräftig eingeheizt: „Es geht 
hier nicht um das Lesen es geht 
darum das so ein Würstchen 
meint den Gründer unserer Be-
wegung zu verunglimpfen. Aber 
wer Wind sät wird Sturm ern-
ten“ (facebook-Seite [Original-
schreibweise beibehalten]). Das 
klingt, als reagierten sie ziemlich 
empfindlich und dünnhäutig. 
Dabei sind sie doch Fans der zer-
stochenen Haut. Tattoos überall. 
Stolz präsentieren sie ihr gesto-
chenes Band-Logo. Erforschen 
wir die Stimmung im Milieu der 
Rechts-Glatzen.

Echte Hamburger Jungens? 
Irrtum!

„Abtrimo“ – sie brüllen mit 
gurgelnden Stimmen, aufmüp-
fig, antibürgerlich, unangepasst: 
„ ... feuchte Luft … die Bullen 
vor der Tür“, „Hamburger Skin-
heads das sind wir …. in jeder 
Hand ein volles Bier, wir von 
der Elbe, die Straße sind wir ….“ 
Mit der HSV-Raute auf ihrem 
facebook-Titelbild versuchen 
sie, Hamburg-Nähe zu demons-
trieren. Auf weiß-blauem Hinter-
grund schreiben sie: „Hamburg 
Skinheads, Old Glory“ – alter 
Ruhm, alte Pracht, Ehre? Ihren 
Kaffee trinken sie aus Abtrimo-
Crew-Bechern mit Hamburg-
Bergedorf-Aufdruck. „Crews“ 

gibt es viele. Eine Gruppe, 
„Crew 38“, ist auch dem Ver-
fassungsschutz wohl bekannt, 
denn diese „Crew“ pflegte enge 
Beziehungen zu den Hammer-
skins (C = 3, H = 8, Crossed 

Hammers, Zeichen der Ham-
merskins). Die Crew-Familie hat 
augenscheinlich viele Mitglieder 
unterschiedlicher Herkunft.

Youtube zeigt „Abtrimo“ 
auf der Bühne in Aktion, die 
Gesichter verpixelt: Mit rauer 
Kehle brüllen sie von der Büh-
ne herab, die E-Gitarren jaulen 
und heulen, das Schlagzeug 
hämmert. Vor der Bühne ist die 
Sicherungsgruppe postiert. Sie 
schützt die Band vor dem Pub-
likum, das hüpft und rempelt; 
kahle Schädel überall, aggressiv, 
besoffen, einige wenige Frauen 
mittendrin. Der Schweiß tropft. 
„Vierundzwanzig Stunden hat 
der Tag – und ich bin Skinhead 
bis ins Mark, sieben Tage hat 

die Woche – und ich bin Skin-
head ungebrochen, zwölf Mo-
nate hat das Jahr – und wir sind 
Skinheads ist doch klar“: Ihre 
„Dichtungen“ sind wahrschein-
lich entstanden beim Saufen in 

Wir dokumentierten in der letzten hlz das „Eingreifen“ des AfD-
Bürgerschaftsabgeordneten Dr. Alexander Wolf. In seiner Kleinen 
Anfrage nutzt er Denunziationen (vorgebliche ‚Hinweise‘), um 
Lehrer_innen und Schüler_innen der Max-Brauer-Schule zu be-
schimpfen: „Die Lehrer handelten aus politischer Überzeugung; 
ein Unrechtsbewusstsein sei nicht vorhanden. Selbst die Aktivitäten 
einzelner Schüler für die linksextremistische und gewaltorientierte 
Gruppierung ‚Antifa Altona Ost‘ würden nicht nur geduldet, son-
dern von einzelnen Lehrkräften sogar befördert.“ (Wolf bezieht sich 
auf Aussaagen in seinem Denunziationsportal.)

Der hier abgedruckte Artikel zum Rechtsrock wäre – neben eige-
nen Recherchen – ohne die Aufmerksamkeit von Antifaschistinnen 
und Antifaschisten nicht geschrieben worden, denn Initiativen wie 
‚recherche38‘, ‚antifa-lg-ue.org‘, ‚blick nach rechts‘ und viele an-
deren gaben viele interessante Hinweise.

Dieser Herr Wolf fühlt sich angegriffen. Die AfD wird weiterhin 
beobachtet.
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ihrer „Abtrimo“-Stammkneipe 
„Holsten-Eck“ in Hamburg Ber-
gedorf oder doch auf dem nahe 
gelegenen Bauernhof von Band-
mitglied und Stammkraft Chris-
tian „Oesinger“ Oest. „Saufen“ 
ist eines ihrer Markenzeichen: 
„Wir sind auf der Platte … Heute 
gibt es Freibier …. mal wieder 
Hausverbot… es ist egal, dann 
feiern wir ausgelassen … “, „die 
Luft die brennt“ (Textzeilen aus 
„Tanz mit uns“). Und wenn man 
dann noch rausfliegt, weil man 
sich nicht benehmen konnte? Na 
und? Sie machen trotzdem wei-
ter, nicht mit benebeltem Kopf 
und Alkoholfahne, sondern ag-
gressiv-berechnend. Wer zuerst 
schlägt, hat gewonnen. „Stolz“ 
heißt eines ihrer Lieder. Auf der 
Bühne wird es eingeführt mit 
den Worten: „… vorher auf die 
Ohren hauen, sonst kriegst du 
von hinten einen ...“, „Du bist 
Skinhead … schrei‘s heraus“. 
„Für uns da gibt es nur einen 
Code – SFFS …“, Skinhead 
for ever, for ever Skinhead. Die 
Nähe zu Hells-Angels-Parolen 
ist gewollt. Der Hamburger 
Verfassungsschutz berichtete 
2014 (S. 150) von einem Skin-
head-Rock-Open-Air-Konzert 
in Schwanebek/OT Nienhagen 
(Sachsen-Anhalt): „Nach einer 
Pressemitteilung soll der Sänger 
der Band (Abtrimo) das Konzert 
mit den Worten ‚Wir hassen das 
System .. wir hassen diesen Staat 
…‘ eingeleitet haben.“ Es waren 
1300 Besucher anwesend. Wahr-
scheinlich waren das für den Ver-
fassungsschutz zu viele, um alles 
Gesagte persönlich mitzubekom-
men. Immerhin wird die Quelle 
des Zitates (endstation-rechts.de, 
die einen Artikel von „blick nach 
rechts“ übernehmen) als vertrau-
enswürdig eingeschätzt.

„Patrioten der Straße geben 
niemals auf ...“ schob der Ab-
trimo-Sänger auf dem Konzert 
noch nach. Die Bandmitglieder 
wissen, um was es geht: „Einen 
Gruß an unseren Staat und seine 
linken VS Schergen, ihr müsst 
noch viel lernen nicht jeder Pa-

triot gibt Pink Panther die Hand, 
also Skinheads steht auf und 
kämpft für Eure Meinungsfrei-
heit und gegen den Gutmensch-
Terror in diesem Land.“ (Ab-
trimo-facebook-Eintrag, März 
2017) Über „Pink Panther“ ist 
noch zu schreiben und nachzu-
denken.

Abtrimos rechte Kumpanen – 
Oldschool Records

Wahrscheinlich werden die 
„Lieder“ von Abtrimo von ei-
nem Clown oder Spaßmacher 
produziert und vertrieben, der 
die „parodistische Auseinan-
dersetzung“ liebe (Formulie-
rung: Landgericht, Memminger 
Kurierverlag, 29.5.2018). Ein 
Richter in Memmingen scheint 
einen Herrn B. Einsiedler, Chef 
von Oldschool Records (vgl. Im-
pressum der Internetseite), dafür 
zu halten. Vor dem dortigen Ge-
richt wurde in zweiter Instanz 
ein Verfahren gegen Einsiedler, 
CD-Vertriebsleiter und Musik-
produzent, durchgeführt wegen 
der „Verwendung verfassungs-
widriger Kennzeichen“ und der 
„Verbreitung von Musik, die … 
zur Gewalt gegen Ausländer, Ju-
den oder Homosexuelle aufrufen 
soll“ (ebd.). Einsiedler brachte 
Titel wie „Goebbels für alle“ aus 
dem Album „Adolf Hitler lebt“ 
mit der Textzeile „wir bleiben 
Joseph Goebbels treu“ unter sei-
ne Skinhead-Kunden aus vielen 
Ländern Europas. Die Zeitung 
aus Memmingen schrieb:„Und 
auch Textzeilen, die das Amts-
gericht [noch] als eine pauschale 
Bagatellisierung des Holocaust 
bewertete (‚geschmierte Histo-
rikerkommissionen [...] haben 
die Geschichte auf den neuesten 
Stand der Lüge gebracht‘; ‚so 
viele sind bis heute nicht gestor-
ben‘) oder als Propagierung einer 
‚rassischen Überlegenheit der 
Germanen‘ einstufte (‚germani-
sches Erbgut wird zerstört‘), sah 
der Vorsitzende Richter in dieser 
Verhandlung nicht als strafrecht-
lich verfolgbar an.“ (ebd.) Wie 
sind solche Textpassagen zu be-

werten? Immerhin gibt es 
in Memmingen auch Rich-
ter, die solche Äußerungen 
nicht dulden wollen.

Einsiedler war auch so schlau, 
sich in Hamburg juristisch bera-
ten zu lassen. Zu einem im Pro-
zess verhandelten Propaganda-
lied der Hitlerjugend lieferte die 
hier bei uns ansässige Rechts-
anwältin Gisa Pahl (Deutsches 
Rechtsbüro, DRP) ein Rechts-
gutachten. Sie ist eine Szene-
Anwältin mit weitreichenden 
Kontakten. Pahl kennt zum 
Beispiel den im NSU-Prozess 
Verurteilten Ralf Wohlleben lt. 
Verfassungsschutz seit mindes-
tens 2005. Das DPR stand auch 
auf einer Namensliste, die in der 
von Zschäpe („Nationalsozialis-
tischer Untergrund“, NSU) ange-
zündeten Wohnung in Zwickau 
gefunden wurde. Am 27.6.2001 
wurde der Gemüsehändler Sü-
leyman Tasköprü in seinem Ge-
schäft in Hamburg-Bahrenfeld 
von Böhnhardt und Mundlos 
ermordet.

Oldschool Records-Vertrieb 
produzierte einige CDs von Ab-
trimo und kümmert sich um den 
Vertrieb. Abtrimos Lieblinge, 
die „Skrewdriver“ (Warlord LP) 
(siehe oben), verkauft dieser On-
line-Handel ebenfalls.

Neonazis im Hamburger 
Umland

„… vom Orient her ...“ – na-
türlich – wehe ein „Sturm über 
Europa“. Dagegen helfe nur 
„Identität“: „s.f.f.s. in den Tod“. 
Da ist es, das Fremde, Andersar-
tige aus dem Orient, das „uns“ 
bedroht. Dagegenhalten müsse 
man. Die Abtrimo-Dichter lie-
ben das Drohende und Martia-
lische: „Für uns gibt es nur den 
einen Tod … killer (!) for ever 
… für uns gibt‘s nur den einen 
Weg“. Unerbittlich scheinen die-
se Herren gewillt zu sein, sich in 
unserer Gesellschaft durchzu-
setzen. Da hätten sich die Leute 
vom Thinghaus in Grevesmüh-
len bei Schwerin (Mecklenburg-
Vorpommern) über den Auftritt 
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im Mai von Abtrimo 
gefreut. „Früher war es 
(das Thinghaus, Anm. 
W.S.) ein Wahlkreisbüro 
der ehemaligen NPD-
Abgeordneten Stefan 
Köster und Udo Pastörs“ 
(Ostsee-Zeitung). Ge-
plant hätten die jetzt dort 
ansässigen Kader den 
Auftritt der Band, wie 
die Gefangenenhilfe im 
Thinghaus auf der Home-
page berichtete. „Leider“ 
musste „Abtrimo“ wegen 
Krankheit absagen. So 
spielte die Band „Old 
Glory“ das Solidaritäts-
Lied für „Wolle“, den 
damals noch inhaftier-
ten und jetzt verurteilten 
Neonazi Ralf Wohlleben, 
einem Helfer der NSU-
Mörderbande. Schon 
2012 wussten sie bei 
Abtrimo, welche Töne 
sie anschlagen wollten, 
und sie hätten gut zur 
Gesellschaft im Thing-
haus gepasst: „Auf den 
ersten Konzis da ging es los, 
die Stimmung war einfach rie-
sengroß. Der rechte Arm immer 
ausgeschlagen, politisch moti-
viert keine Frage. … Skinheads, 
mit kurzem Haar, Skinheads, 
wir sind wieder da! Skinheads, 
die Arbeiterklasse, Skinheads 
wir sind die Masse!“ (aus ihrem 
Song „Kleiner Bengel“)

Das Landesamt für Verfas-
sungsschutz Hamburg hatte bei 
der BPjM (Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Medien) 
die Indizierung einer 2013 er-
schienen CD der Band angeregt: 
„Nach Ansicht der BPjM wirkt 
der Inhalt der CD verrohend, 
reizt zu Gewalttätigkeit und Ras-
senhass an (!) und verherrlicht 
den Nationalsozialismus. … 
ein drittes Lied schwer jugend-
gefährdend und strafrechtlich 
relevant …, da es zum Hass auf 
Muslime … aufstachelt und zu 
Gewaltmaßnahmen gegen diese 
auffordert.“ (Bericht 2013, S. 
165) Die BPjM entschied am 

6.8.2013, die CD in die Liste 
der jugendgefährdenden Medien 
aufzunehmen. Der Titel der CD 
lautete ‚7 auf einen Streich‘. Die 
erste CD der Gruppe hieß „Nord-
deutscher Untergrund – Der ers-
te Streich“. Der „Nationalsozi-
alistischen Untergrund“ (NSU) 
verharmloste seine Morde in 
einem Bekenner-Video mit der 
Comic Figur Paulchen Panther 
als „Streiche“, wie das Antifa-
schistische Infoblatt berichtete. 
In früheren Zeiten dachten man/
frau da wohl an „Fliegen kil-
len“ (das tapfere Schneiderlein 
und seine Sorgen ...). Nach den 
NSU-Morden will dieses Bild 
beim Betrachten des CD-Covers 
dieser Band nicht so recht entste-
hen.

Von Hamburg-Bergedorf aus 
ist es nicht weit bis Uelzen. Nach 
einem Konzert am 28.10.2017 
dankte die Band den Skinheads 
Uelzen. Auch 2013 organisier-
ten die Uelzener Skinheads ein 
Konzert mit „Abtrimo“. Das 

Bandmitglied Marcel 
Koschnick, Sänger der 
Gruppe, soll in jun-
gen Jahren eng mit den 
rechtslastigen „Skin-
heads Uelzen“ verbun-
den gewesen sein.

In der rechtsradikalen 
Szene Uelzens/Umfeld 
gibt es Menschen, die 
offensichtlich vor nichts 
zurückschrecken, die 
aufstacheln wollen, die 
hetzen. Eine Gruppe 
„Widerstand Uelzen“ 
veröffentlichte folgen-
den Aufruf: „Jetzt komm 
Ich Das ist jetzt mein 
Aufruf für die Region 
Uelzen (Niedersachsen) 
Und zwar zum Töten … 
Ja so weit ist es schon … 
Tod der Linksfaschisti-
schen Antifa!!! Tod der 
Antifa… Dies ist ein 
Mordaufruf!!! Ab sofort 
ist die Antifa Uelzen 
Freiwild“ (25.1.2016). 
Dieses Machwerk haben 
Antifaschistinnen und 

Antifaschisten aus Lüneburg 
dokumentiert. Wen will dieser 
Anonyme aufstacheln? Wer soll 
angesprochen werden? Wer ist 
empfänglich für so etwas? Nazi-
Musik macht empfänglich. Ein 
Text der Abtrimo-Barden hat 
folgende Worte: „… Beide Hän-
de zur Faust geballt. Die anato-
lischen Gangster lassen uns kalt. 
Denn ist einmal der Germane 
erwacht, heißt es für Öcerlan 
und Co gute Nacht (…) Ham-
burg ist zwar das Tor zur Welt, 
aber nicht für die islamistische 
Welt. Jedes Viertel holn wir uns 
zurück und brechen dem Multi-
kulti sein Genick …“. Der Song 
wurde als jugendgefährdend ein-
gestuft und indiziert. Eine Text-
Weisheit der Gruppe Abtrimo ist: 
„Egal was du bist, egal was du 
kannst, mach es richtig oder lass 
es ganz“ („7 auf einen Streich“, 
2012). Wessen „Genick“ soll 
„gebrochen“ werden? Abtrimo 
nennt sich „RAC“-Band, Rock 
Against Communism.
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Nazis schmücken sich mit Runen
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Gefährlich
2015 veröffentlichte Abtri-

mo die CD „Spirit of the Patri-
ot – United against everyone“. 
Gastsänger sei ein „Uwocaust“ 
gewesen (der Sänger-Name soll 
wohl Assoziationen wecken). 
Ein Song-Titel lautete „Gewalt 
regiert uns all“: „In den Straßen 
und in den Gassen gibt es Schlä-
gereien … in den Schulen da gibt 
es aufs Maul, die Sozialhilfe-
empfänger sind dabei nicht faul 
… überall kommen sie in Scha-
ren, um die Gegner zu jagen … 
Gewalt regiert uns alle, verlier 
nicht die Kontrolle, pass auf was 
läuft … das Leben ist eine einzi-
ge Schlacht, kurz gebt gut acht, 
…. und der Stärkere gewinnt …“ 
Der Sänger will genau das, was 
er dort singt – „gewinnen“.

Unter facebook ist ein „Uwe 
Menzel“ zu finden, ein aus-
gemachter Motorradfan, hei-
ßer Verehrer der AfD und von 
compact-online. Die Seite wird 
„sauber“ gehalten – facebook 
kümmert sich bei dieser Seite 
auch um das Löschen bestimm-
ter Inhalte und sperrte den Zu-
gang für einige Tage. Das ge-
schieht nicht immer zeitnah. 
Ein weiterer facebook-Nutzer, 
„Thomas Menzel“, postete am 
24.9.2017 – es ist die Zeit der 
Bundestagswahl –: In unflätiger 
Weise werden Martin Schulz 
(SPD) und Cem Özdemir (Grü-
ne) antisemitisch und rassistisch 
angepöbelt und beschimpft. Dies 
als Zitate wiederzugeben, ver-
bietet sich an dieser Stelle. Die 
Kommentare wurden später ge-
löscht. Nur so viel: „Suche 9mm 
…. Weil diese Regierung bringt 
uns um …. Gute Heimreise … 
die Geschichte wiederholt sich 
… “ Nun, diese Gewaltausbrü-
che findet „Uwe Menzel“ gut! 
Er setzte ein „like“. All das war 
nur einige Tage auf facebook zu 
sehen. Und „Thomas Menzel“ 
legt nach: „Hm gerade in den 
Nachrichten: um das ausbreiten 
der afrikanischen Schweinepest 
in Frankreich zu verhindern 
sollen 32000 Schweine getötet 

werden!! … ich unterlasse ei-
nen Kommentar (weil gegen die 
FÄkebuck bestimmungen, und 
überlasse Euch einen spontanen 
Gedanken einzutragen … “) Es 
folgte das „like“. Hinter „Uwo-
caust“ verbirgt sich „Uwe Men-
zel“ (https://dontcallitmusic.no-
blogs.org/page/2/). Die Einträge 
sind wahrscheinlich von dem in 
der Skinhead-Musik-Szene Akti-
ven verfasst worden.

Stillhalten?
‚Schule‘ soll viele Dinge leis-

ten. Sehr viel wird den Kollegin-
nen und Kollegen aufgebürdet. 
Es sollte trotzdem interessieren, 
was Jugendliche sehen, was sie 
hören, womit sie sich in den 
‚Sozialen Medien‘ beschäftigen. 
Musik gehört seit eh und je zu 
dem, was junge Leute interes-
siert – und natürlich nicht nur 
sie. Nur: Wie können wir nach-
haltig gegensteuern, wenn uns 
auffällt, dass jemand Interesse 
zeigt an gewaltverherrlichender 

Musik? Das herauszufinden 
und aktiv zu werden, könnte 
Ansporn für einen lebendigen 
Diskurs in der Schule sein. Der 
Hamburger AfD-Fraktionsvor-
sitzende Alexander Wolf wird 
mit seinen Anfragen keine_n da-
von abhalten, diesen Diskus zu 
führen.

Wahrscheinlich hält das Da-
nubia-Mitglied Wolf es bei sei-
ner politischen Vergangenheit 
mit Ernst Jünger (1932): „Der 
Mensch entfaltet seine höchste 
Kraft, entfaltet Herrschaft über-
all dort, wo er im Dienste steht. 
Es ist das Geheimnis der echten 
Befehlssprache, daß sie nicht 
Versprechungen macht, sondern 
Forderungen stellt. Das tiefste 
Glück des Menschen besteht 
darin, daß er geopfert wird und 
die höchste Befehlskunst darin, 
Ziele zu zeigen, die des Opfers 
würdig sind.“ Fürchterlich!

WOLFGANG SVENSSON
hlz-Redaktion
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GRIECHENLAND

Im Abwärtsstrudel
Es geht immer noch eine Nummer schlechter

Von Ende September bis An-
fang Oktober war ich mit der 
Griechenland-Solireisegruppe 
„Gegen Spardiktate und Nati-
onalismus!“ zum mittlerweile 
achten Mal in Athen. Wir tra-
fen uns mit Vassia Chiotivas 
und Nikos Kalegiros von der 
Grundschullehrergewerkschaft 
DOE. Vassia ist schwanger und 
gerade im Mutterschutz, der in 
Griechenland zwei Monate vor 
und drei Monate nach der Geburt 
dauert. Danach gibt es noch neun 
Monate Erziehungszeit zum nor-
malen Gehalt, die man aber nicht 
gleich nehmen muss.

Sie berichten von den neuesten 
Plänen der Regierung. Um sie zu 
verstehen, ein kurzer Blick auf 
die Situation: Seit 2009 gibt es 
keine Festanstellungen mehr im 

Bildungswesen, nur noch Neun-
Monatsverträge vom Schulbe-
ginn im Herbst bis zum Ferien-
beginn im Sommer (für 900 € im 
Monat). Danach gibt es drei Mo-
nate Arbeitslosengeld (360 Euro) 
und dann muss man sich neu be-
werben. Von insgesamt 130 000 
Lehrkräften sind mittlerweile 33 
000 auf diese Art beschäftigt, 
also ein gutes Viertel. Die offizi-
elle Bezeichnung für diese Grup-
pe lautet „Vertretungslehrer“. 
Das ist absurd, denn sie vertreten 
sich ja selbst, da sie immer wie-
der sich neu bewerben müssen! 
Es gibt Kolleg_innen, die seit 
zehn Jahren an derselben Schu-
le „Vertretungslehrer_in“ sind. 
Gleichzeitig wurden Lehrkräfte 
eingespart, Schulen zusammen-
gelegt usw. Die Gewerkschaft 

geht von 40 000 fehlenden Lehr-
kräften aus.

Die (im Juni abgewählte)
Syriza-Regierung trat Anfang 
des Jahres mit einem Plan an die 
Öffentlichkeit: Sie wollte 4500 
Lehrkräfte für Sonderschulen 
und 10 000 Lehrkräfte für die 
allgemeinen Schulen fest ein-
stellen. Allerdings hatte der Plan 
einen ganz besonderen Haken: 
Es soll eine Liste geben mit Zu-
satzqualifikationen wie Fremd-
sprachenkenntnisse oder einen 
Masterabschluss, die für eine 
Festanstellung erforderlich sind. 
Also: wenn man zehn Jahre mit 
einem Zeitvertrag in der Schule 
unterrichtet hat, soll diese Qua-
lifikation nicht zählen! Diese 
Qualifikationsliste soll zukünftig 
nicht nur für Festanstellungen, 
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sondern auch für Zeitverträge 
gelten. Die Qualifikationsliste 
soll jedes Jahr aktualisiert wer-
den. Die Leute wissen also gar 
nicht genau, was nun in Zukunft 
gelten soll.

Besonders die Ankündigung, 
dass man in Zukunft einen Mas-
ter brauche, löste einen Run auf 
die Universitäten aus. Früher 
brauchte man nur einen Uniab-
schluss, z.B. für Lehrkräfte in 
Kindergärten, jetzt ist es besser, 
einen Doktortitel zu haben! An 
den Unis gibt es jetzt überall 
Masterklassen mit bis zu 300 
Student_innen. Die kosten na-
türlich, die billigsten fangen bei 
1500 € an, Vassias Schwester 
musste 5 500 € aufbringen, die 
ihr die Eltern gaben. Wer kein 
Geld hat, hat Pech gehabt. 

Das Ganze hat auch negative 
Auswirkungen auf die Unter-
richtsversorgung, z.B. bei den 
Schulen auf den vielen griechi-
schen Inseln. Dort ist die Leh-
rerversorgung eh schon prekär, 
jetzt mit dem neuen Gesetz wird 
es noch schlimmer, da sich vie-
le sagen, ich mache lieber einen 
Master in Athen als auf einer 
Insel zu unterrichten und keine 
Zusatzqualifikation zu erwerben.

Gegen dieses Gesetz streikten 
die Kolleg_innen im Januar drei 
bis vier Tage. Trotzdem war die-
ses Gesetz für Syriza ein Wahl-
kampftrumpf, weil eben 10 000 
Festeinstellungen angekündigt 
wurden. Die neue konservative 
Regierung will die Qualifikati-
onsliste beibehalten, auch 4500 
Festanstellungen im Sonder-
schulbereich schaffen. Von den 
10 000 im allgemein bildenden 
Bereich spricht sie bisher nicht.

Einen zweiten wichtigen 
Punkt sprachen Vassia und Ni-
kos noch an, der die Vorschule 
betrifft. Früher dauerte sie ein 
Jahr. Die Lehrerverbände for-
derten zwei Jahre. Die Syriza-
Regierung verlängerte auf zwei 
Jahre, aber dafür gibt es gar nicht 
genug Plätze in öffentlichen Vor-
schulen. Also verteilte die Re-
gierung sogenannte Voucher, mit 

denen man die Kinder in priva-
ten Kindergärten bezahlen soll. 
Allerdings sind deren Gebühren 
höher als der Wert der Voucher! 
Also können die vermögenderen 
Eltern ihre Kinder auf private 
Kindergärten schicken, die damit 
staatlich subventioniert werden. 
Viele Bürgermeister sind daran 
interessiert, dass sie die Voucher 
verteilen. So könnten sie ihre 
Klientel bedienen.

Zum Unterricht selbst noch 
zwei Geschichten. Die Syri-
za-Regierung führte ein fort-
schrittliches Religionsbuch ein. 
Dagegen wurde geklagt und tat-
sächlich: der Oberste Gerichts-
hof beurteilte es als verfassungs-
feindlich!

Die neue konservative Bil-
dungsministerin will in den Fä-
chern Geschichte und Religion 
konservative Werte verankern: 
Geschichte soll national und Re-
ligion orthodox gelehrt werden. 
Auf in die Zukunft!

Pensionäre müssen ums 
Überleben kämpfen

Einen Abend zuvor waren wir 
bei der Gewerkschaft für die 
Lehrerpensionäre bzw. Rent-
ner_innen, PESEK, eingeladen. 
In Griechenland haben die Rent-
ner_innen eigene Gewerkschaf-
ten!

Seit 2010 wurden die Ru-
hestandsbezüge kontinuierlich 

zusammen gestrichen. Bekam 
man bis 2010 noch 1600 Euro, 
ging das zurück auf 930 und 
nach dem neuesten Gesetz auf 
750 Euro. Bei diesen Kürzungen 
muss man immer im Hinterkopf 
haben, dass in vielen Familien 
die Renten das wesentliche Ein-
kommen sind, da die Arbeitslo-
sigkeit bei 25 Prozent liegt. Dazu 
kommt, dass die Lebenshal-
tungskosten gestiegen sind, auch 
Medikamente wurden teurer und 
die staatliche Gesundheitsver-
sorgung wurde kaputt gespart.

Die Rentenversicherungsträ-
ger haben enorme Schwierig-
keiten, denn die verschiedenen 
griechischen Regierungen haben 
2012 und 2015 deren Kassen 
leergeräumt, um die Schulden an 
den IWF und andere Gläubiger 
abzutragen. Das wirkt sich nun 
so aus, dass man auf seine erste 
Rentenzahlung drei Jahre warten 
muss! Früher betrug die Warte-
zeit nur ein Jahr. Auch hatte man 
früher zum Rentenbeginn eine 
bestimmte angesparte Summe 
ausbezahlt bekommen, für die 
sich viele eine Wohnung kaufen 
konnten. Diese Zahlung gibt’s 
nicht mehr, das Geld ging an den 
IWF.

Kein Wunder, dass es in die-
sem Jahr schon 160 Protestaktio-
nen der Rentner_innen gab.

MANFRED KLINGELE

Unsere 'Informanten' von der Grundschullehrer_innen-Gewerkschaft: 
Vassia Chiotivas und Nikos Kalegiros
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Erster 
Hamburger 
Klimagipfel
Planetare Grenzen einhalten - Die Verantwortung Hamburgs

      Montag, 20. Januar 2020, 18 Uhr

          KKaatthhoolliisscchhee  AAkkaaddeemmiiee  HHaammbbuurrgg,,  HHeerrrreennggrraabbeenn  44,,  2200445599  HHaammbbuurrgg

Schmelzende Polkappen und ein steigender Meeresspiegel weltweit, zunehmende Sommertrockenheit und 
immer mehr Starkregenereignisse in Deutschland: Vieles deutet darauf hin, dass der Klimawandel längst 
zur handfesten Klimakrise geworden ist. 

Im Vorfeld der Hamburger Bürgerschaftswahlen diskutiert der BUND deshalb mit Vertreter*innen der Ham-
burger Parteien darüber, was von ihnen in der nächsten Legislaturperiode in Sachen Klimaschutz zu erwar-
ten ist. Wir wollen keine Wahlkampf-Floskeln, sondern verlässliche Aussagen, damit die Wählerinnen und 
Wähler wissen, wen sie wählen sollen, wenn ihnen der Klimaschutz wichtig ist.

      Auf dem Podium:

SPD:  Dirk Kienscherf, Vorsitzender der SPD-Fraktion in der Bürgerschaft
CDU:  Marcus Weinberg, Spitzenkandidat für die Bürgerschaftswahl
DIE GRÜNEN: Anjes Tjarks, Vorsitzender der Grünen-Fraktion in der Bürgerschaft
Die LINKE: David Christopher Stoop, Landessprecher
FDP:  Michael Kruse, Vorsitzender der FDP-Fraktion in der Bürgerschaft

Einführungsvorträge: Michael Kopatz, Wuppertal-Institut für Klima, Umwelt, Energie
Ann-Kathrin Schneider, Leiterin Internationale Klimapolitik, BUND

Moderation: Anke Butscher, abconsult

Die Veranstaltung ist kostenfrei. 
Wir bitten um Anmeldung unter www.bund-hamburg.de/klimagipfel
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Gesund in den Ruhestand!
Wir bieten euch an, in einem persönlichen Gespräch euch zum Beispiel über folgende Fragen zu 

informieren:
● �Wie kann ich meine Gesundheit erhalten und stärken? Inwieweit kann ich dabei die Unterstützung 

durch Einrichtungen der Behörden erwarten?
● �Wie und wo kann ich die Feststellung einer Schwerbehinderung beantragen?
● �Wann kann ich in den Ruhestand gehen?
● �Habe ich meine rentenrechtlichen bzw. versorgungsrechtlichen Zeiten geklärt?
● �Wie berechnet sich meine Altersversorgung?

Die GEW bietet in ihrer Geschäftsstelle, Rothenbaumchaussee 15, eine kostenlose persönliche Be-
ratung zu diesen und ähnlichen Fragen an. Der nächste Termin ist der 28.1.2020, 15 bis 17 Uhr (offene 
Sprechstunde ohne Terminvereinbarung). Das Angebot richtet sich sowohl an Arbeitnehmer_innen als 
auch an Beamt_innen.

KARIN HUFERT,
ehrenamtliche Beraterin, Mitglied der GEW

SCHLAUFOX

Hamburger Kämpferin für Bildungsgerechtigkeit 
erhält Bundesverdienstkreuz

Hamburg, 2.12.2019 – Vor 
kurzem veröffentlichte sie ihren 
„steinigen Weg zum Erfolg“ in 
der gleichnamigen Biographie, 
nun wird Gloria Boateng 
für diesen Werdegang und 
ihr unermüdliches Wir-
ken für mehr Bildungs-
gerechtigkeit die höchste 
Anerkennung zuteil: 

B u n d e s p r ä s i d e n t 
Frank-Walter Steinmeier 
zeichnete sie am 4. De-
zember in Schloss Belle-
vue mit dem Verdienstor-
den der Bundesrepublik 
Deutschland aus. Unter 
dem Motto „Engagement 
bildet“ würdigte er zum 
Tag des Ehrenamts ihren 
herausragenden Einsatz 
für die Bildung.

Gloria Boateng kam 
als 10jährige aus Ghana 
nach Deutschland und erkämpf-
te sich unter den schwierigsten 
Bedingungen ihren Bildungs-
weg bis zum erfolgreich ab-
solvierten Staatsexamen. Von 
jeher widmete sie ihr Leben der 
Förderung benachteiligter Kin-
der und Jugendlicher, in viel-

fältigster Form: als Lehrerin an 
der Stadtteilschule Bahrenfeld, 
Gründerin und 1. Vorsitzende 
des Bildungsvereins SchlauFox 

e.V., Trainerin bei Sportspaß, 
Ernährungsberaterin, Mutter 
einer 19jährigen Tochter; dazu 
kümmert sie sich um zwei Ju-
gendliche – einen Geflüchteten 
aus Gambia und ein Mädchen, 
dass sie auf ihrem Bildungs- und 
Lebensweg unterstützt. 

Gloria Boateng wünscht sich, 
„dass kein Kind durchs Raster 
fällt – egal, woher es kommt. 
Ich hatte das Glück, immer Men-

schen zu treffen, die an 
mich geglaubt haben. So 
ein Mensch will ich für 
andere sein“.

SchlauFox e.V. un-
terstützt seit 2008 be-
nachteiligte Kinder und 
Jugendliche auf ihrem 
Bildungsweg über ver-
schiedenste Ansätze und 
Programme, z. B.: Unter-
stützung bei der Schul-
bildung, Integration von 
Geflüchteten, Begleitung 
auf dem Weg zum Schul-
abschluss, die Hamburger 
Kultur erleben, gemein-
sam gesund kochen.

Für weitere Informati-
onen zu Gloria Boateng 

und SchlauFox e.V. wenden Sie 
sich gern an: 

JULIA FLAD
SchlauFox e.V.

Geschäftsführung/Projektleitung 
Ankerlicht, Tel: 040/609 41 98 12 

E-Mail:julia.flad@schlaufox.de

Fo
to

: G
lo

ria
 B

oa
te

ng
 / 

D
or

o 
N

ow
a



70	 hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2019

Anmeldung 
Über die GEW-Website: 
www.gew-hamburg.de/
seminare. Ermäßigung 
gibt es für Erzieher_in-
nen, Referendar_innen, 
Studis, Erwerbslose. 
Nichtmitglieder zahlen 
mehr (auf Anfrage). Se-
minare mit Übernachtung 
beinhalten Vollverpfle-
gung und Unterbringung 
im Einzelzimmer.

gb@-SEMINARE 2019

Simply the best
Weitere Infos und Seminarangebote unter 
gew-hamburg.de/seminare/gewerkschaftliche-bildung

Seminar für Pädagogisch-
Therapeutische Fachkräfte 
(PTF) an Schulen

Welche Rechte, Rollen und 
Aufgaben haben Pädagogisch-
Therapeutische Fachkräfte an 
Schulen? Wie sieht die Zusam-
menarbeit und Abgrenzung mit 
/ zu den Lehrer_innen aus? Wel-
che Unterstützung (der GEW) 
brauchen wir? Wie können 
wir uns besser vernetzen? Wie 
sichern wir die Standards bzw. 
die Qualität unserer Arbeit?

Ausgehend von eigenen Er-
fahrungen werden aktuelle The-
men und Probleme der PTF an 
Schulen diskutiert und anhand 
von Fallbeispielen vertieft.

Donnerstag 13.2.2020,
9:30-16:30 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Ima Drolshagen
kostenlos für GEW-Mitglieder 
incl. Verpfl. (Nicht-Mitglieder 
20 €)

Tango und Klassenführung
Neu an der Schule oder im 

Referendariat – viel kommt auf 

euch zu! Über Unterrichtsvorbe-
reitung habt ihr einiges gelernt, 
das Thema Klassenführung 
kommt selten im Studium oder 
Referendariat vor. Gerade heute 
mit immer herausforderndem 
Verhalten vieler Schüler_innen 
wird es jedoch zunehmend 
wichtig.

Im Seminar bietet sich die 
Möglichkeit, auf körperlicher 
Ebene zu erfahren, was gute 
Führung ist und was unzu-
reichende Führung bewirkt. 
Eine Einführung in den Tango 
Argentino ermöglicht diese 
Erfahrungen. Wer also immer 
schon mal Tango lernen wollte, 
ist in diesem Seminar auch 
richtig. In den Reflexionsphasen 
wird die Verbindung zwischen 
Führung im Tanz und in der 
Klasse gezogen.

Fr. 14.2.2020, 17 Uhr
Sa. 15.2.2020, 15 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Christa Günther
Kostenanteil: 20 € incl.
Verpflegung (Nicht-Mitglieder 
80 €)

Exposé-Schreibwerkstatt
Das Exposé ist Vorausset-

zung für die Bewerbung um ein 
Promotionsstipendium, manch-
mal auch für wissenschaftliche 
Stellen. Ein Exposé wird nicht 
„mal eben schnell“ geschrieben, 
sondern erfordert bereits eine 
sehr aktive Auseinandersetzung 
mit dem gewählten Thema. 
Vor diesem Hintergrund sollen 
Aufbau, Inhalte, wissenschaftli-
ches Arbeiten, eigenes Schrei-
ben, Beispiele und gegenseitige 
Unterstützung im Vordergrund 

stehen. Ergänzt wird dies durch 
Schreibübungen und Planungs-
strategien. Gerne können vorlie-
gende Entwürfe bzw. Fragmente 
mitgebracht werden.

Sa. 15.2.2020, 11 Uhr
So. 16.2.2020, 17 Uhr
Bad Bevensen,
Gustav-Stresemann-Institut 
www.gsi-bevensen.de
Leitung: Ingrid Keller-Russell
Kostenanteil: 20 € für
GEW-Mitglieder incl.
Verpfl. (Nicht-Mitglieder 60 €)

55 Plus – Die besten Jahre 
kommen noch?!

Dieses Seminar ist für alle 
Kolleg_innen, bei denen der 
berufliche Ausstieg bzw. der 
Übergang in den Ruhestand / 
die Rente mehr und mehr in 
Sichtweite kommt. Während 
manchen körperliche Einschrän-
kungen bewusst werden, blühen 
andere „Silver Ager“ vollkom-
men auf. Gemeinsam werden 
wir uns in diesem Seminar an 
den beruflichen Ausstieg heran-
tasten, aber auch die letzte Be-
rufsphase betrachten: „Was darf 
so bleiben?“, „Was will ich nicht 
mehr?“ und „Wo geht vielleicht 
noch etwas völlig Neues?“.

Fr. 21.2.2020, 15 Uhr
Sa. 22.2.2020, 16 Uhr
Dersau, Leibers Galerie-Hotel 
www.leibers.de
Leitung: Simone Friedrich
Kostenanteil: 40 € incl.
Unterkunft/Verpfleg.
(ermäßigt 20 €)
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gb@-SEMINARE 2019

Simply the best
Weitere Infos und Seminarangebote unter 
gew-hamburg.de/seminare/gewerkschaftliche-bildung

Das HLZ-Rätsel

Des letzten Rätsels Lösung…
… sind a, c, d und f. Marius Müller-Westernhagen gab sie-

ben Echo-Preise aus Protest gegen die Ehrung von Kollegah 
und Farid Bang zurück. Helmut Schmidt wollte als Hanseat 
keinen Orden (Bundesverdienstkreuz) haben, Angela Merkel 
lehnte den Viadrina Preis für deutsch-polnische Zusammen-
arbeit ab. John Lennon gab seinen MBE-Orden aus Protest 
gegen die Außenpolitik der britischen Regierung zurück

Unsere Gewinnerin ist Nicole Boutez. Sie wusste 3 der 4 
richtigen Antworten und erhält die plastikfreie Trinkflasche 
aus Edelstahl. Herzlichen Glückwunsch!                      MH/MK

Silvester ohne Böller?Silvester ohne Böller?
CDU und Grüne würden in Hamburg gerne Böller 
zu Silvester weitgehend verbieten. Aber was dann? 
Andere Ländern bieten Alternativen.

Welche Silvesterbräuche 
gibt es tatsächlich? 
A) Puppen mit Gesicht unbeliebter Politiker verbrennen 
B) Mit roter Unterwäsche ins Neue Jahr hineinschlafen 
C) Anderen mit einer Rute auf den Rücken schlagen  
D) Wettessen mit Schokoladen-Weihnachtsmännern 
E) 10 Tage Party ab Silvester

Einsendungen (ggf. mit Mehrfachnennungen) bitte mit 
Postanschrift bis zum 29.1.2020 an die hlz, am besten an 
hlz@gew-hamburg.de. Als Preis winkt ein Gutschein für 
„Hamburg von oben“ in der Skyline Bar 20up des 
Empire Riverside Hotels. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Ein 2. Osterfeuer zum Jahresende?

John Lennon schickte 1969 seinen Orden Member of the British Empire an die Queen zurück.
Er protestierte so gegen die britische Verwicklung in den Nigeria-Biafra-Konflikt und die Unterstützung
der USA im Vietnamkrieg. - Bild: Internationale Plakataktion von Lennon und Yoko Ono, derzeit als Download 
wiederbelebt unter warisover.com.
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GEW TERMINE – DEZEMBER 2019/JANUAR-FEBRUAR 2020

Referat F

Gruppe Gewerkschaftliche Bildung 
Wir treffen uns unregelmäßig aber effektiv. 
Wir freuen uns über die Teilnahme von 
Interessierten. Info: Roland Stolze, 
mailto: rolandstolze@gwhmail.de

Referat B/C Bildungspolitik, -finanzierung In der Geschäftsstelle nachfragen
GEW Studies In der Geschäftsstelle nachfragen
Junge GEW In der Geschäftsstelle nachfragen
FG Grundschule 13.02.2020, 18.00 Uhr
AG Vorschule In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Stadtteilschulen 28.01.2020, 16.30 Uhr
11.02.2020, 17.00 Uhr

FG Berufliche Schulen 15.01.2020, 16.30 Uhr
12.02.2020, 16.30 Uhr

FG Gymnasien/AG LAZ In der Geschäftsstelle nachfragen
FG Kinder- und Jugendhilfe In der Geschäftsstelle nachfragen
Kita Netzwerk In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Sonderpädagogik und Inklusion 17.12.2019, 17.00-19.00 Uhr
14.01.2020, 17.00-19.00 Uhr

FG Hochschule u. Forschung 13.01.2020, 18.00 Uhr
AfGG Gleichstellungs- u. Genderpolitik In der Geschäftsstelle nachfragen 

Bleiberechtsausschuss 28.01.2020, 19.00 Uhr
25.02.2020, 19.00 Uhr

AG Bildung statt Kinderarbeit 07.01.2020, 16.00 Uhr
Ausschuss für Friedenserziehung In der Geschäftsstelle nachfragen
Mittelamerikagruppe In der Geschäftsstelle nachfragen
BG Ruheständler_innen – Vollversammlung 05.02.2020, 15.00 Uhr
FG PTF soz.-päd. Personal an Schulen In der Geschäftsstelle nachfragen
AG Schulleitungen 10.02.2020, 18.00 Uhr
Sportausschuss In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Kindheitspädagogik
18.12.2019, 19.00 Uhr
29.01.2020, 19.00 Uhr
26.02.2020, 19.00 Uhr

AJuM – AG Jugendliteratur u. Medien In der Geschäftsstelle nachfragen
Bildungsclub 22.01.2020, 19.00 Uhr
AG Queere Lehrer_innen 20.02.2020, 18.30 Uhr
FG Erwachsenenbildung 13.01.2020, 18.30 Uhr

DOL – Die offen Liste / elbkinder
19.12.2019, 17:30 Uhr,
16.01.2020, 17:30 Uhr
20.02.2020, 17:30 Uhr

GEW Lehrerkammerfraktion 09.01.2020, 17.30 Uhr
06.02.2020, 17.30 Uhr

Tribunal Weiterbildung: 
Diskussionsveranstaltung der FG Erwachsenenbildung 03.02.2020, 18.00 Uhr

Schulische Personalrätekonferenz 17.02.2020, 16.30 Uhr

Für aktuelle Termine bitte auch auf unsere website unter: https://www.gew-hamburg.de/
mitmachen/termine gucken und evtl. die Kontaktpersonen ansprechen.

Wer, wie, was, wieso, weshalb, warum?
Eine Versammlung am 23. November in der Winterhuder Reformschule, 

zum 50jährigen Bestehend von Gesamtschulen, auf der wohl Viele anwe-
send waren, die sich das gemeinsame Lernen aller Kinder in einer Schule 
zur Lebensaufgabe gesetzt haben, zeichnete die Konflikte nach, die in der 
Vergangenheit die Auseinandersetzungen prägten und bis heute prägen. Die 
68seitige Broschüre zu 50 Jahren Gesamtschule gibt Auskunft von denen, 
die von Anfang an dabei gewesen sind, die Idee in die Praxis umzusetzen.

Erhältlich in der GEW-Geschäftsstelle.

50 Jahre

Es begann in 
Hamburg
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Aus dem Vollen schöpfen…
Das hört sich an, als passte es 

irgendwie zu Weihnachten. Ihr 
wisst schon, die Heilige Bot-
schaft und so… Aber es geht um 
Profanes. Häufig stehen wir am 
Redaktionsschluss da und stellen 
fest, dass wir gar nicht genügend 
Artikel haben, um die 68 Seiten 
zu füllen. Das Problem löst sich 
zwar meistens wie von Zauber-
hand, weil danach dann doch 
wider Erwarten Artikel ein-
trudeln. Und dann ist das Heft 
voll, bestenfalls so, dass wir 
noch Raum für gestalterische 
Elemente haben, damit das 
Ganze euch nicht als Bleiwüste 
erreicht.

Diesmal kündigte sich recht-
zeitig an, dass wir mehr Text 
haben, als der normale Heft-
umfang zulässt. Dann greifen 
wir zur Reserve und können 
die Druckbögen, die bei der 
normalen Seitenzahl gar nicht 
ganz ausgefüllt werden, in 
Gänze nutzen. Das hat den Vor-
teil, dass sich die Mehrkosten 
im Rahmen halten.

Aber wenn – wie in dieser 
Ausgabe – selbst ein Plus von 
acht Seiten nicht ausreicht, um 
alles unterbringen zu können, 
von dem wir meinen, dass es 
euch erreichen sollte, dann ha-
ben wir ein Problem: Die Qual 
der Wahl! Was sollen wir „schie-
ben“, sprich in die nächste Aus-
gabe oder gar in noch spätere 
Ausgaben bringen? Priorität 
haben dann die aktualitätsbezo-
genen Artikel, klar, aber was ist, 
wenn alle Artikel bzw. deren Au-
tor_innen danach schreien, jetzt 
veröffentlicht werden zu wollen?

Ich beneide dann unsere 
Homepage- und Newsletter-
Redaktion. Da gibt es dieses 
Problem nicht. Denn bei dem 
„Schieben“ der Artikel gibt es 
ein weiteres Problem: Alle, die 
sich hingesetzt haben, um etwas 
mitzuteilen, möchten natürlich, 
dass ihre Gedanken sofort ver-
öffentlicht werden. Das ist weni-

ger Eitelkeit – wobei ‚weniger‘ 
nicht heißt, dass es die nicht gibt 
–, sondern liegt in der Natur der 
Sache. Andernfalls hätte man 
sich ja nicht zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt hingesetzt, um et-
was zu schreiben. 

Wenn ich dann die undank-
bare Aufgabe habe, jemandem 
mitzuteilen, dass ihr oder sein 
Artikel in der aktuellen Aus-
gabe keinen Platz mehr findet, 
verlangt dies vor allem Finger-
spitzengefühl. Es besteht immer 
die Gefahr, dass die Absage als 
generelle Zurückweisung emp-
funden wird. Auch das ist nach-
vollziehbar.

Deshalb sei noch einmal an 
unser Konzept und unseren 
Anspruch erinnert, dass wir – 
anders als viele andere GEW-
Publikationen – nicht nur eine 
Zeitung für, sondern auch von 
Mitglieder(n) machen. Wir sind 
davon überzeugt, dass dies das 
geeignete Konzept ist, um eine 
Diskussion innerhalb der Mit-

gliedschaft jeweils anzustoßen 
und/oder aufzunehmen. Dass 
dies dem einen oder der anderen 
Leser_in Stirnrunzeln bereiten 
mag, ist diesem Konzept ge-
schuldet. Aber das „Produkt“ ist 
dann hoffentlich das Gegenteil 
von langweilig!

A propos Langeweile: Die 
wünscht euch die Redaktion in 
diesen Tagen, von denen an-
dernorts auch als besinnlich(e)
gesprochen wird, damit euch 
nicht dasselbe Schicksal ereilt, 
wie der Kollegin oder dem Kol-
legen (wer’s war, verrat‘ ich 
nicht!) auf unserem Titelblatt. 
Goethe, der passt ja immer, 
meint dazu: „Langeweile! Du 
bist (die) Mutter der Musen.“ 
Immerhin! Wenn die Musen 
denn nicht zum Küssen vor-
beikommen sollten, taugen 
sie sicherlich dazu, Kraft zu 
sammeln. Und die braucht ihr, 
brauchen wir, um den Ausein-
andersetzungen auch im neuen 
Jahr mit Schwung und Elan zu 
begegnen. Es spricht ja Einiges 
dafür, dass die Tage der Schön-
Wetter-Demokratie weniger 
werden. In diesem Sinne: Rüs-
tet euch!

JOACHIM GEFFERS

Zum Titel dieser Ausgabe:
„Lieber gut geklaut als schlecht 
selber ausgedacht.“
(Element of Crime / Sven Regener)

Lieber voller als fauler 

Sack – prall gefüllt mit 

Leben – greift zu!

Entspannte Feiertage 

wünscht die Redaktion
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             Institut für Weiterbildung 
             Hamburg-Altona 

So kann Inklusion gelingen!
Weiterbildung Integrative Lernförderung & Lerntherapie
Start in Hamburg: 31. Januar 2020 | 17. April 2020 | 11. September 2020
Lesen, Schreiben, Rechnen mit allen Kräften unterstützen – in Schule und 
außerschulischer Lerntherapie & Lernförderung. Zertifiziert von FiL und BVL

      Infos und Anmeldung unter www.kreisel-hamburg.de

Praxis für 
Psychotherapie 
und Supervision
◆◆ Freude am Leben
◆◆ Selbstvertrauen
◆◆ Gelassenheit

Dipl. Mus. Andreas Merk
Psychotherapie HeilprG, ehem. Lehrer
Privatkasse und Beihilfe

Telefon: 040/3009 3736 ◆ www.andreasmerk.de

Schul-Organisation

Lehrerkalender

Zensurenhefte 

Gemeinsames Lernen 

Förderpläne und 
Dokumentationen 

Elterngespräche

Aufgabenhefte
www.schulorganisation.com

MIT IHRER HILFE 
RETTET ÄRZTE 
OHNE GRENZEN 
LEBEN.

www.aerzte-ohne-grenzen.de / spenden

Spendenkonto:
Bank für Sozialwirtschaft
IBAN: DE 72 3702 0500 0009 7097 00
BIC: BFSWDE33XXX

WIE DAS DER KLEINEN ALLERE FREDERICA 
AUS DEM TSCHAD: Das Mädchen ist plötzlich 
schwach und nicht mehr ansprechbar. 
Sie schläft zwar unter einem Moskitonetz. 
Dennoch zeigt der Schnelltest, dass sie 
Malaria hat. Die von Mücken übertragene 
Krankheit ist hier eine der häufi gsten Todes-
ursachen bei kleinen Kindern. ärzte ohne 
grenzen behandelt die Zweijährige, bis sie 
wieder gesund ist und nach Hause kann. 
Wir hören nicht auf zu helfen. Hören Sie 
nicht auf zu spenden.
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Bildung statt Kinderarbeit!
Eine Stiftung der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
unter Treuhänderschaft der Stiftung Kinderfonds
Spendenkonto fair childhood:  Bank für Sozialwirtschaft 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00, BIC: BFSWDE33MUE

www.fair-childhood.de

 

Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
wwwwww..lleeiissbbeerrgg--kklliinniikk..ddee 

TTeelleeffoonn::  
0077222211//3399  3399  3300  

Von hier an geht es aufwärts!  

Private Akutklinik 
für intensive und persönliche  

Psychotherapie in freundlicher, 
unterstützender Umgebung 
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Hier erwarten Sie motivierte Mitarbeiter, die Sie auf Ihrem Weg in 
Richtung Gesundung engagiert unterstützen. Wir behandeln die gängi-
gen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. in einem in-
tensiven und persönlichen Rahmen, Krisen werden sicher aufgefangen. 

Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen und Beihilfe  

Gesundwerden in freundlicher Umgebung! 

Info-Telefon 02861/80000 

Pröbstinger Allee 14, 46325 Borken (Münsterland) 

 www.schlossklinik.de 

Ich wünsche
Besinnliche Festtage

und einen tollen Rutsch
in das Jahr 2020

albersdesign
Mediengestaltung
+Druckproduktion

Anzeigenverwaltung
04101-842 671

ca@albers.design
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